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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker
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Wertschätzung über
Parteigrenzen hinweg
Gratulanten aus allen Bevölkerungskreisen
feierten Dillingens Landrat an dessen 
50. Geburtstag und zollten
ihm hohe Anerkennung. Seite 16

Leo Schrell:

Kinderbetreuung
flexibilisieren!
Beim ersten Münchner CSU-Familiengipfel
kündigte der Fraktionsvorsitzende an, ein Be-
schleunigungsprogramm
auf den Weg zu bringen. Seite 15

Josef Schmid:

Innovatives Investment 
von Bank und Sparkasse
Laut stellv. BayernLB-Vorstandsvorsitzen-
dem geht die Rolle der Kreditinstitute beim
PPP über eine gewöhnliche
Kreditbereitstellung hinaus. Seite 3

Theo Harnischmacher:

Machen wir uns keine Illu-
sionen: Es geht nicht mehr
um die Frage, ob man mehr
Krippen einrichten muss.
Der Zug ist abgefahren. Der
öffentliche Druck ist überall
zu groß, die Bevölkerung
will diese Angebote. Die Fra-
ge ist nur noch, wie schnell
und bis zu welchem Versor-
gungsgrad man im Ausbau
geht. Seite 15

Bayerischer Gemeindetag:

Wasserwirtschaft -
quo vadis?

37. Seminar für Führungskräfte der
Versorgungs- und Entsorgungswirtschaft in Bad Wiessee

Die Zukunft der kommunalen Wasserwirtschaft
war eines der Themen, mit dem sich das längst zur
Tradition gewordene Seminar für Führungskräfte
der Versorgungs- und Entsorgungswirtschaft in Bad
Wiessee beschäftigte. 

Bei der vom Bayerischen Ge-
meindetag durchgeführten fünftä-
gigen Veranstaltung (die Semi-
narleitung oblag eimal mehr Di-
rektor Dr. Heinrich Wiethe-Kör-
prich) warteten Dr. Michaela
Schmitz, Bereichsleiterin Wasser-
wirtschaft beim Bundesverband
der deutschen Gas- und Wasser-
wirtschaft (BGW) und Werner
Knaus, stellvertretender Vorsit-

zender des Verbandes der Bayeri-
schen Gas- und Wasserwirtschaft
e.V. sowie Werkleiter bei der
Bayerischen Rieswasserversor-
gung Nördlingen, mit aktuellen
Informationen auf.  

Stabile Ausgaben

Wie Michaela Schmitz ein-
gangs erläuterte, sind die durch-

schnittlichen Ausgaben der Bür-
ger für die Abwasserentsorgung
seit Jahren stabil. Die Ausgaben-
steigerungsrate liegt im Durch-
schnitt unter der Inflationsrate.
Die Kostenstruktur der Abwas-
serentsorgung hat sich nur wenig
verändert; zu verzeichnen ist ein
leichter Anstieg der Kosten für
Abschreibungen. Vergleichswei-
se hoch sei der Anteil der ver-
brauchsunabhängigen Kosten in
der Abwasserentsorgung.

Daseinsvorsorge

Die Abwasserentsorgung in
Deutschland sei eine öffentliche
Aufgabe der Daseinsvorsorge,
die von den Städten und Ge-
meinden als kommunale Aufga-
benträger wahrgenommen wird.
Als Aufgabenträger dominierten
öffentliche-rechtliche Unterneh-
men. Der kommunale Eigenbe-
trieb sei mit einem Anteil von 36
Prozent vertreten (bezogen auf
die erfassten Einwohner), vor
dem Zweckverband als Aufga-
benträger mehrerer Kommunen
mit 28 Prozent und der Anstalt
des öffentlichen Rechts (AöR)
mit 17 Prozent. Regiebetriebe,
die vollständig in die Organisati-
onsstruktur der Kommune inte-
griert sind, machten nur noch 15
Prozent aus.

BGW-Argumente

BGW-Argumente gegen die
Liberalisierung des Wassers sind
laut Schmitz folgende Punkte: 
1. Das Wasserhaushaltsgesetz
schreibt eine ortsnahe Wasser-
versorgung vor

(Fortsetzung auf Seite 4)

„BezirkePositionen“:

Für neue Aufgaben gerüstet
Richard Bartsch, Bezirkstagspräsident von Mittelfranken, zeig-
te sich zuversichtlich: „Ich bin mir sicher, das wir die Bündelung
der ambulanten und stationären Eingliederungshilfe ebenso
rasch wie effizient auf den Weg bringen werden. Alle, die bei den
Bezirken damit zu tun haben, sind schon heute hoch motiviert
und voller Tatendrang“, betonte Bartsch am Rande der jüngsten
Hauptausschusssitzung des Verbandes in Ansbach.

Auch Verbandspräsident Man-
fred Hölzlein sieht dieser Her-
ausforderung optimistisch entge-
gen: “Wir werden gute Lösun-
gen finden, gerade auch deshalb,
weil es uns primär um die uns
anvertrauten Menschen geht, die
dieser Hilfe weiterhin dringend
bedürfen.“

Zeigen, was wir
zu leisten vermögen

Fritz Körber, zweiter stellver-
tretender Verbandspräsident, un-
terstützte diese Position nach-
drücklich: „Es gibt überhaupt

keinen Grund hier verhalten zu
sein. Die Bezirke freuen sich
darauf, die ambulante und sta-
tionäre Eingliederungshilfe ab
dem 1. Januar 2008 übertragen
zu bekommen. Wir werden zei-
gen, was wir hier zu leisten ver-
mögen – mit der notwendigen
Fachkompetenz und einer her-
vorragenden bayernweiten Logi-
stik“, so der SPD-Politiker.

Kämpfen um stationäre
und ambulante
„Hilfe zur Pflege“

Vor diesem Hintergrund wol-
len die Bezirke auch weiterhin
um die stationäre und ambulan-
te „Hilfe zur Pflege“ kämpfen.
„Wenn wir das bei der Einglie-
derungshilfe gut hin bekom-
men, wird das ein erstklassiges
Argument sein, uns auch bei der
„Hilfe zur Pflege“ beide Aufga-
ben zu geben“, machte in An-
sbach Schwabens Bezirkstags-
präsident Jürgen Reichert klar.
Deshalb müsse und werde den
Bezirken alles daran liegen, das
Projekt der „Eingliederungshil-

fe“ von Anfang an zu einem Er-
folg zu machen.

In jedem Fall sind wir dafür
gerüstet. Und das werden wir
auch gegenüber der Staatsregie-
rung und den anderen Spitzen-
verbänden deutlich machen“,
gab sich Verbandschef Hölzlein
kämpferisch.

Regionalkonferenz der SPD-Landtagsfraktion:

„Mittendrin statt
außen vor“ 

Bayerisch-Rhein-Main im Blickpunkt 
einer Tagung in Aschaffenburg

Auf 23 Regionalkonferenzen in ganz Bayern sucht die SPD-
Landtagsfraktion nach den „besten Lösungen für das Land“.
Die landesweite Konferenztour startete im März in der Region
Würzburg/Kitzingen, bis zum Jahresende soll die Konferenzse-
rie abgeschlossen sein. Anspruch der Sozialdemokraten ist es,
für ein gerechtes und solidarisches Bayern zu sorgen, gleichwer-
tige Lebensbedingungen in allen Landesteilen zu schaffen und
die Grundlagen für eine Gesellschaft zu legen, die sozial und 
räumlich zusammenhält.

Unter dem Motto „Bayerisch-
Rhein-Main - Mittendrin statt
außen vor: Tourismus, Technolo-
gie und Logistik als Entwick-
lungsmotoren“ diskutierten die
bayerischen Sozialdemokraten
vor kurzem in Aschaffenburg
mit Vertretern aus Politik, Wis-
senschaft, Wirtschaft und Infra-
struktur die Herausforderungen
und Chancen der Region. Das
Gebiet Bayerisch-Rhein-Main
liegt zwar am nordwestlichen
Rand Bayerns, jedoch ergeben
sich durch seine unmittelbare

Nähe zum Wirtschaftsraum
Frankfurt viele Entwicklungs-
chancen. Schon längst wird in
vielen Bereichen - vom Touris-
mus bis zur Logistik - versucht,
durch eine enge Vernetzung mit
der hessischen Metropolregion

(Fortsetzung auf Seite 4)

Verabschiedung des langjährigen Geschäftsführenden Direktors des Bayerischen Kommuna-
len Prüfungsverbands Wolfram Zwick. Unser Bild zeigt (v. l.): Verbandsvorsitzenden Landrat
Dr. Xaver Bittl, Nachfolger Helmut Stanglmayr mit Gattin, Frau Zwick, Wolfram Zwick, Innen-
minister Dr. Günther Beckstein und den Präsidenten des Bayerischen Obersten Rechnungshofs,
Dr. Heinz Fischer-Heidelberger (vgl. Bericht auf Seite 2). 

Das Kloster Seeon bildet den stilvollen Rahmen für die diesjährige Versammlung des Verbands
der Bayerischen Bezirke, zu der Präsident Manfred Hölzlein am 5./6. Juli mehrere hundert Gä-
ste erwartet. Den Festvortrag zum Tagungsthema „Heimat Europa, Heimat Bezirk - Regionale
Kulturarbeit in Bayern“ wird Wissenschaftsminister Dr. Thomas Goppel halten. Bild: Vohler
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Bürgermeister 
Winfried Prinz

87758 Kronburg
am 25.6.

Bürgermeisterin
Brigitte Niedermeier
85395 Attenkirchen

am 25.6.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Landrätin 

Dr. Gabriele Pauli
90763 Fürth

am 26.6.

Bürgermeister 
Wolfgang Grob

86637 Zusamaltheim
am 28.6.

Oberbürgermeister
Karl Heinz Laudenbach
97688 Bad Kissingen

am 3.7.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Josef Bierschneider
83708 Kreuth

am 27.6.

ZUM 75. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ewald Schmid

86513 Ursberg
am 1.7.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Heinrich Boßle

92366 Hohenfels
am 27.6.

Landrat Hanns Dorfner
94032 Passau

am 28. 6.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bernd Moser

97318 Kitzingen
am 4.7.

Bürgermeisterin Hannelore Betz
91796 Ettenstatt

am 27.6.

Bürgermeister Roland Bürzle
89287 Bellenberg

am 30.6.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Klaus Grünzner

95183 Töpen
am 6.7.

Wir gratulieren

Ab in die Sonne!
Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen 

direkt im Internet unter 
www.1a-preisvergleichreisen.de

Europaministerin Müller umreißt Bayerns Ziele im Zeichen der Globalisierung:

Für ein Europa der
Regionen und Kommunen 

Mit einer aktiv gestalteten Landespolitik will die bayerische
Staatsregierung den Weg in die Globalisierung für das Land, sei-
ne Regionen und Kommunen gestalten. Dazu sollen die Förder-
möglichkeiten der Europäischen Union (EU) weiter in dem Sin-
ne ausgenutzt werden, wie sie im Programm „Regionale Wett-
bewerbsfähigkeit 2007 bis 2013“ bereits erfolgreich genutzt wer-
den. In einer Regierungserklärung im Landtag hat Europamini-
sterin Emilia Müller die Ziele zusammengefasst, die der am 9.
Oktober vom Parlament zu wählende Nachfolger von Minister-
präsident Dr. Edmund Stoiber - aller Voraussicht nach Innen-
minister Dr. Günther Beckstein - dann im Detail verfolgen soll.

Die Ministerin sprach mit Be-
zug auf das G8 - Treffen von Hei-
ligendamm Anfang Juni und mit
Blick auf die letzte Regierungser-
klärung Stoibers vor seinem
Rücktritt Ende September die für
den 17. Juli anberaumt ist. 

Klagerecht bei Verstößen
gegen Subsidiaritätsprinzip

„Wir wollen, dass die aus
Sicht der Regionen und Kom-
munen wesentlichen Fortschritte
des (angestrebten) Europäischen
Verfassungsvertrags erhalten
und umgesetzt werden.“ Dazu
gehöre die Stärkung der nationa-

len Parlamente und des Aus-
schusses der Regionen durch ein
Klagerecht bei Verstößen gegen
das Subsidiaritätsprinzip. Demo-
kratie, Transparenz und Bür-
gernähe seien die Grundlagen.
Bayerns Politik gelte sowohl der
Stärkung der wirtschaftlich star-
ken Regionen als auch der Zu-
kunftsfähigkeit der Landwirt-
schaft und des ländlichen Rau-
mes. Für den Klimaschutz habe
die Staatsregierung mit der För-
derung regenerativer Energie
konkrete Weichen gestellt. 

Vieles könnten die EU-Mit-
gliedsstaaten besser und vor al-
lem bürgernäher regeln. Nur

dort, wo gemeinsames Handeln
einen echten Mehrwert verspre-
che, „brauchen wir auch mehr
Europa“. 

Die Sprecher der CSU, darun-
ter Prof. Ursula Männle als stell-
vertretende Vorsitzende des Eu-
ropa-Ausschusses, stellten sich
voll hinter die Regierungser-
klärung. Sie komme zum genau
richtigen Zeitpunkt nachdem
Heiligendamm erneut das Eu-
ropabewusstsein geweckt habe. 

Daseinsvorsorge 
Aufgabe der Kommunen

Für die SPD versicherte deren
europapolitischer Sprecher Dr.
Linus Förster zu vielem der Re-
gierungserklärung volle Zustim-
mung. Jedoch habe die Ministe-
rin statt konkreter bayerischer
Impulse eine Aneinanderreihung
von Allgemeinplätzen dargebo-
ten. Das Vertrauen der Bürger in
ein soziales Europa sei nicht er-
höht worden. Förster empfahl,
die öffentliche Daseinsfürsorge

Wechsel an der Spitze des BKPV:

Auf Zwick folgt Stanglmayr
Unermüdliches Engagement des Geschäftsführenden Direktors 

für eine leistungsstarke Kommunalverwaltung - 
Auszeichnung mit kommunaler Verdienstmedaille in Silber

Mit Ablauf des Monats April schied der langjährige Geschäfts-
führende Direktor des Bayerischen Kommunalen Prüfungsver-
bandes, Wolfram Zwick, aus seinem Amt aus. Wie der Ver-
bandsvorsitzende Landrat Dr. Xaver Bittl bei der offiziellen Ver-
abschiedung in München betonte, verliere der BKPV und mit
ihm die ganze Kommunale Familie damit „eine herausragende
Persönlichkeit, die sich in überaus hohem Maße Verdienste um
die kommunale Selbstverwaltung erworben hat“.

Wolfram Zwick ist in Regens-
burg geboren. Das Studium der
Rechtswissenschaften schloss er
als Zweitbester seines Examens-
Jahrgangs ab. 379 Mitbewerber
ließ er hinter sich. Beruflich war
er zunächst im damaligen Staats-
ministerium für Landesentwick-
lung und Umweltfragen, danach
beim Landratsamt Ebersberg,
bei der Regierung von Oberbay-
ern und im Innenministerium
tätig. Zwick trat zu Beginn des
Jahres 1984 in den Kommunalen
Prüfungsverband ein und über-
nahm sieben Jahre später die
Leitung des BKPV.

Als Zwicks Nachfolger an der
Verbandsspitze wurde Helmut
Stanglmayr bestellt. Stanglmayr
ist seit Anfang 1996 für den
Kommunalen Prüfungsverband
tätig. Zuletzt leitete er die allge-
meine Prüfungs- und Organisati-

onsabteilung und war außerdem
Vertreter des Geschäftsführenden
Direktors. Weitere Karrieresta-
tionen Stanglmayrs waren das
Bayerische Innenministerium,
die Landratsämter Pfaffenhofen
und Dachau, der Verband der
Bayerischen Bezirke und die
Landesanwaltschaft Bayern. 

Höchste Sachkompetenz

Verbandsvorsitzender Bittl
hob hervor, dass Zwicks Richt-
schnur stets „die von höchster
Sachkompetenz getragene,
streng unabhängige Prüfung und
Beratung der Mitgliedskommu-
nen im Sinn einer wirkungsvol-
len, öffentlichen Finanzkontrol-
le“ gewesen sei. Grundsätzliche
Veränderungen bzw. notwendige
Neuerungen bei den Organisa-
tionen und beim Inhalt der Bera-

tung und der Abwicklung seien
vollzogen worden. So habe man
bereits in den neunziger Jahren
erfolgreich die Einführung des
doppischen Rechnungswesens,
zunächst im kommunalen Kran-
kenhausbereich, begleitet und
die Besonderheiten auch der
überörtlichen Prüfungsnotwen-
digkeit berücksichtigt. Zwick sei
es auch immer wichtig gewesen,
die in der Prüfungs- und Bera-
tungspraxis gewonnen Erfahrun-
gen für die Kommunen nutzbar
zu machen. Eine Vielzahl von
Veröffentlichungen sei hierfür
der Beweis.

Kommunale 
Verdienstmedaille

Für „seinen unermüdlichen
und erfolgreichen Einsatz für ei-
ne leistungsstarke Kommunal-
verwaltung“ und 16 Jahre erfol-
greiche Arbeit als Geschäfts-
führender Direktor dankte In-
nenminister Dr. Günther Beck-
stein dem aus dem Amt Schei-
denden. „Mit Ihnen an der Spitze
hat der Bayerische Kommunale
Prüfungsverband die bayerische
Kommunalverwaltung aktiv und
erfolgreich mitgestaltet. Unter
Ihrer Führung hat sich der Prü-
fungsverband den Ruf als kom-
petenter, umfassend ansprechba-
rer Begleiter, Berater und Kon-
trolleur der Kommunen im Frei-
staat erworben“, unterstrich
Beckstein. Der Minister händig-
te Zwick die Kommunale Ver-
dienstmedaille in Silber als Ges-
te des Dankes und der Anerken-
nung für sein erfolgreiches be-
rufliches Wirken und als Aus-
druck der Wertschätzung des
Freistaats Bayern aus. 

Glaubwürdigkeit in 
der Kommunalpolitik

In seiner Dankesrede wies
Wolfram Zwick darauf hin,
„dass gerade ein unabhängiger
und kritischer - und manchmal
auch unbequemer - Prüfungsver-
band für die Spitzenverbände,
für die Kommunen und vor al-
lem für die Glaubwürdigkeit 
der Kommunalpolitik insgesamt
sehr wichtig ist“. Es sei gut ge-
lungen, auf dieser Grundlage
auch gelegentlich unterschiedli-

im Zeichen der Globalisierung
da zu lassen, wo sie am besten
aufgehoben sei, nämlich bei den
Kommunen. 

Für die Grünen äußerte Dr.
Martin Runge, der Vorsitzende
des Europaausschusses, gleich-
falls starke Zweifel an der Wirk-
samkeit und Zielstrebigkeit der
bayerischen Regierungspolitik.
Er stellte dem CSU-Konzept die
Initiativen seiner Fraktion und
Partei entgegen. 

Nach Heiligendamm könne
man keinesfalls von einem Er-
folg sprechen, weder der Bun-
deskanzlerin noch der Großen
Koalition in Berlin und der Re-
gierung Stoibers inMünchen.rm

che Meinungen zu akzeptieren.
„Ein Prüfungsverband, der im-
mer nur die Meinung der Spit-
zenverbände vertritt, nützt nie-
mandem“, meinte Zwick.

Unabhängigkeit

Insgesamt habe ihm seine
Tätigkeit immer Spaß gemacht:
„Da waren vor allem die Unab-
hängigkeit, die hohe Motivation
und Qualifikation der Mitarbei-
ter, die Gestaltungsmöglichkei-
ten und -freiheiten, die Vielfalt
der Aufgaben, aber auch die Zu-
sammenarbeit mit vielen kompe-
tenten und engagierten Kommu-
nalpolitikern, mit Verbänden,
Ministerien und vielen anderen
Einrichtungen. Besonders wert-
voll war auch der regelmäßige
Gedankenaustausch mit den ent-
sprechenden Prüfungseinrichtun-
gen der anderen Bundesländer,
insbesondere der GPA Baden-
Württemberg“, stellte Zwick fest. 

Keine Erbsenzählerei

Er, Zwick, habe sich stets be-
müht, „den Vorurteilen vom klein-
lichen Prüfer und von den Erb-
senzählern entgegenzuwirken“;
vor allem habe der BKPV Wert
gelegt auf die  Verbesserung von
Organisation und Wirtschaftlich-
keit und auf Beratung bei der
Prüfung, „auch wenn die Verbes-
serung der Wirtschaftlichkeit der
Kommunalverwaltungen wegen
der Regelungswut der Gesetzge-
ber aller Ebenen schnell an ihre
Grenzen stößt“. 

Nachdem Zwick auf einige
kontroverse Themen eingegan-
gen war, „die uns in den letzten
Jahren beschäftigt haben und
weiter beschäftigen werden“ -
siehe Umstellung des Rech-
nungswesens der Kommunen
auf die Doppik, Bekämpfung der
Korruption, Veröffentlichung der
Prüfungsberichte sowie Prü-
fungsrechte bei KU und GmbH -
verlieh er seiner Freude darüber
Ausdruck, „dass meine Nachfol-
ge so problem- und reibungslos,
einvernehmlich und freund-
schaftlich gelöst werden konn-
te“. Dafür dankte er allen Betei-
ligten, „weil damit Belastungen
der künftigen Zusammenarbeit
im Haus vermieden werden“,
und dem Vorstand, „der im Inter-
esse des Verbandes alle erforder-
lichen Entscheidungen jeweils
einstimmig getroffen hat“. DK

Mehr Wirtschaftlichkeit durch
motivierte Mitarbeiter

Neue Wege für das Personalwesen von Kommunen

Das Thema Doppik und die damit verbundene Diskussion um
den Einsatz des kaufmännischen Rechnungswesens in Städten
und Gemeinden haben den Weg dafür geebnet, die öffentliche
Verwaltung aus unternehmerischem Blickwinkel zu betrachten.
Während sich eine an wirtschaftlichen Gesichtspunkten ausge-
richtete Sichtweise im Finanzbereich zunehmend durchsetzt, ist
der Personalbereich hiervon häufig noch ausgeklammert. 

Dabei sind das Engagement
und die Produktivität der Mitar-
beiter wichtige Faktoren für die
Wirtschaftlichkeit der Kommu-
ne. Umfassende Beratungslei-
stungen für die nötige Umstruk-
turierung sowie die geeignete
Software bekommen Kommu-

nen bei der Nürnberger DATEV
eG.

Die Leistungsbereitschaft wie
auch die konkrete Leistung der
Mitarbeiter werden maßgeblich
durch die Faktoren Qualifikati-
on, Motivation und Führung be-
einflusst. Der Bereich Qualifika-
tion lässt sich dabei am einfach-
sten optimieren. Dazu werden
im ersten Schritt Stellenprofile
sowie Mitarbeiterprofile ange-
legt. Aus deren Abgleich ergibt
sich, welche Qualifikationsmaß-
nahmen für den einzelnen Mitar-
beiter sinnvoll sind. Diese kön-
nen schließlich über interne oder
externe Schulungsprogramme
umgesetzt werden. Für die Be-
reiche Mitarbeitermotivation
und Führungsqualität liegt der
Schlüssel zur Verbesserung in ei-
nem partnerschaftlichen Mitein-
ander.

Über Zielvereinbarungen
zu mehr Effizienz

Um dahin zu gelangen, ist in
vielen Kommunen ebenso wie in
Unternehmen ein Umdenken
nötig. Kernelement für ein gutes
Betriebsklima ist ein regelmäßi-
ger Dialog zwischen Führung
und Belegschaft. Am besten ge-
lingt dieser über Zielsetzungen
und -vereinbarungen. Dafür
muss zunächst eine Strategie für
die Kommune als Ganzes ausge-
arbeitet werden, aus der Ziele für
das kommende Jahr abgeleitet
werden. Im nächsten Schritt
muss geprüft werden, welchen
Beitrag die einzelnen Einhei-
ten/Abteilungen dazu leisten
können. Innerhalb dieser Zielset-
zung werden die persönlichen
Ziele für den einzelnen Mitarbei-
ter definiert, der so den überge-
ordneten Wert seines Tuns er-
kennen kann.

Ein solches Zielvereinba-
rungssystem überträgt dem Mit-
arbeiter Verantwortung, was ihn
wiederum motiviert. Dieser
Mentalitätswandel zum verant-
wortungsvollen Mitarbeiter lässt
sich über ein strategisches Perso-
nalmanagement bewerkstelligen.
Instrumente, mit denen sich die
gewünschten Effekte erreichen
lassen, sind zum Beispiel eine
jährliche Beurteilung aller Mitar-
beiter wie auch ein jährliches
Führungskräftefeedback, regel-
mäßige Personalentwicklungs-
gespräche oder auch Potenzial-
analysen.

Software unterstützt 
Personalprozesse

Bei der Ausgestaltung des Per-
sonalmanagements leistet Soft-
ware gute Dienste - insbesonde-
re, wenn sie wie bei DATEV mit
den Programmen für die Lohn-
und Gehaltsabrechnung ver-

knüpft werden kann. Im Perso-
nal-Managementsystem infor-
mieren elektronische Persona-
lakten den Personalverantwortli-
chen zu jeder Zeit über seine
Mitarbeiter. So gibt die Software
auch darüber Auskunft, welche
Qualifikationen in welchen Be-
reichen der Kommune vorhan-
den sind und kann gezielt zur
Personalförderung eingesetzt
werden.

Zentrale Datenhaltung

Auf Basis dieser Daten lässt
sich auch die Personalentwick-
lung organisieren, indem kon-
krete Entwicklungsmaßnahmen
für einzelne Mitarbeiter im Sys-
tem konzipiert und die Umset-
zung administriert werden. Zur
Unterstützung der Qualitätssi-
cherung werden die Mitarbeiter-
gespräche, Zielvereinbarungen,
Personalentwicklungsgespräche
und Potenzialanalysen doku-
mentiert und die entsprechenden
Dokumente im System sicher ar-
chiviert. Durch die zentrale Da-
tenhaltung lassen sich die Resul-
tate übergreifend auswerten. Ist
an die Zielerreichung auch ein
Bonussystem gekoppelt, lässt
sich aus den Daten die Berech-
nungsgrundlage für leistungsbe-
zogene Entgeltanteile einfach
ableiten.

Lohnprogramm

Die Werte können direkt an
das Lohnprogramm übergeben
werden. Sie fließen automatisch
in die Personalabrechnung ein,
da sich zwischen dem Personal-
Managementsystem und den
DATEV-Programmen zur Lohn-
und Gehaltsabrechnung die Da-
ten problemlos austauschen las-
sen. Mit der Lohnsoftware kön-
nen nahezu alle Vergütungsarten
abgerechnet werden - inklusive
der Beamtenbesoldung mit ihren
speziellen Regelungen. 

Mehr Gehalt für
Bayerns Beamte
Die Beamten des Freistaats

Bayern bekommen ab 1. 10.
2007 drei Prozent mehr Ge-
halt. Beamtenfamilien erhal-
ten zusätzlich eine Erhöhung
des Familienzuschlags um je-
weils 50 Euro für das dritte
und jedes weitere Kind. 

Ministerpräsident Dr. Ed-
mund Stoiber dazu: „Die Be-
amten haben erhebliche
Beiträge geleistet, zum Bei-
spiel mit der 42-Stunden-Wo-
che und dem Verzicht auf Be-
soldungserhöhungen seit über
drei Jahren. Es ist mir ein per-
sönliches Anliegen, dass die
Normalisierung der Steuer-
einnahmen auch bei den Be-
amten ankommt und der Frei-
staat Bayern ihre Leistungen
anerkennt. Das haben unsere
Beamten für ihre gute Arbeit
verdient.“ 
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Dass der ländliche Raum in
der landespolitischen Diskus-
sion ein stets präsentes, ja na-
hezu unerschöpfliches Thema
ist, zeigt sich dieser Tage ein-
mal mehr. So steht ganz oben
auf der politischen Agenda
der CSU-Landtagsfraktion im
Arbeitspapier „Bayern 2020“
der ländliche Raum als Hei-
mat mit Zukunft. Zudem sieht
sich die Staatregierung seit
geraumer Zeit mit der Forderung von Land-
kreistagpräsident Theo Zellner konfrontiert,
der mit Nachdruck ein eigenes Ministerium für
den ländlichen Raum in Bayern einfordert.

Hat die Mehrheitsfraktion im Bayerischen
Landtag den hohen Stellenwert dieses Themas
mit dem genannten Arbeitspapier erfreulicher-
weise nicht nur thematisiert, sondern mit deut-
lichen Zielvorstellungen und Handlungsansät-
zen Wege für eine Umsetzung aufgezeigt, so
kann man folglich der Zellnerschen Forde-
rung nach einem Ressort für den ländlichen
Raum durchaus etwas Positives abgewinnen.
Ich denke, dass zumindest die Bereiche Land-
wirtschaft und Umwelt in einem Ministerium
für den ländlichen Raum zusammengefasst
werden könnten und sollten. Dass dies durch-
aus möglich ist, belegt neben dem Beispiel Ba-
den-Württembergs einmal mehr unser Nach-
barland Österreich, denn dort haben sich un-
ter dem Dach eines sog. „Lebensministeri-
ums“ Landwirtschaft und Umwelt erfolgreich
zusammengeschlossen. Gerade die engen Ver-
flechtungen der Bereiche Lebensmittelproduk-
tion einerseits und Schutz der Umwelt ande-
rerseits verdeutlichen die Wichtigkeit dieser
Belange für uns Menschen. Überdies kann da-
mit das Verständnis für beide Seiten wesent-

lich verbessert werden, denn
ohne Landwirtschaft kann es
keine intakte Umwelt geben
und umgekehrt ist es genauso
zu sehen. Dieses Miteinander
statt eines Gegeneinanders
wäre zweifelsohne als großer
Gewinn zu sehen.

Die Vorstellung muss also
in der Bündelung aller den
ländlichen Raum tangieren-
den Aktionsfelder in einem
Ministerium liegen, um dar-
aus als gesamtstrategisches
Ziel tragfähige Zukunftsper-
spektiven für den ländlichen

Raum abzuleiten. Als gewichtiges Argument
hierfür mag bereits das neu in das Landesent-
wicklungsprogramm eingeführte Vorrangprin-
zip gelten, mit dem die enorme Bedeutung des
ländlichen Raums als prägender Teil des ge-
samten bayerischen Landes unterstrichen
wird. 

Gerade weil das LEP, wie wir es bisher ken-
nen, in der Vergangenheit eher dazu beigetra-
gen hat, Entwicklungen im ländlichen Raum
zu stören oder da und dort sogar zu verhin-
dern, sollte der jetzige Dialog um das neue
LEP in der Zusammenführung der landesent-
wicklungspolitischen Belange in ein gemein-
sames Fachressort münden. Die künftige Ver-
hinderung von Reibungsverlusten einerseits
sowie die Nutzung von Synergien andererseits
könnten insbesondere zu einer Beschleuni-
gung und Entbürokratisierung der Förderver-
fahren und insoweit auch zu einem Mehr an
Transparenz führen. Schwerfällige Abstim-
mungsprozesse zwischen Fachressorts würden
einer besseren Koordination weichen und da-
von hätten alle Beteiligten etwas, insbesondere
aber würde es die Weiterentwicklung des länd-
lichen Raums optimieren. Und darunter ver-
stehe ich eine moderne Landesentwicklung.

KolumneGZ Hanns Dorfner

Ein Ministerium für 
den ländlichen Raum

Innovatives Investment von Banken und Sparkassen:

PPP hat Zukunft!
Anmerkungen von Theo Harnischmacher, 

stellvertretender Vorstandsvorsitzender der Bayerischen Landesbank 
„Die Voraussetzungen für die Realisierung von PPP in Deutsch-
land sind derzeit günstig. Auch wird die Realisierung eines Pro-
jekts mit zunehmender Praxis noch einfacher werden“, ist Theo
Harnischmacher, stellvertretender Vorstandsvorsitzender der
Bayerischen Landesbank überzeugt. Wie er im Gespräch mit
der GZ betonte, leisteten nicht zuletzt Banken und Sparkassen
ihre innovativen Beiträge zur Vereinfachung und Standardisie-
rung von PPP-Transaktionen, die für eine stärkere Durchset-
zung von PPP im Markt entscheidend sind. 

Tatsache sei, so Harnischma-
cher, dass die Rolle der Banken
und Sparkassen im Rahmen ei-
ner PPP über eine gewöhnliche
Kreditbereitstellung weit hinaus-
gehe. Die Komplexität der Kre-
ditbeurteilung und individuellen
Gestaltungsmöglichkeiten reich-
ten in mancher Hinsicht an die
Komplexität einer Investitions-
entscheidung heran, weshalb
man mit einigem Recht auch von
einem „innovativen Investment“
der Banken und Sparkassen
sprechen könne. PPP sei weit
mehr als ein Finanzierungsmo-
dell; es verändere den gesamten
Vorgang der Beschaffung öffent-
licher Leistungen. 

Forfaitierungsmodell

Mit Blick auf die deutschen
Märkte ist Harnischmacher zu-
folge zunächst eine Unterschei-
dung zu treffen. Im Bereich von
PPP-Projekten der Länder und
der Kommunen - das ist der weit
überwiegende Marktanteil -
komme derzeit überwiegend ein
Finanzierungsmodell zum Ein-
satz, das die finanzierende Bank
(nicht dagegen den Baupartner,
Facilitymanager oder Betreiber)

zierungen verlangt bzw. angebo-
ten, in etwa die internationale
Konzeption einer PPP-Finanzie-
rung. Hier verbleiben die Betrei-
berrisiken im Rahmen einer Pro-

mit voll auf die finanzierenden
Banken durch, die dieser Betrei-
bergesellschaft Finanzierungs-
mittel zur Verfügung stellen.

Engpass bei 
kleineren Vorhaben

Am Bankenangebot für PPP-
Finanzierungen herrscht kein
Mangel, egal welches Finanzie-
rungsmodell im Einzelfall reali-
siert werden soll, konstatierte der
Banker. Gleichwohl „mag ein
gewisser Engpass bestehen bei
Bankfinanzierungen für kleinere
Vorhaben“. Grund sei zum ei-
nen, dass PPP-Angebote von der
Bau- wie von der Finanzierungs-
seite her im Augenblick haupt-
sächlich von größeren Unterneh-
men und Banken angeboten wer-
den, für die größere Vorhaben im
Allgemeinen attraktiver sind.
Kleinere Bauunternehmen sind
mit dem PPP-Markt noch nicht
ausreichend vertraut, ähnlich ist
die Situation im Filialgeschäft
der Banken. 

Individuelle Konzeption

Der zweite Grund für die
Schwierigkeit mit kleineren Pro-
jekten sei, dass PPP-Angebote
naturgemäß sehr individuell -  in
gewissem Umfang auch auf Sei-
te der Finanzierungen - konzi-
piert werden. Harnischmacher
geht davon aus, „dass die Her-
ausbildung von Marktusancen
und Standards hier eine Verbes-
serung bringen wird“. 

Eigene 
Zwischenfinanzierung

Fakt sei, dass viele Bauunter-
nehmen Forfaitierungsmodelle
präferieren. Dabei müsse in der
Regel die Bauphase vom Bau-
partner selbst zwischenfinanziert
werden, bis bei Fertigstellung
des Projekts der Forderungsan-
kauf greift, machte der Vorstand
deutlich. Die Bauzwischenfinan-
zierung baue sich sukzessive bis
zur Höhe des Gesamtinvestiti-
onsvolumens auf, liege also um

von allen betrieblichen Risiken
freistellt. Dieses sog. Forfaitie-
rungsmodell basiere auf dem
Ankauf von laufenden Forderun-
gen des privaten Partners ge-
genüber dem öffentlichen Part-
ner auf Zahlung von Teilen der
Vergütung, die für die Nutzung
der Schule, des Institutsgebäu-
des, des Reha-Zentrums oder
auch der Umgehungsstrasse zu
entrichten ist. 

Günstiger Zinssatz

Die Bank oder Sparkasse kauft
also diese Forderungen an, der
öffentliche Partner verzichtet ihr
gegenüber auf jegliche Einwen-
dungen, die dem öffentlichen
Partner z. B. wegen unzurei-
chender Leistung zustehen mö-
gen. „Damit wird ein sehr güns-
tiger Finanzierungszinssatz mög-
lich, der dem im Rahmen einer
direkten Kreditaufnahme durch
die Kommune oder das Land et-
wa gleichkommt“, erklärte der
BayernLb-Vorstand. Ein weite-
rer Vorteil dieses Modells beste-
he darin, dass das gesamte Inve-
stitionsvolumen zu 100 Prozent
über Kredite finanziert werden
kann. Schließlich entstünden
hier geringere Transaktionsko-
sten. Als Beispiel für eine PPP
auf Basis eines Forfaitierungs-
modells nannte Harnischmacher
die Ortsumfahrung Miltenberg,
für die 2005 das Vergabeverfah-
ren abgeschlossen wurde. 

Alternativ zum Forfaitierungs-
modell werden auch in Deutsch-
land zunehmend Projektfinan-

Theo Harnischmacher. 

jektfinanzierung definitiv beim
privaten Partner. Diese gründen
für die Projektdurchführung eine
Betreibergesellschaft als Ein-
zweckgesellschaft, für deren Ver-
bindlichkeiten sie nicht haften.
Die Betreiberrisiken schlagen so-

FW-Bürgermeistertreffen in Bad Gögging:

Dezentralisierung Gebot der Stunde
„Die Zentralisierungspolitik der CSU in den vergangenen Jah-
ren“ ist nach Auffassung der Freien Wähler Bayern die Haupt-
ursache für die heutigen Probleme des ländlichen Raums. Zu
diesem Ergebnis kamen über 70 Kommunalpolitiker beim nie-
derbayerischen FW-Bürgermeistertreffen in Bad Gögging,
Landkreis Kelheim. 

Durch die Zentralisierung von
Schulstandorten sei in vielen
Kommunen häufig keine wohn-
ortnahe Beschulung mehr ge-
währleistet, was gerade dem
Land Sorgen bereite, so FW-
Landesvorsitzender Hubert Ai-
wanger. Die einseitige Metropol-
politik der Staatsregierung halte
noch heute den Transrapid in
München für wichtiger als den
Zustand der Staatsstraßen in Ost-
bayern oder anderen ländlichen
Regionen. Die Kürzung der
Pendlerpauschale treffe vor al-
lem die Leute auf dem Land. Die
Besteuerung der Biokraftstoffe
mit Zustimmung der CSU sei ein
Schlag gegen die gesamte Bran-
che, was nicht nötig gewesen
wäre. Die Landwirtschaft brau-
che insgesamt mehr Planungssi-
cherheit.

Umsteuern in der
Gesundheitspolitik

Dringend umgesteuert werden
müsse auch in der Gesundheits-
politik, sonst gebe es in zehn Jah-
ren auf dem Land keine Hausärz-
te mehr und kaum noch Kreis-
krankenhäuser, sondern nur noch

einige zentrale Privatkliniken, er-
läuterte Aiwanger. Eine wohnort-
nahe Gesundheitsversorgung sei
dann nicht mehr gewährleistet.
Dezentralisierung statt Zentrali-
sierung sei für die bayerische Po-
litik in vielen Bereichen in den
nächsten Jahren das Gebot der
Stunde, um weitere Fehlentwick-
lungen zu verhindern.

Zeitnahe Ausbezahlung
von Staatszuschüssen

Der Kelheimer FW-Landrat
Dr. Hubert Faltermeier forderte
die zeitnahe Ausbezahlung von
Staatszuschüssen an die Kom-
munen, um den gegenwärtigen
Förder- und Investitionsstau in
Bayern aufzulösen. Ein speziel-
les Seniorenprogramm müsse
die wohnortnahe Betreuung älte-
rer Mitbürger sicherstellen.
Bürokratieabbau sei dringend
nötig. Die Schulzentralisierung
führe auch dazu, dass junge Leu-
te ihren Wunschberuf nicht erler-
nen würden, weil sie unzumut-
bar weite Wege in die wenigen
übrig gebliebenen Ausbildungs-
einrichtungen zurücklegen müs-
sten. Elektriker aus der Kelhei-

mer Gegend etwa müssten bis
nach Dingolfing fahren. 

Beim Thema Ausbildung
knüpfte auch Hans Kaltenhauser,
Sprecher des FW-Wirtschaftsar-
beitskreises, an. Die Ausbil-
dungsreife vieler Schulabgänger
müsse verbessert werden, die
Lehrpläne benötigten mehr Pra-
xisbezug. In seinem Unterneh-
men habe er pro Mitarbeiter und
Monat 45 Minuten Bürokratie zu
erledigen, was ein Vielfaches der
Belastung europäischer Mitbe-
werber ausmache. Auch die ho-
hen Energiepreise - mit verur-
sacht durch den Rückzug des
Staates aus der Energiewirtschaft
- belasteten die heimische Wirt-
schaft. Ziel der bayerischen Poli-
tik müsse es sein, Handwerk und
Unternehmer auch in der Fläche
zu halten, um Kaufkraft und
wohnortnahe Arbeitsplätze zu si-
chern. Einseitige Metropolförde-
rung sei hier schädlich.

„Die Zukunft des ländlichen
Raumes ist zu wichtig, als nur
Wahlkampfthema für diejenigen
zu sein, die die beklagten Fehl-
entwicklungen politisch zu ver-
antworten haben und nach der
Wahl wieder alles in der Schub-
lade verschwinden lassen“, so
Vorsitzender Aiwanger in sei-
nem Schlusswort. „Wir Freie
Wähler müssen das Thema auf
der Tagesordnung halten, sonst
passiert nichts!“ DK

den Faktor 10 höher als ein alter-
nativer Eigenkapitalbeitrag. 

Gleichwohl wiege die Zwi-
schenfinanzierungslast meist ge-
ringer als das Eigenkapitalerfor-
dernis. Nach einer Bauphase von
zwei oder drei Jahren sei das Un-
ternehmen davon wieder befreit.

Als Lösung für den Kapital-
engpass kämen grundsätzlich Fi-
nanzinvestoren in Betracht, bei-
spielsweise Kapitalanlagefonds,

Immobilienfonds oder Private
Equity Fonds. Im Ausland haben
sich einige Infrastrukturfonds
zum Beispiel auf Autobahn-
finanzierungen spezialisiert. In
Deutschland bestehen Har-
nischmacher zufolge „noch ge-
wisse Restriktionen für Kapital-
anlagegesellschaften, z. B. in
Straßenbauvorhaben oder Ab-
wasseranlagen zu investieren“.
Abgesehen davon sei die Bran-
che durchaus interessiert, vor al-
lem an kommunalen Hochbau-
projekten. Sie wiesen einen rela-
tiv stabilen Cashflow über sehr
lange Laufzeiten mit einem kom-
munalen Partner auf und stellten
somit attraktive Risiken für lang-
fristige, eher sicherheitsorientier-
te Anlageinteressen dar.

Keine handelbaren Anteile

Eine der bestehenden Schwie-
rigkeiten in diesem Zusammen-
hang sei, dass es in Deutschland
noch keine handelbaren Anteile
an PPP-Investments gibt. Die Ini-
tiative Finanzstandort Deutsch-
land, die von Banken und Spar-
kassen ins Leben gerufen wurde,
habe sich dieses Problems ange-
nommen. Harnischmacher zeig-
te sich zuversichtlich, „dass die-
se Kapitalquelle künftig bedeu-
tender wird“. 

„Banken und Sparkassen be-
tätigen sich in eher geringem
Umfang als Eigenkapitalinvesto-
ren für PPP-Projekte“, fuhr der
Vorstand fort. Gerade in Deutsch-
land sei dies für Banken schwie-
rig, weil es Rahmenbedingungen
gebe, „die eine Entscheidung für
die Fremdkapital- oder Eigenka-
pitalbereitstellung verlangen und
die Übernahme beider Rollen
beim gleichen Projekt zu einem
erhöhten Risiko werden lassen“.
Hier müsse der Gesetzgeber
handeln.

Fazit: „Die Finanzmärkte stel-
len Finanzierungslösungen zu at-
traktiven Konditionen bereit, so-
wohl im Hinblick auf Laufzeiten
von 20 Jahren und darüber hin-

aus, als auch im Hinblick auf
Zinskonditionen auf einem ge-
genwärtig generell niedrigen Ni-
veau“, stellte Harnischmacher
fest. Die richtige Lösung für je-
des Projekt zu finden, erfordere
auch von Banken bzw. Sparkas-
sen und ihrer Beratung ein hohes
Maß an Kreativität, Flexibilität,
Engagement und Innovation.
Der BayernLb-Vorstand ist sich
sicher, „dass PPP auch in
Deutschland Zukunft hat“. Den
Banken komme hier eine tragen-
de Rolle zu. DK

Starke Nachfrage
nach staatlicher

Wohnraumförderung

Als „beispiellos niedrig“ be-
zeichnete Innenminister Dr.
Günther Beckstein die Zahl
der 11.900 Baugenehmigun-
gen in den ersten vier Monaten
dieses Jahres. Ursache hierfür
sei die Abschaffung der Eigen-
heimzulage. 

Um so mehr wachse die 
Bedeutung des Bayerischen
Wohnungsbauprogramms.
Denn immer mehr Bürgerin-
nen und Bürger seien für den
Erwerb eines eigenen Hauses
auf diese staatliche Unterstüt-
zung angewiesen. So förderte
der Freistaat im dritten Jahr in
Folge in den ersten fünf Mona-
ten mehr Wohnungen als im
jeweiligen Vorjahr. 980 Woh-
nungen waren es von Januar
bis Mai - trotz knapper staatli-
cher Finanzmittel. Damit habe
man nahezu ein Prozent mehr
Haushalte bei der Wohneigen-
tumsbildung unterstützt als im
entsprechenden Vorjahreszeit-
raum. Insgesamt förderte der
Freistaat in diesem Zeitraum
1.300 Miet- oder selbstgenutz-
te Wohnungen im Bayerischen
Wohnungsbauprogramm.

Infos im Internet: http://
www.wohnen.bayern.de. 
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(Fortsetzung von Seite 1)
2. EU-Wasserrahmenrichtlinie:
Wasser ist keine übliche Han-
delsware
3. Durchleitungsprobleme: wirt-
schaftlich, technisch, hygienisch
4. Keine nationale Verbundnetz-
struktur vorhanden
5. Eigenversorgungsgrad Indu-
strie: ca. 90 %
6. Wasserversorgung ist Da-
seinsvorsorge und Kernaufgabe
der Kommunen.

Entscheidungsfreiheit

Der BGW plädiere vielmehr
für die Gewährleistung der Ent-
scheidungsfreiheit der EU-Mit-
gliedstaaten über das Ob und
Wie der Leistungen der Daseins-
vorsorge, fuhr Schmitz fort. Das
hohe Qualitätsniveau für Trink-
wasser und Abwasserreinigung
müsse ebenso beibehalten wer-
den wie die Fachnormung durch
DVGW (Deutsche Vereinigung
des Gas- und Wasserfaches),
DWA (Deutsche Vereinigung für
Wasserwirtschaft, Abwasser und
Abfall) und DIN (Deutsches 
Institut für Normung) als staats-
entlastende Tätigkeit. Kosten-
deckung und Kostenorientierung
seien Voraussetzung für eine
nachhaltige Wasserver- und Ab-
wasserentsorgung.

Vorteile der kommunalen
Wasserwirtschaft

Die kommunale Wasserwirt-
schaft mit ihren 2.500 Versor-
gungsunternehmen in Bayern
bietet nach Aussage von Werner
Knaus klare Vorteile: So ist sie
unabhängig von Konzerninteres-
sen und -entscheidungen, weit-
gehend weltmarktunabhängig,
ortsverbunden und kundennah,
wartet mit guten Leistungen zu
fairen und bezahlbaren Preisen
auf und agiert im Sinne der
Gleichbehandlung und Gemein-
wohlorientierung. Den Vergleich
mit den europäischen Nachbarn
brauche die deutsche Wasserwirt-
schaft ohnehin nicht zu scheuen:
So gebe der deutsche Bürger jähr-
lich weniger für sein Trinkwasser
aus als der französische oder eng-
lische Verbraucher. Zudem seien
längere Versorgungsunterbre-
chungen in Deutschland unbe-
kannt. 

Doch wo Licht ist, fällt auch
Schatten: Knaus zitierte einen
Auszug aus einem Abschlussbe-

richt der „Effizienz- und Qua-
litätsuntersuchung der kommu-
nalen Wasserversorgung in Bay-
ern“ aus dem Jahr 2004, wonach
bei der Netzerneuerung ein er-
heblicher Handlungsbedarf be-
steht. Die Netzerneuerungsraten
liegen demzufolge im Schnitt
auf einem zu niedrigen Niveau. 

Lediglich 16 % der Teilnehmer
hätten im Jahr 2003 den von 
der Deutschen Vereinigung des
Gas- und Wasserfaches (DVGW)
empfohlenen Durchschnittswert
von 1,5 % Netzerneuerung pro
Jahr erreicht. Etwa die Hälfte al-
ler Teilnehmer wiesen mit nur
0,5 % eine Netzerneuerungsrate
auf, die selbst bei optimistischen
Erwartungen an die Lebensdauer
der verwendeten Materialen ein-
deutig zu niedrig sei. Gerade un-
ter dem Gesichtspunkt der Nach-
haltigkeit ergebe sich hier für vie-
le Wasserversorgungsunterneh-
men (WVU) Handlungsbedarf.

Ohne staatliche Zuschüsse

Bis auf weiteres müssen sich
Knaus zufolge die WVU in Bay-
ern darauf einstellen, die vorhan-
denen Versorgungsstrukturen
ohne staatliche Zuwendung auf-
recht zu erhalten. Angesichts des
teilweise niedrigen Preisniveaus
für Trinkwasser in Bayern sei zu
erwarten, dass darauf noch nicht
alle WVU eingestellt sind. Be-
stehende Kostenstrukturen seien
häufig nur zu Lasten der bisheri-
gen Aufgabenerfüllung und der
bestehenden Substanz beizube-
halten. In zahlreichen Fällen sei
deshalb zu empfehlen, eine mit-
tel- bis langfristige Investitions-
planung dem dafür erforderlichen
Gebühren- und Entgeltaufkom-
men gegenüber zu stellen. In Fäl-
len notwendiger Gebührenanpas-
sungen sollte im Hinblick auf die
politische Durchsetzbarkeit sol-
cher Veränderungen frühzeitig
reagiert werden.

Nachhaltige und soziale
Aufgabenerfüllung

Eine zukunftsfähige Kommu-
nale Wasserwirtschaft in Bayern
impliziert laut Knaus sowohl ei-
ne nachhaltige und soziale Auf-
gabenerfüllung als auch eine
ökologische und ökonomische
Erfüllung von Aufgaben. Erstere
gehe mit folgenden Herausforde-
rungen einher: 1. Ständig stei-
gende Qualitätsanforderungen

bei einer rückläufigen Ver-
brauchsentwicklung (Wasserspa-
ren); 2. Durch Bevölkerungs-
rückgang in einigen Regionen
überdimensionierte Anlagen und
Leitungsnetze (Stadtumbau); 3.
Durch Klimaveränderung stei-
gende Tagesspitzen bei einem
weiteren Rückgang des durch-
schnittlichen Verbrauchs.

Ökologische Vorgaben

Mit Blick auf die ökologische
Aufgabenerfüllung sind folgen-
de Punkte zu berücksichtigen:
1. Wassergewinnung ortsnah und
dezentral (93 % Grund- und
Quellwasser) 
2. Sicherung der Wassergewin-
nung durch Vorrang- und Vorbe-
haltsgebiete (Konflikt mit Bau-
gebieten oder Kiesabbau)
3. Wasserschutzgebiete (nur 4
% der Landesfläche ausgewie-
sen, weitere Belastungen durch
politische Entwicklungen kom-
men auf die WVUs zu)
4. Kooperationen mit der Land-
wirtschaft haben sich bewährt
5. Qualität des Trinkwassers
(Grenzwerte werden nicht nur
eingehalten, sondern in der Re-
gel durch kostenintensive Maß-
nahmen weit unterschritten)
6. Belastungen durch neue
Stoffspuren (Metaboliten) im
Trinkwasser nehmen zu, vermei-
den statt reparieren wäre besser.

Betriebliche Kooperationen

Ökonomisch betrachtet müs-
sen durch betriebliche Koopera-
tionen Kommunale Trägerschaft
und Leistungen als Kernaufgabe
erhalten und dabei die Wettbe-
werbsfähigkeit gesichert wer-
den. Das Preis-Leistungsverhält-
nis ist Knaus zufolge durch die
Teilnahme an Benchmarking-
Projekten und Prozessuntersu-
chungen zu sichern und zu ver-
bessern. 

Darüber hinaus gelte es, Ver-
sorgungsunterbrechungen in der
Wasserversorgung durch Siche-
rungs- und Überwachungsein-
richtungen (die regelmäßig an
den Stand der Technik angepasst
werden) rund um die Uhr zu mi-
nimieren. Auch muss die techni-
sche Substanz durch eine ange-
messene Netzerneuerungsrate
(angestrebt werden 1,5 %) erhal-
ten werden. Zudem ist die wirt-
schaftliche Substanz durch eine
dauerhafte Kostendeckung (auch

ohne staatliche Zuwendungen)
zu sichern.

Voraussetzungen 
für das Fachpersonal

Was schließlich die soziale
Aufgabenerfüllung betrifft, so ist
die technische Führungskraft im
Rahmen der ihr übertragenen
Aufgaben verantwortlich. Sie
muss über die erforderlichen Be-
fugnisse verfügen, um eigenver-
antwortlich handeln zu können.
Technisches Fachpersonal sind
z. B. geprüfte Netzmeister/Was-
sermeister und Fachkräfte für
Wasserversorgungstechnik
(früher Ver- und Entsorger). Auf-
gaben sollten nur solchen Mitar-
beitern übertragen werden, die
für die jeweilige Tätigkeit aus-
reichend qualifiziert sind. Durch
berufliche Weiterbildung müsse
die Qualifikation der Mitarbeiter
auf dem aktuellen Stand gehal-
ten werden; ein zu hoher Out-
sourcinggrad bedeute in der Re-
gel den Verlust wertvoller Wis-
sensressourcen.

Veränderungsbereitschaft

Knaus abschließend: „Viele
verlangen, dass sich Staat und
Kommunen aus den Bereichen
zurückziehen sollen, wo staatli-
che Regeln nicht mehr unbedingt
nötig sind. Deshalb muss auch
die kommunale Wasserwirt-
schaft sich den neuen Herausfor-
derungen mit Veränderungsbe-
reitschaft und hoher Zuverlässig-
keit stellen.“ Die Maxime laute,
Effektivität, Fachkunde und
Kundenservice zu steigern ohne
Abstriche bei Qualität, Umwelt-
standards und der Gemeinwoh-
lorientierung zu machen. DK

Wasserwirtschaft - quo vadis ...

(Fortsetzung von Seite 1)
die Region Bayerisch-Rhein-
Main für die Zukunft fit zu ma-
chen, wie SPD-Fraktionsvorsit-
zender Franz Maget hervorhob.
„Deshalb wollen wir diese Im-
pulse verstärken und weitere An-
knüpfungspunkte und Chancen
erschließen, um zu Gunsten der
Region zielgerichtete Initiativen
vor Ort und im Bayerischen
Landtag zu entwickeln.“

Cornelius Obier, Geschäfts-
führer Project M GmbH, Lüne-
burg, gab einen Überblick über
die „touristische Entwicklung
des Landkreises Miltenberg an
der Schnittstelle der Destinatio-
nen Odenwald, Spessart und
Franken“. Er konstatierte eine
deutliche Abnahme des Über-
nachtungstourismus im Land-
kreis Miltenberg. Rückgänge
seien vor allem in den Randge-
bieten des Landkreises zu ver-
zeichnen, während das Maintal
mit touristischen Zuwächsen
aufwarten könne. Fakt sei, dass
ein gemeinsames, tragfähiges,
für Kunden schlüssiges „Dach“-
Konzept fehle. Eine Vernetzung
sei zwar vorhanden (Regional-
marketingverein Mainland-Mil-
tenberg e.V., Gebietsausschuss
Spessart-Main-Odenwald), aber
keine kundenorientierte Anspra-
che, stellte Obier fest.

Zwar gebe es Investitionen
(Geld / Personal), und viele
Splitterorganisationen, um den
Tourismus voranzubringen, je-
doch sei diese Struktur nicht für
ein ganzheitliches, gemeinsames
Tourismusmarketing und Kun-
denansprache geeignet, weshalb
es notwendig sei, dieses Gefüge
zu bereinigen.

Wettbewerbsdruck

Vor dem Hintergrund eines
bundesweit starken Wettbe-
werbsdrucks plädierte Obier für
leistungsfähige, gebündelte und
kundenorientierte Strukturen so-
wie eine flächendeckende, regio-
nale Zusammenarbeit. Das
„Kirchturmdenken“ müsse auf-
gebrochen werden, verfügbare
Mittel seien zu bündeln und auf
gemeinsame Ziele anzuwenden.
Die Wahrnehmbarkeit für den
Gast müsse gesteigert werden,
auch sei die Infrastruktur zu ver-
netzen (Wanderwege), zudem
müsse sich das Marketing auf
Destinationsorganisationen bzw.
die gesamte Region beziehen.

Wolfgang Filippi, Hafendi-
rektor am Bayernhafen Aschaf-
fenburg, der sich mit Bayerisch
Rhein-Main als Logistik- und
Produktionsstandort“ befasste,
verwies seinerseits darauf, dass
sich am Bayerischen Untermain
in Folge der industriellen Dich-
te eine differenzierte Logi-
stikunternehmenslandschaft so-
wie eine besondere Qualifikati-
onsstruktur bei Beschäftigten
herausgebildet hätten. Die Logi-
stikbranche habe sich vom rei-
nen Dienstleister zum positiven
Standortfaktor mit überpropor-
tional steigendem Wertschöp-
fungsanteil entwickelt. 

Wirtschaftsnahe 
Verkehrsinfrastruktur

Investitionen in eine wirt-
schaftsnahe Verkehrsinfrastruk-
tur seien absolut notwendig, fuhr
Filippi fort. Diese erhielten bzw.
schafften Arbeitsplätze, was wie-
derum einen  großen volks- und
regionalwirtschaftlichen Nutzen
nach sich ziehe. Außerdem lie-
ferten Schiff und Bahn einen
äußerst „positiven Beitrag zur
ökologischen Verkehrsbilanz für
die Region“. An die Adresse der
Politik appellierte der Direktor,
„mutig zu sein, um über selbst-
gezogene, vor allem kommunale
Grenzen hinauszusehen, die es
in der Wirtschaft schon längst
nicht mehr gibt“. 

Angemessene Löhne

In einer anschließenden Dis-
kussion forderte Georg Liebl,
ver.di-Gewerkschaftssekretär
und Fachsekretär für Logistik,
„angemessene Löhne für Arbeit-
nehmer in prekären Arbeitsver-
hältnissen im Logistikbereich“.
Georg Mittendrein, Regisseur
und Intendant der Klingenburg-
Festspiele plädierte für lebendi-
ges, regionales, identitätsstiften-
des Kulturschaffen, das wichtig
sei für Ökonomie und Tourismus
in der Region. SPD-MdL Dr.

Heinz Kaiser rief den Freistaat
dazu auf, nicht nur die Umland-
gemeinden des Münchner Flug-
hafens zu fördern, sondern auch
die Frankfurter Umlandgemein-
den. Wilfried Kaib, Stadt- und
Regionalsoziologe verwies dar-
auf, dass insbesondere die Wirt-
schaft die Vernetzung im Rhein-
Main-Gebiet vorantreibe, die
Politik aber hinterher hinke.
Kaib forderte, eine Metropolre-
gion Rhein-Main mit politisch
institutioneller Struktur zu orga-
nisieren. Die Finanzierung müs-
se eventuell auch durch Staats-
verträge geklärt werden.

Zusammenarbeit zwischen
Hochschule und Wirtschaft 

Laut Prof. Dr. Wilfried Diwi-
schek, Präsident der FH Aschaf-
fenburg, muss die Zusammenar-
beit zwischen Hochschule und
Wirtschaft noch verstärkt wer-
den, um den Standort weiterzu-
bringen. Vorbild sei Aschaffen-
burg mit dem bestehenden Tech-
nologietransfer an der Fachhoch-
schule. Um im harten Wettbe-
werb bestehen zu können, müsse
eine gute Ausbildung auf globa-
ler Ebene gewährleistet sein.
Deshalb Diwischeks Forderung
an die Politik: „Geldhahn aufdre-
hen, Unternehmen mit einbinden
und Weitsicht walten lassen!“
Die Bundesinitiative „Hoch-
schulpakt“ wird seiner Ansicht
nach nicht ausreichen, um die
Anforderungen der nächsten Jah-
re zu meistern. Wichtig sei es, die
Wirtschaft ins Boot zu holen.

Regionale Kompetenznetze

Reinhard Engelmann, Ge-
schäftsführer IHK Aschaffen-
burg, votierte seinerseits für die
Verbindung zwischen regionalen
Kompetenznetzen und bayeri-
schen landesweiten Clustern.
Kompetenznetzwerke müssten
im Vordergrund stehen, da sie für
eine intensive Beschäftigungs-
entwicklung sorgten und zudem
sehr zukunftsfähig seien. Engel-
mann bemängelte das „nicht gut
ausgebaute Glasfasernetz“ in der
Region. DSL-Anschlüsse seien
nicht flächendeckend verfügbar,
was für die Unternehmensan-
siedlung problematisch sei. Der
mögliche Einsatz von Funktech-
nologie sei wiederum mit sehr
hohen Kosten verbunden. 

Tourismusförderung ist
Mittelstandsförderung

Günter Hampel, Geschäftsfüh-
rer Tourismus + Congress GmbH
Frankfurt am Main, konstatierte,
dass die Politik die Notwendig-
keit des Tourismus erkannt habe.
Tourismusförderung sei im klas-
sischen wie im politischen Sinn
Mittelstandsförderung. 

Der Markt kenne keine politi-
schen Grenzen, sondern Inhalte,
weshalb die Region ein Produkt
darstelle (z. B. Frankfurt Rhein
Main). Das Tourismusgeschäft
hingegen sei zielgruppen- und
umsatzorientiert. Eine Zusam-
menarbeit sei wichtig, um positi-
ve Effekte zu erzielen. DK

Mittendrin statt außen ...

Nicht jeder muss das Rad
neu erfinden...

Neun ehemalige Landtagsabgeordnete trafen sich 
als Landräte zum Erfahrungsaustausch

„Nicht jeder muss das Rad neu erfinden!“ Auf diese Formel 
lässt sich die Begründung für eine lockere Arbeitsgemeinschaft
bringen, die seit einigen Jahren neun Landräte aus Altbayern
und Schwaben von Zeit zu Zeit zusammenführt. Als Landtags-
abgeordnete lernten sie sich einst kennen, als Landräte tauschen
sie nun gelegentlich ihre Erfahrungen aus. So kürzlich im Berch-
tesgadener Land, wohin dieses Mal Landrat Georg Grabner sei-
ne acht Kollegen eingeladen hatte.

Der Regensburger Landrat
Herbert Mirbeth, Initiator und
Organisator der „Ehemaligen“,
konnte dazu im Rathaus von
Schönau am Königssee auch die
Landräte Dr. Xaver Bittl (Eich-
stätt), Hermann Steinmaßl (Traun-
stein), Martin Bayersdorfer (Er-
ding), Erwin Schneider (Altöt-
ting), Gebhard Kaiser (Oberall-
gäu), Josef Eppeneder (Lands-
hut) und Alfred Reisinger (Strau-
bing-Bogen) mit jeweils einer
Reihe von Referenten aus den
einzelnen Landratsämtern be-
grüßen. Es ging um Fragen der
Wirtschaftsförderung, der Kin-
dertagespflege, der Kooperation
von Zulassungsstellen oder der
Zusammenarbeit von Kreis-
bauhöfen mit den Bauhöfen des
Staates. 

Besonders eingehend disku-

tierten die Landräte die Umset-
zung der Ministerratsbeschlüsse
zur Optimierung der Lebensmit-
telsicherheit. 

Gegen zweite Vollzugsschiene
bei Lebensmittelkontrolle

„Mit größter Sorge“, so der
Eichstätter Landrat Bittl, verfol-
gen die Landräte Bestrebungen
der Staatsregierung, eine Opti-
mierung der Lebensmittelsicher-
heit durch Maßnahmen errei-
chen zu wollen, die möglicher-
weise kontraproduktiv sind und
Reibungsverluste befürchten las-
sen. Im einzelnen geht es darum,
so wurde in der angeregten Aus-
sprache am Königssee deutlich,
dass der Staat zusätzliches Per-
sonal, so z.B. Amtstierärzte und
Lebensmittelüberwachungsbe-

amte, den Regierungen für tem-
porär übertragene Aufgaben zu-
weisen will. Nicht der Aufbau
von zusätzlichem Personal ist
nach Meinung der Landräte Ge-
genstand der Kritik, sondern die
Absicht, in einer temporären
zweiten Vollzugsschiene die
Durchgängigkeit des Kontroll-
systems aufzubrechen und da-
durch erhebliche Probleme in
der Zusammenarbeit bei der
Rückübertragung auszulösen.
Vielmehr sollte das an den Re-
gierungen vorgehaltene zusätzli-
che Fachpersonal den Behörden
vor Ort unterstützend und konsi-
liarisch zur Verfügung stehen.

Hygienestandard 

Dadurch könnte, so Bittl, ein
einheitlicher Hygienestandard
auf hohem Niveau garantiert
werden. Darüber hinaus wandten
sich die ehemaligen Abgeordne-
ten gegen die verpflichtende Ro-
tation des Kontrollpersonals.
Weder bei den Amtstierärzten
noch bei den amtlichen Tierärz-
ten können durch eine solche er-

zwungene Maßnahme positive,
den Verbraucherschutz fördern-
de Effekte erkannt werden. Fakt
ist vielmehr, so die Kritik im
Schönauer Rathaus, dass die
Nachteile, wie Verlust von Spe-
zialwissen, Kostensteigerungen
durch längere Wegstrecken der
amtlichen Tierärzte und hieraus
resultierende Negativauswirkun-
gen auf mittelständische Hand-
werksbetriebe letztlich eine
flächendeckende Sicherstellung
der amtlichen Schlachttier- und
Fleischuntersuchung gefährden
könnte.

Ambulante und 
stationäre Pflege ...

Breiten Raum nahm auch die

Zusammenlegung der Aufgabe
im ambulanten und stationären
Pflegebereich ein. Außer Zwei-
fel stehe nach Meinung der
Landräte die Dringlichkeit der
Zusammenführung von ambu-
lanter und stationärer Hilfe zur
Pflege, wie dies auch bei der
Eingliederungshilfe erfolgen
soll. 

... in eine Hand bei 
Landkreisen und Städten

Es muss jedoch im Unter-
schied dazu Aufgabe der Land-
kreis bzw. kreisfreien Städte
werden, dieses in vollständiger
Form auszuführen. Die Senioren
und Pflegefallzahlen werden er-
heblich zunehmen und erfordern

nach Meinung der Landkreis-
chefs in Folge dessen für die Zu-
kunft flexible und anpassungs-
fähige Pflegeformen. Grundsatz
müsse sein, dass alte Menschen
möglichst in der gewohnten Um-
gebung bleiben können, denn
dort fühlten sie sich auch beson-
ders wohl. Durch eine ortsnahe
Pflegeplatzabdeckung, die der-
zeit ja bereits gegeben ist, sind
Landkreise und kreisfreie Städte
die „geborenen Dienstleister“
hierfür. Diese Aufgabe ist, so die
Landräte, den Verwaltungen der
Landratsämter nicht fremd, da
bereits für Heimbewohner ohne
Pflegebedarf die Abwicklung
vom Bezirk auf die Landkreise
delegiert ist, also bereits voll be-
arbeitet werde. Markus Bauer
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Der sichere Weg zur Doppik führt über die DATEV.
Unsere Einstellung zur Umstellung lässt sich so beschreiben: partnerschaftliche, sichere Wegbegleitung mit

kommunalem Know-how und mit unseren bewährten Doppik-Programmen. Gemeinsam mit ihrem steuerlichen

Berater bieten wir Städten und Gemeinden ein maßgeschneidertes Paket aus Dienstleistung, Fachwissen und

flexibler Software, auf Wunsch mit einem leistungsstarken Rechenzentrum. Das ermöglicht ausgefeilte Detail-

lösungen für die speziellen Anforderungen Ihrer Kommune oder des Eigenbetriebs. Und genau das schätzen

Kämmerer. Denn im scheinbar Kleinen liegen die größten Herausforderungen bei der Doppik-Umstellung.

Sie sehen, der Weg zur Doppik lässt sich gemeinsam meistern. Es kommt nur auf die richtige Umstellung an.

Wir denken schon mal vor.

Rosenheimer IT-Forum:

Telefon und Daten in einem Netz 
Wichtig für Kommunen: Gute Vorarbeit und die Wahl des richtigen Zeitpunkts 

Internet-Telefonie, mit und ohne Bildübertragung, wird auch für
Betriebe, Unternehmen und Kommunen immer bedeutungsvol-
ler, ist sich Rosenheims Oberbürgermeisterin Gabriele Bauer si-
cher. Aus diesem Grund beschloss die Stadt Rosenheim gemein-
sam mit dem Verein Wirtschaftsraum Südbayern „Greater Mu-
nich Area“, ihre bereits seit 2002 jährlich stattfindende praxis-
und anwenderorientierte Veranstaltungsreihe „Rosenheimer IT-
Forum“ diesem zukunftsweisenden Thema zu widmen. 

Hochrangige Anwender und
Fachleute für Informations- und
Kommunikationstechnik gaben
in ihren Vorträgen wertvolle Ein-
blicke in die Materie. Dabei wur-
de darauf hingewiesen, dass die
Forderungen immer lauter wür-
den, die Welt der Information
und der Kommunikation zu ei-
ner Einheit zu verbinden. „Ein
Netz für alles“: Was logisch und
kostensparend klingt, erfordere
von Betrieben und Kommunen
gute Vorarbeit und die Wahl des
richtigen Zeitpunkts.

Neben den technischen Vor-
aussetzungen sind auch die Si-
cherheitsaspekte nicht zu ver-
nachlässigen, stellte Heinrich
Große-Wiesmann, Abteilungs-
leiter Kommunikationstechnik
der Landeshauptstadt München,
fest. Im Gegensatz zu herkömm-
lichen Telefonaten, bei denen
höchstens unerwünschte Werbe-
anrufe störten, drohten bei der
Internetsprachkommunikation
sämtliche Gefahren, die auch bei
bislang üblicher Internetnutzung
auftreten. Neben Spams seien

dies auch Viren, Würmer oder
Trojaner. Auch die Stromversor-
gung sei für Anlagen mit vielen
Außenstellen nicht zu unter-
schätzen, betonte der Referent.
Doch könne dies durch geeigne-
te „Vorsorge“ und Planung ver-
hindert werden. 

Klare Vorteile

Die Vorteile der Vereinigung
beider Netze lägen auf der Hand:
Durch die Verbindung von
Sprach- und Datentechnik sei es
möglich, z. B. bei Anrufen sofort
die dazugehörige Akte am Com-
puterbildschirm einzusehen, Plä-
ne online zu besprechen und zu
ändern und seinem „Gegenüber“
auf dem anderen Kontinent in
die Augen zu sehen. Ein Laptop
und eine Internetverbindung
genügten, um beispielsweise
dem Monteur in Dubai über Än-
derungswünsche des Kunden zu
informieren oder Ersatzteilliefe-
rungen zu besprechen. Wie diese
IT-Projektkommunikation be-
reits heute mittels Voice over IP
bewerkstelligt wird, veranschau-
lichten Josef Willkommer, Ge-
schäftsführer von Techdivision
und Thaddäus Müller, System-
leiter von komro, in ihrem Vor-
trag „Von der Nur-Sprache bis
zur Videokommunikation“.

Der Moderator des Rosenhei-
mer IT-Forums, Prof. Roland
Feindor, Dekan für Informatik

an der Fachhochschule Rosen-
heim, zeigte sich überzeugt da-
von, „dass die Internet-Telefonie
kommen wird und zwar von un-
ten herauf“. Was heute bereits in
vielen Haushalten üblich sei -
das Internet-Telefonieren über
Internet-Flatrate mit dem Sohn
in Südamerika oder Gespräche
zwischen Oma und Enkel über
WebCams - werde sich in den
nächsten Jahren auch in den Ver-
waltungen und den Unterneh-
men als Standard durchgesetzt
haben. Sobald die herkömmli-
chen Telefonanlagen erneuert
werden müssen, wird sich Fein-
dor zufolge die Sprach- und Da-
tenübertragung aus einem Netz
als Stand der Technik durchset-
zen.

Sanfter Übergang

Als sanften Übergang, der so-
wohl das Telefonieren über den
analogen Anschluss als auch
über das Internet erlaubt, werden
von verschiedenen Anbietern di-
verse Koppelungs-Boxen ange-
boten. Laut Manfred Grundei,
Leiter des Amts für Informati-
onsverarbeitung, besteht bei der
Stadt Rosenheim auf Grund der
funktionierenden Kommunikati-
onsstruktur derzeit noch nicht
die Notwendigkeit, auf die neue
Technologie umstellen zu müs-
sen. „Aber auch wir sammeln
durch erste, kostengünstige 
Technologiemigrationen Erfah-
rungen, warten aber sonst den
richtigen Zeitpunkt zur Umstel-
lung gelassen ab“, meinte Grun-
dei, der die Weiterentwicklung
der Technik interessiert ver-
folgt. DK

Vorsprung durch Innovation
1. Cluster-Tag Informations- und 

Kommunikationstechnologie in Garching

Mit einer Auftaktveranstaltung am Garchinger Institut für In-
formatik der TU München ist offiziell der Startschuss für die Ar-
beit des bayerischen IuK-Clusters erfolgt. Wirtschaftsminis-
ter Erwin Huber hob hervor, dass die Informations- und Kom-
munikationstechnologie „einen besonders wichtigen Pfeiler“ der
bayerischen Clusterpolitik darstellt. Es umfasse schwerpunkt-
mäßig die vier Bereiche Mikroelektronik/Elektronik, Software
und IT-Dienstleistungen, Telekommunikations-Dienstleistungen
sowie IT- und Telekommunikationsequipment.

Die Informations- und Tele-
kommunikationstechnologie
spielt in Bayern eine sehr große
Rolle. Europa- und weltweit
steht der Freistaat in der IT-Bran-
che mit über 300.000 Beschäf-
tigten an einer Spitzenposition.
Zahlreiche weltweit bedeutende
Unternehmen haben ihren
Hauptsitz oder eine Niederlas-
sung in Bayern angesiedelt.

Synergieeffekte

In den letzten Jahren hat der
Freistaat bei der Informations-
und Kommunikationstechnologie
die Forschungsinfrastruktur an
den Hochschulen und öffentli-
chen Forschungsinstituten massiv
ausgebaut und - im Rahmen sei-
ner Möglichkeiten - durch Förde-
rung und Schaffung eines tech-
nologiefreundlichen Klimas ei-
ne Vielzahl von hochinnovativen
IT-Unternehmen unterstützt. Bei
der Cluster-Offensive der Allianz
Bayern Innovativ kommt es nun
darauf an, die in Wirtschaft und
Wissenschaft vorhandenen Po-
tentiale noch stärker zu vernetzen
und Synergieeffekte zu schaffen.

Bayerns Innovationskraft

Laut Minister Huber bestim-
men Software und Mikroelektro-
nik als Basistechnologien in na-
hezu allen Anwendungsbran-
chen die Innovationsfähigkeit.
Mehr als die Hälfte der Indu-
strieproduktion, die meisten mo-
dernen Dienstleistungen und 80
Prozent der Exporte hingen vom
Einsatz der Informations- und
Kommunikationstechnik und der
Mikroelektronik ab. Die vier
Clustersprecher Prof. Dr. Man-
fred Broy, Prof. Dr.-Ing. Heinz
Gerhäuser, Prof. Dieter Kempf
und Reinhold Achatz dokumen-
tierten die Bedeutung und Breite
der bayerischen IuK-Branche
und ihre Präsenz im ganzen
Land. Universitäre und außeru-
niversitäre Forschungseinrich-
tungen wie TU München und
Fraunhofer Institut sowie Unter-
nehmen wie Siemens und Datev
hätten sich der IuK verschrieben.

Sie stünden beispielhaft für die
Innovationskraft des Freistaats.

Das IuK-Cluster versteht sich
laut Huber als landesweite Ko-
operationsplattform der IuK-Wirt-
schaft und der Wissenschaft. Das
Cluster werde aktuelle IT-Themen
aufgreifen. Dazu gehörten Infor-
mationstechnik bei Banken und
Versicherungen, „IT-gestützte Ge-
schäftsprozesse“ und „geodaten-
basierte Anwendungen“.

Verknüpfung mit Branchen

Ein herausragendes Ziel des
IuK-Clusters sei die Verknüpfung
mit den vielfältigen IuK-Anwen-
derbranchen, die für Bayern von
besonderer Bedeutung sind, fuhr
der Minister fort. Dies gelte 
beispielsweise für die Automo-
bilbranche, die Medizintechnik, 
die Automatisierungstechnik, die
Mechatronik, die Logistik und
die Finanzdienstleistungen. Das
IuK-Cluster werde sich hier ver-
schiedener Themen annehmen. 

Stärken ausbauen

Besonders wichtige Gebiete
werden die „Embedded Sy-
stems“, Software-Engineering
sowie die Sicherheit und Zuver-
lässigkeit von Software und  IT-
Systemen sein. Im Kern gehe es
darum, die speziellen Stärken
der bayerischen Industrie weiter
auszubauen: „Das heißt konkret,
Produkte in höchster Qualität
unter Einsatz komplexer Ent-
wurfs- und Produktionsverfah-
ren zeitnah auf den Markt zu
bringen“, erläuterte der Minister.

Zuversichtlicher Minister

Hubers abschließender Appell:
„Wir müssen unsere Wettbe-
werbsvorsprünge durch schnelle
Innovationszyklen und innovati-
ve Produkte erhalten und ausbau-
en. Wir müssen um so viel besser
sein, wie wir teurer sind. Die rege
Beteiligung an der Auftaktveran-
staltung stimmt mich zuversicht-
lich, dass wir in der IuK ein
schlagkräftiges Netzwerk in Bay-
ern schaffen können!“ DK

eGovernment spart
bis zu 40 Prozent Kosten

Studie von KGSt und b.i.t.consult zu 
eGov-Potenzialen von kommunalen Geschäftsprozessen

In einer Kommune gibt es etwa 1.000 bis 2.000 Prozesse, also
klar definierte, zumindest in Teilen wiederkehrende Arbeitsab-
läufe. 10 bis 20 Prozent dieser Prozesse binden 80 bis 90 Prozent
der Personalressourcen. Diese Prozesse sind die Kernprozesse ei-
ner Kommunalverwaltung. Der Einsatz von eGovernment-Lö-
sungen im „Front office“ und im „Back office“ kann bei diesen
Kernprozessen erhebliche Kosten sparen: bis zu 40 Prozent. 

Das ist das Ergebnis einer Stu-
die, die die Kommunale Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsma-
nagement (KGSt), Köln, gemein-
sam mit der b.i.t.consult GmbH,
Seeheim, durchgeführt hat. Inner-
halb von 18 Monaten wurden sy-
stematisch über 300.000 Da-
tensätze zu den Verwaltungspro-
zessen aus vier Landkreisen und
zwei Städten erhoben, um das
eGovernment-Potenzial kommu-
naler Geschäftsprozesse zu ermit-
teln. Als Ergebnis dieser Poten-zi-
alanalyse wurden vier zentrale
Thesen formuliert, die Orientie-
rungspunkte für die Weiterent-
wicklung des kommunalen E-
Government bieten. Daraus leitet
die KGSt gegenwärtig Hand-
lungsempfehlungen für ihre mehr
als 1600 Mitgliedskommunen ab.

Dazu Gunter Rückziegel, Ge-
schäftsführer der b.i.t.consult
GmbH. „Alle Seiten profitieren:
Für die Mitarbeiter der Kommu-
nalverwaltung bedeutet das er-
heblich geringeren administrati-
ven Aufwand, so dass sie mehr
Zeit für ihre beratungsintensiven
Aufgaben haben. Die Bürger er-
halten einen viel flexibleren,
schnelleren Service und die
Kommune spart Kosten.“ 

Die Daten wurden „prozess-
nah“, das heißt auf der Ebene der
Sachbearbeiter und Sachgebiets-
leiter erhoben. In zwei Experten-
runden wurden die Ergebnisse
durch die KGSt gemeinsam mit
Fachleuten aus Kommunen qua-
litativ verifiziert. Da wesentliche
Aufgaben und Handlungsrahmen
der Kommunen vergleichbar
sind, sind nach Auffassung von
KGSt und b.i.t.consult auch die
Erkenntnisse der Potenzialanaly-
se zu einem großen Teil übertrag-
bar: „Die Leistungen der Kom-
munen lassen sich auf ein gemei-
nes Grundmuster zurückführen.
Um die Vergleichbarkeit der Pro-
zesse in den einzelnen Verwaltun-
gen sicherzustellen, haben wir
uns in unserer Analyse auf den fi-
nanzstatistischen Produktrahmen
der Innenministerkonferenz der
Länder (IMK) bezogen. So sind
unsere Erkenntnisse aus einzel-
nen Kommunen zumindest struk-
turell auf jede kommunale Ver-
waltung in Deutschland übertrag-
bar“, betonen Rückziegel und Dr.
Marianne Wulff, die verantwortli-
che Programmmanagerin bei der
KGSt.

Eine Kommunalverwaltung hat
je nach Kommunentyp durch-
schnittlich 200 Produkte, die ins-
gesamt 1.000 bis 2.000 Prozesse
umfassen. Allerdings binden 10
bis 20 Prozent dieser Prozesse 80
bis 90 Prozent der Personalres-
sourcen in der Kommune. Diese
Prozesse sind die Kernprozesse
der Kommune.

Eine der Kernfragen der Studie
war die Frage nach dem „Ge-
wicht“ einzelner Produkte und
Prozesse für die praktische Ver-
waltungsarbeit. Die Analyse hat
gezeigt: Bezogen auf die Res-
sourcenbindung gibt es auf kom-
munaler Ebene durchschnittlich
etwa 30 Kernprodukte mit 200
dazugehörigen Kernprozessen.
Maßnahmen zur Prozessoptimie-
rung sollten sich zunächst auf die-
se Prozesse konzentrieren.

80 Prozent der Kernprozesse
haben ein signifikantes eGovern-
mentpotenzial: Detaillierte Ana-
lysen im Rahmen der Studie ha-
ben für diese 80 Prozent ein Ko-
steneinsparpotenzial durch Pro-
zessoptimierung mittels eGo-
vernment im Front Office und im
Back Office von 20 bis 40 Pro-
zent identifiziert.

Deshalb sollte sich die Prozes-
soptimierung mit eGovernment
zunächst auf die zentralen Kern-
prozesse konzentrieren. Einsatz-
möglichkeiten bestehen sowohl
an der Schnittstelle zum Kunden
(Front Office), zum Beispiel
durch elektronische Anträge, als
auch in der Verwaltung selbst
(Back Office), zum Beispiel
durch elektronische Vorgangsbe-
arbeitung. 

Das Einsparpotenzial durch
eGovernment ist aktuell auf Sei-
ten der Verwaltung sehr viel
größer als auf Seiten der Verwal-
tungskunden. Deshalb sollte der
Einsatz von eGovernment in ei-
ner Kommune von innen nach
außen wachsen. 

Die Einschätzung der Verwal-
tungsmitarbeiter ergab folgen-
des Bild: Bei den Kernprozes-
sen haben 80 Prozent ihren Nut-
zenschwerpunkt auf Seiten der
Verwaltung und nur 20 Prozent
auf der Kundenseite. Bezogen
auf alle Prozesse überwiegt bei
47 Prozent der Prozesse der
Verwaltungsnutzen, bei 43 Pro-
zent der Kundennutzen. Neun
Prozent aller Prozesse haben ein
ausgeglichenes Nutzenprofil.

Deshalb sollte eine Strategie
zur Weiterentwicklung des kom-
munalen eGovernments zunächst
die verwaltungsinterne Optimie-
rung der Geschäftsprozesse und
der prozessnahen IT im Fokus ha-
ben. Das setzt ein Umdenken in
der Nutzenbeurteilung von eGo-
vernment voraus: Neben Kun-
denakzeptanz und Außenwirkung
ist die Produktivitätssteigerung in
den Geschäftsprozessen das vor-
rangige, messbare und minde-
stens mittelfristig haushaltswirk-
same eGovernment-Ziel. Wobei
allerdings durch Optimierung der
Arbeitsprozesse auch positive Ef-
fekte auf Kundenseite entstehen:
Beispielsweise können Bescheide
schneller erstellt und Leistungen
früher erbracht werden.

eGovernment steht aktuell noch
am Anfang seiner Möglichkeiten.
Vollständig elektronische Lösun-
gen werden bisher erst wenige an-
geboten, zudem mangelt es häufig
an der erforderlichen IT-Infra-

struktur in den Verwaltungen. In
vielen Kommunalverwaltungen
besteht Nachholbedarf: eGovern-
mentkomponenten wie Doku-
mentenmanagement (DMS), elek-
tronische Vorgangsbearbeitung,
Archivierung, elektronische Sig-
natur, Virtuelle Poststelle, E-For-
mulare und Datenaustausch zwi-
schen Fachanwendungen werden
noch zu wenig genutzt.

In der IT-Infrastruktur bestehen
Lücken, die die Gestaltung effizi-
enter, durchgängiger Prozesse be-
hindern. Vorhandene IT-Kompo-
nenten sind zum Teil nicht
„flächendeckend“ eingesetzt, alte
und neue Anwendungen bestehen
parallel und häufig mangelt es an
Kooperation, die für vernetzte
Lösungen erforderlich ist.

Die Studie hat außerdem ge-
zeigt, dass die meisten Kunden
noch Probleme mit prozesskriti-
schen Services wie der elektroni-
schen Signatur oder e-Payment
haben.
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Systemlösungen ämter- und aufgaben-
übergreifend (z.B. adKOMM HKR, STA/VGA,
EWO, BEI, GIS, LuG, etc.)

Integrationsplattform statt Schnittstellen

Zentrale Adress- und Objektverwaltung ZAD®

Stadtlizenz für alle Fachämter in Ihrer Verwaltung

Informationen fachübergreifend zur
Planungs- und Entscheidungshilfe

Entwickelt im eigenen Haus

Ihr Lösungspaket aus einer Hand

Harter oder weicher Übergang
zur kommunalen Doppik?

Derzeit werden immer mehr Kommunen bei dem Thema Neues
kommunales Finanzmanagement aktiv. Viele beginnen mit der
Klärung erster organisatorischer Fragen oder starten zum Bei-
spiel direkt mit der Erfassung und Bewertung ihres gemeindli-
chen Vermögens.

Für Gemeinden, die den Um-
stieg von der Kameralistik zur
Doppik planen, ist die Umstel-
lung ihres kommunalen Finanz-
wesens ein komplexes Vorha-
ben, dass Ressourcen bindet und
gewisse Risiken birgt. Der Weg
zur Doppik muss deshalb sorg-
fältig geplant werden.

Grundlegende
Entscheidung

Eine der grundlegenden Ent-
scheidungen, die dabei im Vor-
feld getroffen werden muss und
den weiteren Projektverlauf be-
stimmt, betrifft die Art und Wei-
se, wie die Umstellung stattfin-
den soll: „Big Bang“ oder wei-
cher Umstieg?

Mit „Big Bang“ oder dem har-
ten Umstieg wird eine Umstel-
lung bezeichnet, bei der zu ei-
nem vorgegebenen Zeitpunkt
das kamerale Verfahren flächen-
deckend zu einem festen Zeit-
punkt quasi abgeschaltet und das
neue doppische System in Be-
trieb genommen wird.

sätzliche Anforderungen, an den
fließenden Übergang. Der Lohn
dafür ist der automatisierte Zu-
griff auf alle bisherigen Daten.

Die Schritte 9 und 10 müssen
beim harten Umstieg ohne Be-
zug auf das bisherige System im
NKF zusätzlich manuell ge-
macht werden.

So wie für beide Umstiegs-Va-
rianten die Notwendigkeit der
Vorarbeit besteht, sind auch nach
dem erfolgten Umstieg gewisse
Nacharbeiten zu erledigen. Auch
wenn man zum 01. Januar öf-
fentlich-doppisch bucht, der ka-
merale Haushalt aus dem Vor-
jahr ist trotzdem nach der her-
kömmlichen Gesetzeslage abzu-
schließen.

Besonderheiten

Einige Besonderheiten sind
hier allerdings zu beachten. Hat
sich eine Gemeinde für einen
Wechsel des Haushalts- und
Rechnungswesen entschieden,
muss sie im letzten Jahr vor der
Umstellung einen stichtagsge-

den hingegen für eine gewisse
Übergangszeit von empfohlenen
zwei bis drei Jahren das kamera-
le und das doppische System
parallel betrieben.

Ressource Zeit

Und hier liegt das Problem:
Beide Verfahren nebeneinander
zu betreiben kostet Zeit, eine
Ressource, die nicht beliebig
vermehrbar ist. Die Lösung kann
daher nur so aussehen, dass
während das kamerale Verfahren
weiter bebucht wird, die doppi-
sche Buchhaltung im Hinter-
grund mit gespeist wird. Die Bu-
chungsdaten werden wie ge-
wohnt über die entsprechenden
Haushaltsstellen erfasst. Durch
eine Zuordnung der Haushalts-
stelle zu Produkt und Konto wer-
den die kameralen Daten parallel
auf das entsprechende Produkt-
sachkonto übertragen.

Die innovative Software-
schmiede adKOMM Software
GmbH aus dem bayerischen Alt-
mühltal hat dafür eigens das Ver-
fahren adKOMM NKR ent-
wickelt, dessen Baustein EBF
sowohl das Bebuchen kameraler
Haushaltsstellen als auch parallel
das Bebuchen doppischer Pro-
duktsachkonten unterstützt. Da-
durch kann sowohl der kamerale
Jahresabschluss, als auch dop-
pisch Ergebnisrechnung, Finanz-
rechnung und Bilanz erstellt
werden. 

Durch dieses Verfahren sind
dann ab sofort Auswertungen

Oft liest man auch, dass der
„Big Bang“ im Gegensatz zu
dem weichen Umstieg mit gerin-
geren Kosten verbunden ist und
weniger Vorarbeiten, wie zum
Beispiel Überleitungsrechnun-
gen, durchzuführen sind. Aber
ist diese Aussage wirklich kor-
rekt? Oder wie erfolgt dann die
erste doppische Haushaltspla-
nung ohne Vorjahresdaten?
Durch Daumenschätzung oder
durch den Vergleich mit Nach-
bargemeinden?

Die folgende Grafik zeigt
schnell: die Vorarbeiten für einen
Umstieg auf das NKF, egal ob
hart oder weich, sind identisch,
der Nutzen durch die Einbin-
dung der bisherigen Daten (wei-
cher Umstieg) jedoch gewaltig.

Die Schritte 5 und 6 sind zu-
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Abb. 1: Zeitliche Verteilung des Arbeitsaufwandes für den
„Big Bang“. 

nauen kameralen Abschluss er-
stellen. Bisher genutzte Mög-
lichkeiten zur Übertragung nicht
in Anspruch genommener Haus-
haltsansätze, also das Bilden von
Haushaltsresten, sind ab der
Umstellung zum Teil nicht mehr
zugelassen.

Abb. 2 zeigt, welche Änderun-
gen bei der Erstellung der letzten
kameralen Jahresrechnung zu
beachten sind:

Und gerade die Nacharbeiten
stellen sich dann als äußerst lä-
stig heraus. Wer will sich bei
dem zeitintensiven Lernaufwand
für das neue doppische System
dann auch noch mit der notwen-
digen Jahresabschlussarbeit des
alten Systems zeitgerecht be-
schäftigen?

Beim weichen Umstieg wer-

aus beiden Welten möglich. Dies
gilt auch und insbesonders für al-
le rückwirkenden Daten - im
Verfahren adKOMM NKR gar
über den gesamten Einsatzzeit-
raum des kameralen Vorverfah-
rens. Mittels Datenübernahme
ist das auch aus anderen Vorver-
fahren realisierbar.

Der direkte Vergleich führt
schneller zu mehr Transparenz
und Verständnis des neuen Sy-
stems. Auch der „soft fact“ Si-
cherheit in der Anwendung ist
nicht zu unterschätzen. Über-
haupt sind diese weichen Fakto-
ren mit entscheidend für den

(13) Aufstellung Ergebnis- 
und Finanzhaushalt

(12) Beplanung von 
Produkten/Budgets

(11) Mittelanforderungen für 
Produkte/Budgets der Ämter

(10) Übertragen von 
Verpflichtungsermächtigungen

(9) Übertragung von 
Finanzplandaten

(8) Regeln für die erweiterte 
Deckungsfähikgeit

(7) Bilden von Budgets

(6) Zuordnung der Haushalts-
stellen zu Produktsachkonten
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(4) Bildung von Produktsachkonten
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Abb. 2: Vorarbeiten für den
Weg von der Kameralistik zur
Doppik. 
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Abb. 3: Übersicht über die Nacharbeiten zum letzten kamera-
len Jahresabschluss und die Zusatzarbeiten für das erste dop-
pische Jahr. 

Umstellungsprozess. Die Mitar-
beiter haben schließlich einen
wesentlichen Anteil am Erfolg.

Technisch gesehen ist diese
Methode erfolgreich, wenn der
alte kamerale Haushalt anhand
der neu gebildeten Produkte und
Konten aufgefächert wird und
danach 1:1 entsprechende Zu-
ordnungen vorgenommen wer-
den. Die Kommune muss ihren
kameralen Haushalt eben analog
dem neuen Produkthaushalt tie-
fer gliedern. Dafür werden im
adKOMM NKR bis zu sieben-
stellige Gliederungen eingeführt,
die es ermöglichen, die meist
sechsstelligen Leistungen aus ei-
nem Produktrahmen direkt zuzu-
ordnen.

Erfahrungen aus den
Pilotprojekten

Nach den Erfahrungen der bis
dato durchgeführten Pilotprojek-
te in verschiedenen Bundeslän-
dern wurde bisher keine eindeu-
tige Empfehlung für eine der
beiden Vorgehensweisen abge-
geben. Im Gegenteil, der einge-
schlagene Weg wird verteidigt.
Warum? Weil die Entscheidung
„Big Bang“ oder weicher Um-
stieg durch externe Berater oder
durch den Software-Lieferanten
getroffen wird und deren Emp-
fehlung letztlich auch nur auf
dem persönlichen Kenntnisstand
oder den technischen Möglich-
keiten basiert.

Es ist doch klar, dass ein Bera-
ter aus der kaufmännisch-doppi-
schen Welt so schnell wie mög-
lich versucht, sicheres Terrain,
das heißt ein doppisches System
zu erreichen. Ebenso liegt es um-
gekehrt auf der Hand, dass der
bisher eingesetzte kamerale Lö-
sungsanbieter seinen Anwendern
einen weichen Umstieg emp-
fiehlt, da damit seine Chancen,

weiter Lieferant des Kunden
bleiben zu können, deutlich
höher sind. Auf diese Art und
Weise schließt er sogar einen
Wechsel auf Fremdanbieter na-
hezu aus.

Aus diesen Beweggründen
werden dann die Entscheidun-
gen für einen harten oder wei-
chen Umstieg getroffen. Um aus
diesem Dilemma herauszufin-
den, hat die adKOMM Software
GmbH mit der Entwicklung des
adKOMM NKR eine echte Lö-
sungsalternative entwickelt, die
es erlaubt, die alten kameralen
Daten zu übernehmen und auf

deren Basis einen parallelen
Lernbetrieb zu gestalten. Der
öDoppik-Einstieg fällt dem An-
wender damit leichter, da das ka-
merale Verfahren ja bekannt ist
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Abb. 4: Zeitliche Verteilung des Arbeitsaufwands für den
fließenden Übergang mit adKOMM NKR. 

und der Lerneffekt quasi neben-
bei im Praxiseinsatz durch den
laufenden Vergleich eintritt.

Halten wir zusammenfassend
fest: die Auswahl des künftigen
Softwaresystems und des exter-
nen Beraters zur Einführung ent-
scheidet im Wesentlichen die
Frage „Big Bang“ oder weicher
Umstieg und leider nicht die
Möglichkeiten des Anwenders.
Innovative Softwarelösungen
wie das adKOMM NKR schaf-
fen hier neue Freiräume. 

Unsere Autoren
Anton J. Haunsberger (MBA
IT-Management und Informa-
tionssysteme)

Der Verfasser war nach sei-
nem Verwaltungsstudium elf
Jahre als Kämmerer und
Werkleiter tätig. Seit jeher be-
triebswirtschaftlichen Aufga-
benstellungen aufgeschlossen,
absolvierte er als einer der 
ersten Teilnehmer die Aus-
bildung zum Verwaltungsbe-
triebswirt.

Als Geschäftsführer der
bundesweit agierenden ad-
KOMM Unternehmensgruppe
ist er für den Produktbereich
Kommunale Finanzen und
NKF verantwortlich.
Sandra Schneider (Diplom-
Betriebswirtin BA) war nach
Ihrem Studium der Betriebs-
wirtschaftslehre für öffentliche
Einrichtungen und Unterneh-
men an der Berufsakademie
Gera Assistentin des Bürger-
meisters der Stadt Jena.
Bei der KOB EDV-Systeme
GmbH ist sie im Produktbe-
reich Kommunale Finanzen
und NKF für Analyse und
Marketingaufgaben zuständig.

Virtuelle Behörde auf der KOMMUNALE in Nürnberg: 

Perspektiven fürs „LandLeben“ 
Gemeindetag lädt zu Großveranstaltung und Fachmesse
Am 10. und 11. Oktober ist es wieder so weit: Der Bayerische

Gemeindetag veranstaltet die  KOMMUNALE, Bayerns größte
Tagung und Fachmesse für Kommunalbedarf, im Messezentrum
Nürnberg. Unter dem Motto „LandLeben - Perspektiven für alle
Städte, Märkte und Gemeinden“ werden die Gemeinden beherzt
die Herausforderungen der Zukunft angehen. 

Die KOMMUNALE ist das ideale Informations- und Dialog-
forum für Bürgermeister, Stadt- und Gemeinderäte und Ge-
schäftsstellenleiter. Parallel zur Tagung führt der Bayerische Ge-
meindetag seine Jahresversammlung durch und bietet ein um-
fangreiches und interessantes Programm an, in dem unter ande-
rem das Thema „Arbeitsplätze schaffen in Städten und Gemein-
den“ ein Schwerpunkt ist. 

Im Mittelpunkt des Fachkongresses des Gemeindetags stehen
in diesem Jahr die Themenschwerpunkte „Arbeit und Wirt-
schaft“ und „Bildung“. In Seminaren und Workshops sollen Ant-
worten auf drängende Fragen der kommunalen Praxis gegeben
werden. 

Die Bayerische Gemeindezeitung wird erneut mit ihrer
Fachveranstaltung „Die virtuelle Behörde“ dabei sein und die
EDV-Fachleute aus den Kommunen über neueste Hardware-
und Software-Trends rund um behördliche IT-Ausstattung in-
formieren.
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entwickeln.
Wir haben die Referenzen in der modernen
öffentlichen Verwaltung.

total-sourcing-management
Deutschland +49 911 9893015
info@total-sourcing-management.eu
www.total-sourcing-management.eu

AKDB-Jahresbericht 2006:

Kundenorientierung als Maxime
Vorstand zieht positive Bilanz - Steigende Investitionsbereitschaft der Anwender

Das zurückliegende Jahr war bei den Anwendern der Anstalt für
Kommunale Datenverarbeitung in Bayern (AKDB) und innerhalb
ihrer Organisation durch eine Vielzahl von Herausforderungen ge-
prägt. Die flächendeckende Umsetzung des TVöD, die Vorberei-
tungen zur elektronischen Rückmeldung im Meldewesen und die
zunehmende Bereitschaft, die Doppik als Rechnungsstil einzu-
führen, bestimmten in vielen Kommunen die Diskussion. Zugleich
haben zahlreiche Projekte mit Bundes- und Landesbeteiligung
z. B. im Kfz-Zulassungsbereich, beim Aufbau von landesweiten
Registern oder in der Weiterentwicklung des Personenstandswe-
sens begonnen, die bereits 2006 das Engagement derAKDB erfor-
derten. „Diese Investitionen in die Zukunft werden in den nächsten
Jahren viele neue Lösungsangebote für Kommunen überall in
Deutschland zur Folge haben“, zeigen sich die AKDB-Vorstände
Alfred Trageser, Alexander Schroth und Rudolf Schleyer im so-
eben veröffentlichten Jahresbericht 2006 zuversichtlich.  

Diese Vorleistungen seien
durch eine sorgfältige Planung
und eine stabile Finanzlage, zu
der insbesondere die im zweiten
Halbjahr deutlich steigende In-
vestitionsbereitschaft der Kun-
den beigetragen habe, ermög-
licht worden. Die AKDB ver-
zeichne einen steigenden Absatz
der Softwarelizenzen und könne
aufgrund der großen Bereitschaft
ihrer Anwender, die Servicean-
gebote zu nutzen, auf ein erfolg-
reiches Jahr zurückblicken.

Erfreuliche
Umsatzentwicklung

Die positive Entwicklung der
Einnahmesituation in den baye-
rischen Kommunen hat sich laut
Vorstand „erfreulich auf die 
Umsatzentwicklung 2006 aus-
gewirkt“. Zurückgestellte Hard-
warebeschaffungsmaßnahmen
und anstehende Betriebssystem-
wechsel seien häufig im 2. Halb-
jahr vollzogen worden. Neue,
zukunftsträchtige Anwendungen
wie z. B. die Archivierung fän-
den in zunehmendem Maße Ein-
zug in die Verwaltungen. Auch
der außerhalb Bayerns erzielte
Umsatzanteil stelle mittlerweile
eine feste, weiter wachsende

Größe im Gesamtumsatz dar.
Günstig beeinflusst wurde die
Umsatzentwicklung außerdem
durch den Echteinsatz neuer Ver-
fahren wie z. B. OKJIS NKFW
oder adebisKITA. Das Personal-
wirtschaftssystem AKDB-PWS
und die Rückmeldung bei
OK.EWD trugen ebenfalls dazu
bei. Alles in allem ergab sich im
Vergleich zum Vorjahr beim Ge-
samtumsatz eine Steigerung um
1,5 Prozent.

Die enge Abstimmung mit
kommunalen Spitzenverbänden
in Bayern, eine vertrauensvolle
Zusammenarbeit mit dem Frei-
staat Bayern auf allen Gebieten
und die zunehmende Bereit-
schaft der Kommunen, in die
Optimierung von Prozessen zu
investieren, bezeichnet der Vor-
stand als wichtige Faktoren für
diesen Erfolg. 

Die Kundenorientierung des
Hauses sei im Berichtsjahr durch
eine ganze Reihe von organisa-
torischen Maßnahmen forciert
worden. So habe man in konse-
quenter Umsetzung des mit den
kommunalen Spitzenverbänden
erarbeiteten Unternehmensleit-
bildes mit der Bildung von Ge-
schäftsfeldern begonnen. Die-
se neuen Bereiche fassen den

bisher in getrennten Abteilungen
angesiedelten Kundensupport
und die Entwicklung für ein Ver-
fahrensgebiet zusammen. Anre-
gungen der AKDB-Kunden, die
vor Ort vom Support aufgenom-
men werden, fließen somit un-
mittelbar in die Weiterentwick-
lung der Produkte und Service-
angebote ein. In Verbindung mit
einem unternehmensweiten An-

forderungsmanagement werde
so die Qualität der Angebote
weiter gesteigert.

Günstigere Beurteilung

Wie eine Kundenbefragung im
vergangenen Jahr gezeigt habe,
„sind wir mit dieser Ausrichtung
auf einem guten Weg“. Sowohl
die Funktionalität und Anwen-
derfreundlichkeit der Software-
produkte wie auch Kommunika-
tionsverhalten und Image der
AKDB hätten im Vergleich zur
Umfrage 2003 vielfach eine gün-
stigere Beurteilung erfahren. Die
Hinweise aus der Umfrage un-

New Public Management 
- und alles wird besser?

Von Peter Vorgel, Geschäftsführer 
tsm total-sourcing-management 

Seit vielen Jahren sind sich die Fachleute einig, dass der Ver-
änderungsbedarf in der IT, aber auch in der „Non IT“ Land-
schaft von Öffentlichen Verwaltungen deutlich zunehmen
wird. Insbesondere der Ausbau des Angebots an Transaktions-
dienstleistungen mit hoher Nutzungsfrequenz zwischen Kom-
munen und Wirtschaft, die Förderung der Zusammenarbeit
und Koordination zwischen den Gebietskörperschaften, um fö-
derale Hürden zu überwinden (z. B. in den Metropolregionen),
der Aufbau von interoperablen Lösungen, die konsequente
Umgestaltung des Back-Office sowie die Veränderung hetero-
gener und verteilter IT-Landschaften erfordern es, eine klare
Strategie zu formulieren und diese in die Gesamtstrategie zur
Verwaltungsmodernisierung einzubetten.

Zur Beschreibung der Vision
halten wir den Begriff „New Pu-
blic Management“ für sehr ge-
eignet. New Public Management
ist ein Denkansatz für eine neue
Managementphilosophie, wel-
che Politik und Verwaltung stär-
ker nach privatwirtschaftlichen
Managementtechniken, unter-
nehmerischen Erfolgsprinzipien
und marktwirtschaftlichen Steu-
erungsmechanismen ausrichten
will. Ziel ist eine Stärkung des
Staates.

Wer soll das alles
finanzieren?

Bei ständig sinkenden Bud-
gets ist diese Aufgabe nicht im-
mer leicht lösbar. Oft sucht man
die Lösung in einer rigorosen
Veränderung der Informations-
technologie. Dabei bedeutet IT-
Optimierung oft nur Kosten-
einsparungen. Dass eine Reduk-
tion der Kosten ein wichtiger
und entscheidender Treiber für
die IT-Optimierung bedeutet, ist
unbestritten. Sie darf jedoch
nicht darauf reduziert werden,
sondern muss auf vielen Ebenen
stattfinden, um die „Produkti-
vität“ der Verwaltung nicht zu
gefährden.

Lassen Sie doch
die Nutzer bezahlen!

Oft ist die private Wirtschaft
der eigentliche Gewinner. Ein-
fachere und schnellere, und da-
mit wirtschaftlichere Kommu-
nikation mit Behörden reduziert
die dafür aufzuwendenden Ko-
sten bei Industrie und Handel.
Dadurch sind Wege aufzeigbar,
die eine gemeinsame Finanzie-
rung ihrer Verwaltungsreform
ermöglichen. Zeigen sie dazu
ihrer Wirtschaft die möglichen
Potentiale auf. Nehmen sie dazu
am besten professionelle Hilfe
in Anspruch.

Fazit

Betrachten sie die Optimie-
rung der Verwaltung aus ver-
schiedenen Perspektiven. Diese
sind erforderlich, um über die
Kostenfrage hinaus die Lei-
stungsfähigkeit der IT zu er-
höhen. Konzentrieren sie sich
dabei insbesondere auf Sour-
cing- und Organisationsentschei-
dungen als eine Möglichkeit zur
Optimierung der IT. Dazu sollten
Sourcing Strategien entwickelt
werden, die eine differenzierte
Betrachtung und Entscheidungs-
grundlage zulassen. Ergeben

sich aus diesen Strategien zu-
sätzliche Optionen für alternati-
ve Sourcingmodelle, so sind die
entsprechenden Services durch
abgleichen mit den Grundge-
danken und Merkmalen des
New Public Management Kon-
zepts zu beurteilen und zu ana-
lysieren. Erst danach können sie
klare Entscheidungen fällen. 
Kontakt: Peter.vorgel@total-
sourcing-management.eu

terstrichen die Richtigkeit der
Entscheidung, „unsere regionale
Nähe durch die Aufwertung der
bisherigen Niederlassungen zu
eigenverantwortlichen Geschäfts-
stellen weiter auszubauen“. Wäh-
rend sich Wettbewerber durch
Konzentrationsprozesse gezwun-
gen sähen, den Rückzug aus der
Fläche anzutreten, „stärken wir
gemeinsam mit allen Tochterun-
ternehmen und weiteren Part-
nern, z. B. den kommunalen Ser-
viceanbietern außerhalb Bay-
erns, die ortsnahe Betreuung un-
serer Anwender“.

Elektronische
Rückmeldung

Der letzte Tag des Berichts-
zeitraumes stellte den Abschluss
eines der größten Projekte zur
Vernetzung von Ämtern und
Dienststellen dar, das jemals in
Deutschland durchgeführt wur-
de. Alle Meldebehörden ohne
Ausnahme kommunizieren seit-
dem auf elektronischem Weg
und ersparen dem Bürger damit
zahlreiche Behördengänge. „Im
Gegensatz zu vielen zentralisti-
schen Vorhaben, die durch Ver-
zögerungen oder mängelbehafte-
te Funktionalität ein negatives
Medienecho hervorriefen und
damit die Leistungsfähigkeit des
öffentlichen Dienstes insgesamt
in Frage stellten“, ist das Projekt
„Elektronische Rückmeldung“
laut Vorstand „lautlos und fehler-
frei in den Echtbetrieb überführt
worden“. Das intensive Zusam-
menspiel von Softwareanbietern
wie der AKDB, kommunalen Da-
tenzentralen und Landeseinrich-
tungen habe diesen großen Erfolg
ermöglicht. 

Die bei diesem Projekt ge-
wonnenen Erfahrungen unter-
stützten die kommunale Sicht,
Bürgerdaten dort zu verwalten,
wo diese bürgerfreundlich erho-

ben werden können: im Rathaus
vor Ort. Diese Erkenntnis habe
zweifellos in Bayern die Über-
tragung der Aufgabe, das Zen-
tralregister für Bürgerdaten bei
der AKDB als Drehscheibe
kommunaler Informationen an-
zusiedeln, unterstützt.

Behördenübergreifende
Maßnahme

Verfahrensübergreifend wurde
2006 die Integration der AKDB-
Anwendungen ausgebaut. Diese
behördenübergreifende Maßnah-
me steht Verwaltungen aller
Größenordnungen in gleicher
Weise zur Verfügung. So nutzen
beispielsweise die Anwender in
Bayerns kleinsten Gemeinden im
Einwohnerwesen OK.EWO den
selben Komfort wie die Sachbe-
arbeiter beim Neukunden Freie
und Hansestadt Hamburg.

Living Data und DVKS

Die AKDB-Tochter LivingData
unterstützte als Systemhaus die
Orientierung auf die Wünsche
und Anforderungen der Kunden.
Zahlreiche Projekte seien mit
großem Erfolg durchgeführt wor-
den. In Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Sachsen und Thürin-
gen übernahm die AKDB-Tochter
DVKS Support- und Betreuungs-
aufgaben.

Die andere Tochter TERA-
Kommunalsoftware wiederum
bot gemeinsam mit Partnerunter-
nehmen im Bau- und Grund-
stücksbereich Lösungen an. Mit
wachsendem Erfolg konnte die
„kommIT Gesellschaft für Infor-
mationstechnik mbH“ als gemein-
sames bundesweites Vertriebsun-
ternehmen von AKDB und Data-
port neue Kunden gewinnen und
bestehende Geschäftsbeziehun-
gen ausbauen. DK

Landkreis Schweinfurt:

Neueste Technik im
Berufsschulzentrum

Im heutigen Schulleben ist es enorm wichtig, dass die Schülerin-
nen und Schüler auch einen guten EDV-Unterricht genießen
können, um auf ihr späteres Berufsleben vorbereitet zu sein. Da
die im Berufsschulzentrum Alfons-Goppel vorhandenen EDV-
Arbeitsplätze vollkommen belegt sind, wurde nun ein mobiler
EDV-Raum in Form eines Laptopwagens angeschafft. 

Dieses „mobile Klassenzim-
mer“ beinhaltet neben 18 Laptops
auch einen Beamer und einen
Drucker. Über W-Lan wird ein
Netzwerk aufgebaut, das eine
Verbindung zum Schülernetz-
werk und somit zum Internet ge-
währleistet. Dadurch wird jeder
Schulsaal EDV-fähig und garan-
tiert einen Einsatz für alle Fach-
bereiche und alle Unterrichts-
fächer. 

Die Rechner dienen zur Infor-

mationsbeschaffung und Auf-
gabenerledigung. Anschließend
werden die Daten auf einem spe-
ziellen Speicherstick für jeden
Schüler gespeichert. Dies fördert
die Selbstständigkeit der Schüler;
zudem können so die Arbei-
ten zur weiteren Bearbeitung mit
nach Hause genommen werden.
Die Kosten dieses Laptopwagens
belaufen sich auf 25.000 Euro, die
durch den Landkreis Schweinfurt
finanziert wurden.
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Neuburg/Kammel:

Grundsteinlegung für
neue Grundschule

Der Markt Neuburg (Landkreis Günzburg) baut eine neue
Schule mit Sporthalle. Die Baukosten liegen bei rund 5,1 Mil-
lionen Euro. Der Grundstein für den Neubau der Grundschu-
le wurde jetzt gelegt. „Der heutige Tag ist ein wirklich großer
Tag, wir legen den Grundstein für ein Projekt, das in den ver-
gangenen 15 Jahren oft Gegenstand strittiger Diskussionen,
komplizierter Beschlüsse und umfangreicher Untersuchungen
war,“ betonte Bürgermeister Georg Schwarz. 

„Vor drei Jahren haben wir mit
dem Kauf dieses Geländes einen
Schlussstrich unter die jahrelan-
gen Debatten und damit den gei-
stigen Grundstein für unsere
neue Schule mit Sporthalle ge-
legt,“ erinnerte Bürgermeister
Georg Schwarz. Die Grundstein-
legung bezeichnete der Gemein-
dechef als sichtbares Zeichen
von Aufbruchstimmung und Op-
timismus. Er dankte den Markt-
räten, die sich einstimmig zu die-
sem mutigen Schritt entschlos-
sen haben. 

Doppelturnhalle

„Die Zeit der Provisorien
(Anm.: die Grundschüler von
Neuburg sind bisher in drei
Schulgebäuden untergebracht)
wird im Herbst nächsten Jah-
res endlich vorbei sein. Unsere
Schüler und Lehrer werden
großzügige, übersichtliche Räum-
lichkeiten und lichtdurchflutete,
modern ausgestattete Klassen-
zimmer ebenso wie eine vielsei-
tig zu nutzende Doppelturnhalle
vorfinden. Wir werden an dem
Projekt zwar fünf Jahre zu knab-
bern haben, wir werden diese
Herausforderung aber meistern,“
versprach Schwarz. 

Landtagsabgeordneter Alfred
Sauter bezeichnete den Neubau
als ein wichtiges Projekt im 
Rahmen der Daseinsvorsorge in
Neuburg. Der Freistaat habe mit
seinen Teil dazu beigetragen.
„Wir sind bei der Förderung mit
37 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Kosten an die Obergrenze
gegangen und haben gemacht,
was möglich war,“ erklärte Sau-
ter. „Mit diesem Bau werden
Lehrer wie Schüler neue, andere
und vor allem optimale Voraus-
setzungen vorfinden,“ betonte
Landrat Hubert Hafner.

„Nach derzeitigem Planungs-
stand wird die Sporthalle bereits
Ende des Jahres soweit fertig ge-
stellt sein, dass sie in Betrieb ge-
hen kann. Bis zum Schuljahr
2008 wird dann die Schule in-
klusive der kompletten Außen-
anlagen auch soweit sein, dass
der Schulbetrieb hier aufgenom-
men werden kann,“ versprach

Josef Schuster vom Planungsbüro
Schuster engineering. Die Aufga-
be seines Büro war auf dem
18.000 qm großen Grundstück ei-
ne moderne, funktionale Schule
einschließlich einer Doppelturn-
halle entsprechend den finanziel-
len Möglichkeiten des Marktes
Neuburg zu planen.

„Dieses Schulhaus wird, wenn
es fertiggestellt ist, das Kostbar-
ste aufnehmen, was wir haben,
unsere Kinder. Die Investition
gilt den Kindern und unsere Kin-
der sind es wert,“ sagte Pfarrer
Karl Fritz im Rahmen der Seg-
nung des Grundsteines.

Goldene Zeiten

„In Neuburg braucht man
nicht schwarz zu sehen, auch
wenn rote Zahlen stehen, so bre-
chen für die Schule goldene Zei-
ten an. Es ist die Fortsetzung ei-
ner unendlichen Geschichte, die
Grundschule Neuburg hat jetzt
ihr Frühlingsmärchen,“ sagte
Schulleiterin Irmgard Kotzmann
und bezeichnete Bürgermeister
Schwarz als Meister des Mutes
und Stratege der Finanzen, weil
er seine ganze geistige Kraft ein-
gesetzt habe, damit aus diesem
epochalen Projekt in Neuburg
Geist, Körper und Herz in den
Schulkindern wachsen könne.

Spannender Moment

Dann kam der spannendste
Moment der Grundsteinlegung.
In den zwei Tonnen schweren
Stein wurde zunächst eine Kas-
sette mit Tageszeitung, Ortsplan,
Ortsgeschichte, Bauplänen und
Kleingeld eingelegt. Anschlie-
ßend hievte der Bagger den Stein
in das dafür vorbereitete Loch. 

Die Grundschulkinder um-
rahmten den festlichen Akt mit
Gedichten, Gesängen und über-
reichten an Bürgermeister Georg
Schwarz ihre Wunschzettel 
für die neue Schule. Die älte-
ren Grundschulkinder übergaben
mehrere Modelle, wie sie sich die
Schule vorstellen. Die musikali-
sche Umrahmung übernahm eine
Bläsergruppe der Berufsfach-
schule für Musik. Dieter Jehle

In den Grundstein wurden von Schulleiterin Irmgard Kotz-
mann, Bürgermeister Georg Schwarz, Landtagsabgeordnetem
Alfred Sauter und Planer Josef Schuster Tageszeitung, Ortsge-
schichte, Ortsplan und Kleingeld gelegt. Bild: Dieter Jehle

Verbandstag 2007 der Bayerischen Baugewerbeverbände:

Trendwende geschafft
Lage und Perspektiven der bayerischen Bauwirtschaft standen
im Mittelpunkt des Tags des Baugewerbes in der Neuen Resi-
denz Bamberg. Der Verbandstag unter der Leitung seines Prä-
sidenten Helmut Hubert, der am 10. Juni seinen 70. Geburts-
tag feiern konnte, bot für die unter dem Dach der Bayerischen
Baugewerbeverbände organisierten, mehr als 4.000 Betriebe
des Hoch-, Straßen-, und Tiefbaus eine willkommene Platt-
form zur Diskussion. 

Wie Wirtschaftsminister Er-
win Huber in seiner Festrede be-
tonte, ist das Baugewerbe „eine
Schlüsselbranche für Wachstum
und Beschäftigung“. Die guten
Zahlen, Statistiken und Stim-
mungsmeldungen des ersten
Quartals „dürfen uns aber nicht
in Zufriedenheit wiegen“, mein-
te Huber; „vielmehr müssen un-
sere gemeinsamen Anstrengun-
gen - im Bund, Land und in der
Wirtschaft selbst - dahin gehen,
die Bauwirtschaft zu einem
nachhaltigen und dauerhaften
Konjunkturmotor zu machen.“

Strategie hat sich ausgezahlt

Die Große Koalition habe in
Deutschland eine Politik in
Gang gesetzt, die das Wirt-
schaftswachstum fördert und
die Arbeitslosigkeit verringert.
Wenn diese Entwicklung anhält,
werde Deutschland bald zu sei-
ner alten Funktion als Wachs-
tumslokomotive zurückfinden,
zeigte sich der Minister über-
zeugt. Die wirtschafts- und fi-
nanzpolitische Strategie, zu
konsolidieren und Impulse für
Wachstum und Beschäftigung
zu geben, habe sich schon heute
ausgezahlt.

In diesem Zusammenhang
nannte Huber die Unterneh-
mens- und Erbschaftsteuerre-
form, die Reform der Berufsge-
nossenschaften, die Evaluierung
der novellierten Handwerksord-
nung sowie die Vergaberechts-
reform. Es gelte nicht nur, das
„uneinheitliche und komplizier-
te“ Vergaberecht zusammenzu-
führen und zu vereinfachen;
gleichzeitig sei besonders auf
eine mittelstandsgerechte Aus-
gestaltung des Vergaberechts zu
achten. Huber: „Nach unserer
Auffassung muss die herkömm-
liche losweise Vergabe von

Bauaufträgen der Normalfall
bleiben. Bauaufträge müssen
durch ihren Zuschnitt und ihre
Größe der Tatsache Rechnung
tragen, dass die Bauwirtschaft
ganz überwiegend mittelstän-
disch geprägt ist. Wenn die Los-
größen mit der Leistungsfähig-
keit der meisten Unternehmen
korrespondieren, dann haben
viele Bieter eine realistische
Chance auf einen öffentlichen
Auftrag.“

Auch auf Landesebene werde
Wert auf eine mittelstandsfreund-
liche Politik gelegt, so Huber. Der
Freistaat unterstütze das bayeri-
sche Handwerk mit mehr als 20
Mio. Euro jährlich u. a. für Tech-
nologietransfer, Aus- und Fortbil-
dung, Coaching und Markter-
schließung. Das Mittelstandskre-
ditprogramm sei durch Haftungs-
freistellungen und die Ausweitung
der Fördermöglichkeiten weiter
gestärkt worden. In die Allianz
Bayern Innovativ sollen 10.000
Unternehmen eingebunden wer-
den. Auch das Handwerk könne
sich in den Clustern aktiv einbrin-
gen und von ihnen profitieren.
Huber: „Wir setzen auf eine lan-
desweite Informations- und Un-
terstützungskampagne zur Unter-
nehmensnachfolge.“

Mit Blick auf die Novellie-
rung des Mittelstandsförde-
rungsgesetzes erklärte der Mini-
ster, dass dort erstmals Regelun-
gen zur mittelstandsfreundli-
chen Vergabe enthalten sein
werden und zum Beispiel auch
der Meisterbrief für die Vergabe
besonderes Gewicht erhalten
wird. Huber: „Ich weiß, dass
beim MFG Wünsche offen blei-
ben. Aber: Wir werden im
Bayerischen Landtag einen für
alle Seiten tragbaren Kompro-
miss erreichen. Ihre konkreten
Vorschläge zum Vergaberecht
tragen dazu bei.“ DK

Bruckmühl beherbergt die fünfte Realschule im Landkreis Ro-
senheim.

Landkreis Rosenheim:

Realschule Bruckmühl
feierlich eingeweiht

Trotz angespannter Finanzlage investiert der Landkreis Rosen-
heim kontinuierlich und intensiv in die Bildung. Landrat Dr.
Max Gimple wertet die Maßnahmen der jüngsten Zeit als „um-
fangreichste Schulbaumaßnahmen aller Zeiten in der Region“.

Alleine in den vergangenen
zwei Jahren bestritt der Land-
kreis Rosenheim 15 Millionen
Euro zur Umsetzung von acht
Schulbaumaßnahmen. Rund ein
Drittel der Investitionen flossen
dabei in den Umbau und die Er-
weiterung der Realschule in
Bruckmühl. 

Weitere Planungen

„Zudem laufen derzeit weite-
re Planungen für den Bau einer
Dreifachturnhalle in Brannen-
burg, die Erweiterung der FOS/
BOS Rosenheim sowie für Um-
baumaßnahmen an den Berufs-
schulen im Zuge der Berufs-
schulreform“, so der Landrat
weiter.

Steigende Schülerzahlen

Mit der fünften Realschule im
Landkreis Rosenheim, der Re-
alschule Bruckmühl, wurde ge-
rade im bevölkerungsreichen
Westen einen weiteren Bil-
dungsstandort geschaffen, um
den nicht nur dort stetig steigen-
den Schülerzahlen gerecht zu
werden. Bereits im Schuljahr

2004/2005 wurden nach einem
Beschluss des Kreistages fünf
Realschulklassen von Bad Aib-
ling zur Entlastung der dortigen
Realschule in den generalsa-
nierten Altbau der Grund- und
Teilhauptschule nach Bruck-
mühl (Holnstainer Schule) ver-
lagert. Kurz darauf gab das Kul-
tusministerium grünes Licht für
eine neue Realschule.

Gleichzeitig machten stei-
gende Anmeldezahlen von drei
weiteren Klassen pro Jahr den
Umbau und die Erweiterung
der Realschule Bruckmühl zu
einer dreizügigen Realschule
notwendig. Die Baumaßnah-
men wurden im August 2005
begonnen und Anfang 2007
fertiggestellt. 

20 Arbeitsplätze

Derzeit besuchen 300 Schüler
die Schule. Mit der feierlichen
Segnung und Schlüsselüberga-
be wurde die Realschule in
Bruckmühl im Mai offiziell
dem Schulbetrieb übergeben.
Mit der Realschule in Bruck-
mühl entstanden überdies rund
20 Arbeitsplätze.

Innenminister Günther Beckstein:

„Immobilien sollen Investition
mit Zukunft bleiben“

„Die Bayerische Staatsregierung setzt sich auch auf Bundes-
ebene dafür ein, dass der Bau und Erwerb von Wohneigentum,
und zwar gleichermaßen von eigengenutztem und vermie-
tetem, erstrebenswert bleiben“, betonte Innenminister Dr.
Günther Beckstein anlässlich des Landesverbandstages des
Landesverbands Bayerischer Haus-, Wohnungs- und Grund-
besitzer e.V. in Bad Reichenhall. Der Minister stellte heraus,
dass die Wohnungsvermieter mit ihrer Investitionsentschei-
dung dazu beitragen, dass für große Teile der Bevölkerung
Wohnraum zur Verfügung steht. 

Zu den geplanten Änderun-
gen im Erbschaftssteuerrecht
versicherte Beckstein, dass sich
die Bayerische Staatsregierung
auf Bundesebene dafür einset-
zen wird, dass eine für die Er-
ben von Immobilien tragbare
Lösung gefunden wird: „ Auch
Erben von Immobilien besitzen
vor dem Erbfall nicht immer
Vermögen. Wenn sozialdemo-
kratische Begehrlichkeiten dem-
nächst Gesetz werden sollten,
müssten viele aus der Erbmasse
die Immobilie sanieren und er-

hebliche Steuern zahlen. Hier
sollte der Bundesgesetzgeber
angesichts keineswegs üppiger
Vermietungsmargen Schmerz-
grenzen im Auge behalten.“

Gesetzliche Verankerung

Beckstein erinnerte daran,
dass sich die Bayerische Staats-
regierung erfolgreich dafür ein-
gesetzt hat, die Umsetzung der
europarechtlichen Vorgaben zum
Antidiskriminierungsschutz auf
das unbedingt Erforderliche zu
beschränken. „So ist es gelun-
gen, gesetzlich zu verankern,
dass bei der Vermietung von
Wohnraum eine unterschiedli-
che Behandlung im Hinblick
auf die Schaffung und Erhal-
tung sozial stabiler Bewohner-
strukturen und ausgewogener
Siedlungsstrukturen sowie aus-
geglichener wirtschaftlicher, so-
zialer und kultureller Verhält-
nisse zulässig ist. Auch in Zu-
kunft ist damit eine an diesen

Kriterien orientierte Mieteraus-
wahl rechtssicher möglich“,
teilte Beckstein mit.

Wahlfreiheit für den Bürger

„Die Einbeziehung der Immo-
bilie in die staatlich geförderte
Altersvorsorge ist überfällig. Wir
setzen alles daran, dass die von
Bayern seit langem erhobene
Forderung in Berlin jetzt in an-
gemessener Form zeitnah umge-
setzt wird. In enger Abstimmung
zwischen dem Sozialministeri-
um, dem Finanzministerium und
der Obersten Baubehörde wurde
ein Modell entwickelt, das im
Unterschied zur bisher bestehen-
den Entnahmemöglichkeit von
Sparbeiträgen aus dem Riester-
Vertrag vorsieht, dass dieser für
den Immobilienerwerb entnom-
mene Betrag nicht mehr zurück-
gezahlt werden muss und das
Problem der nachgelagerten Be-
steuerung löst. Unser Modell
lässt den betroffenen Bürgerin-
nen und Bürgern jede Wahlfrei-
heit bezüglich der Ausgestal-
tung ihrer Altersvorsorge und
berücksichtigt, dass gerade auch
Schwellenhaushalte mit einer
doppelten Ansparung von Al-
tersvorsorge und Immobiliener-
werb in vielen Fällen finanziell
überfordert sind“, führte Beck-
stein aus.

Der Minister appellierte an
die Immobilienbesitzer, einen
Beitrag zum Klimaschutz zu
leisten. Heizung und Warmwas-
serbereitung haben einen Anteil
von rund 40 Prozent am gesam-
ten Energieverbrauch in Bay-
ern. Die Wärmeversorgung für
Gebäude bietet deshalb das
größte Einsparpotential, bei
dem jeder einzelne seinen per-
sönlichen Beitrag leisten kann.
95 Prozent der CO2-Emissio-
nen, die durch das Heizen von
Gebäuden entstehen, entfallen
auf den mehr als 25 Jahre alten
Gebäudebestand. „Neben CO2
kann man besonders bei unsa-
nierten Gebäuden mit Heizun-
gen bis 1988 bei sachgerechter
Planung mit verhältnismäßig
wenig Geld enorm viel Energie
und damit auch Kosten einspa-
ren“, stellte der Minister heraus. 

Gebäudeenergieausweis

„Einen Schub beim Problem-
bewusstsein bei Eigentümern und
vor allem bei Vermietern verspre-
che ich mir von der Einführung
von Gebäudeenergieausweisen
Anfang kommenden Jahres. Für
bestehende Gebäude werden da-
bei zwar keine Standards ver-
schärft. Die neugeschaffene Trans-
parenz des Energieverbrauchs
von Gebäuden wird sich jedoch
auf Verkehrswerte bebauter
Grundstücke und auf Mietpreis-
gestaltungen auswirken. In vielen
Fällen wird sich unter dem Diktat
des Wettbewerbs eine bislang
aufgeschobene Sanierungsmaß-
nahme als durchaus rentabel er-
weisen“, so Beckstein.
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KOMPETENTE
Dienstleistungen für Kommunen

Franken: Herr Grauer Tel. 0911/ 23 20 929
Herr von Imhoff Tel. 0911/ 23 20 920

Oberbayern
und Schwaben: Herr Danninger Tel. 089 / 23 87-0
Niederbayern
und Oberpfalz: Herr Müllner Tel. 0941/ 78 00 116
Regional- und
Standortentwicklung: Herr Streng Tel. 0921/ 78 42-0

Ihre Ansprechpartner:

Gemeinsam
Werte schaffen

Wussten Sie eigentlich, dass bei der BLS
unter anderem Stadtplaner, Architekten,
Landschaftsplaner, Agraringenieure und
Immobilienkaufleute tätig sind? Dieses
kompetente Team bietet Ihnen umfassende
Dienstleistungen �aus einer Hand�!

Regional- und
Standortentwicklung
Immobilienentwicklung
Wohnungsbau /
Einheimischen-Modelle

Hohe Bauqualität außen wie innen.

Bei der Preisverleihung - von links: Joachim Grüter (Präsident
Deutscher Naturwerksteinverband), Architekt Klaus Brück-
ner (in Vertretung der Söhne Peter und Christian Brückner),
Stellvertretender Landrat Günther Kohl, Architekt Kaspar
Kraemer (Präsident Bund Deutscher Architekten).

Die Bundesagentur für Arbeit in Günzburg:

Eine neue Dimension beim
Bau mit Raum-Modulen

Etwa 2.600 qm Verwaltungsgebäude schlicht, solide und ele-
gant verpackt. Das ist die neue Bundesagentur für Arbeit in
Günzburg. Aber nicht nur von außen wird eine hohe Bauqua-
lität signalisiert, auch beim Innenausbau wurde ein außerge-
wöhnliches Qualitätsniveau realisiert.

Auch für die Bundesagentur
für Arbeit. Es war daher keine
Frage, den Büroneubau in der
Zeit und Geld sparenden
Raum-Modul-Bauweise zu rea-
lisieren. Denn das hat sich in-
zwischen herumgesprochen:
Kurze Bauzeiten und Pla-
nungssicherheit funktionieren
nur mit der modularen Bau-
weise. Dass sich der Investor
für die Spezialisten der Renz
GmbH, aus Althengstett, ent-
schieden hat, kommt von den
guten Erfahrungen, die er bei
der Realisierung eines ähnli-
chen Projektes gemacht hat.

Eine solide Basis

Die 126 Raum-Module bil-
den, nebeneinander gestellt,
aufeinander gestapelt und mit-
einander verkoppelt, den soli-
den „Rohbau“ des Gebäudes.
Bereits bei der Herstellung im
Werk wurde der komplette Bo-
den-, Wand- und Decken-Auf-
bau, inklusive der Isolierung,
ausgeführt.

Außen und innen
perfekt ausgeführt

Nicht nur optisch, außen
durch den kompletten Putz
(Strukturputz auf Putzträger-
platte) steht das Gebäude gut
da. Auch innen macht das Ge-
bäude einen hochwertigen Ein-
druck. Die Wände und Decken
sind in Trockenbauweise ge-
fertigt. Wobei die Wände in

den Büros und im Treppenhaus
Glasfasergewebetapeten haben
und in den Sanitärräumen teil-
weise gefliest sind. Im Flurbe-
reich sorgt eine abgehängte
Akustikdecke für die nötige
Geräuschdämmung. Der Bo-
denbelag ist in den Büros aus
Nadelfilz, im Treppenhaus, im
Windfang, Wartebereich und
Verteilerflur aus strapazier-
fähigem Feinsteinzeug. 

Vollwärmeschutz

Die Sanitärräume sind kom-
plett ausgestattet, einschließ-
lich der behindertengerech-
ten Toiletten. Für die Beschat-
tung der Kunststoff-Fenster
sorgen Alu-Außenjalousien und
Textil-Vertikal-Innenjalousien.
Der Vollwärmeschutz ist auf
dem neuesten Stand der ENEV.
Selbstverständlich sind auch
alle Brandschutzbestimmun-
gen erfüllt. Das gilt für die
verwendeten Baumaterialen,
als auch für die vorgeschriebe-
nen technischen Einrichtun-
gen.

Die technische
Ausstattung gehört dazu

Dazu zählen nicht nur die
komplette Elektroinstallation,
sämtliche Rasterleuchten ein-
schließlich der Notbeleuchtung.
Auch diverse EDV-Komponen-
ten, mit der notwendigen Verka-
belung, teilweise im System-
Doppelboden im Netzwerk-

raum, sind installiert. Für die
notwendige Wärme, in den käl-
teren Jahreszeiten, sorgen der
vorbereitete Heizungsanschluss
und Flachheizkörper. Aber auch
der Aufzug, inklusive dem not-
wendigen Schachtgerüst ist ein-
gebaut.

Einladender Eindruck

Die vorgeschriebenen Flucht-
treppen hinter einer reizvol-
len Holzverschalung sind eben-
falls in Modulbauweise kon-
struiert. Ein elegantes Vordach
mit transparenter Eindeckung
macht den einladenden Ein-

druck dieses Gebäudes perfekt.

Systempartner
statt Lieferant

Die Renz GmbH, in Altheng-
stett hat sich im Bereich Raum-
Module den letzten Jahren im-
mer mehr mit architektonisch
anspruchsvollen Projekten aus-
einander gesetzt. Weil immer
mehr Bauherren und Architek-
ten die kompetente und fachlich
fundierte Beratung der Raum-
Modul-Spezialisten schätzen.
Aber nicht nur durch die kom-
petente Beratung, auch das Ein-
gehen auf besondere Wünsche
und die Beschäftigung mit neu-
en ungewöhnlichen Lösungen,
machen das Althengstetter Un-
ternehmen zu einem begehrten
Partner. 

Der Komplett-Service der
Renz GmbH umfasst die ter-
mingerechte Lieferung, die
Überwachung der Montagear-

Hauzenberg:

Auszeichnung für
Granitzentrum

Das Granitzentrum Bayerischer Wald in Hauzenberg sorgt im
Architektur- und Natursteinumfeld nach wie vor für großes
Aufsehen. Nun bekam das Projekt eine Auszeichnung im Rah-
men des Deutschen Naturstein-Preises. 

Dabei werden auf der großen
Natursteinmesse Stone+Tec in
Nürnberg alle zwei Jahre her-
vorragende Bauwerke ausge-
zeichnet, bei denen Naturstein
zum Einsatz kommt. Neben Ge-
bäuden in Berlin, München,
Stuttgart, Minneapolis und der
Frauenkirche in Dresden wurde
diesmal auch die Architektur
des Hauzenberger Granitzen-
trums gewürdigt. 

Gelungene Integration
des Gebäudes

Die Jury hebt besonders die
gelungene Integration des Ge-
bäudes in den alten Steinbruch

hervor und betont die Qualität
und Präzision der Granitver-
wendung, die die Leistungs-
fähigkeit und Schönheit dieses
Materials, des Bayerwaldgra-
nits, aufzeigen.

Stolzer Landrat

Landrat Günther Kohl als
Vertreter des Bauherrn nahm
zusammen mit Architekt Klaus
Brückner die Auszeichnung ent-
gegen. Bei dieser Gelegenheit
besuchte Landrat Günther Kohl
auch die Messestände der Fir-
men Josef Kusser, Aicha vorm
Wald und der Berbinger Granit-
werke Georg Zankl.

beiten und die Koordination der
Zulieferer und Handwerker vor
Ort. 

Perfekter Service

Als anerkannter Systempart-
ner steht Renz für absolute
Kundenorientierung, unbestrit-
tene Qualität, zuverlässige Lo-
gistik und perfekten Service.
Das gilt natürlich nicht nur für
den Bereich Raum-Module und
Raum-Container. Auch beim
übrigen Lieferprogramm: Mate-

rial-, Lager- und Seecontainer,
Stahlbau-Spezial-Container,
Mini-, Kompakt- und Iso-Hal-
len, sowie Systemhallen, kön-
nen sich die Kunden auf die
Kompetenz der Renz-Berater
verlassen.

Nähere Informationen sind
erhältlich von: Renz GmbH.;
Im Unteren Ried 26, 75382
Althengstett, Tel. 0 70 51 - 96 77
30; Fax 0 70 51 - 96 77 33, 
e-mail: info@renz-container.
com.internet: www.renz-con-
tainer.com

Fachtagung von Regnauer Fertigbau:

Bauen als strategische
Investition 

Gebäude sind Teil des Marketingmix

Wie Unternehmen für die Zukunft bauen, zeigte eine Tagung
der Regnauer Fertigbau im Mercedes-Benz Center in Mün-
chen auf. Im Mittelpunkt des Symposiums für Planer und Ent-
scheider, bauwillige Unternehmen und Architekten standen
Wirtschaftsbauten mit Mehrwert. Sie stellen nach Überzeu-
gung des Seebrucker Unternehmens, das Marktführer bei der
Realisierung moderner Gewerbebauten aus Holz ist, mehr als
eine funktionale Hülle dar: „Vorausschauend geplante Busi-
nessbauten steigern die betriebliche Effizienz, erhöhen die
produktive Kommunikation, bieten Mitarbeitern und Kunden 
ein Identifikationsobjekt, schaffen ein inspirierendes Wohl-
fühlambiente und unterstützen Unternehmen bei der flexiblen
Anpassung an neue betriebliche Anforderungen“, lautete das
Fazit von Geschäftsführer Michael Regnauer. 

Dass sich die Arbeitswelt in
einem intensiven Veränderungs-
prozess befindet, den zukunfts-
weisende Bauvorhaben berück-
sichtigen sollten, demonstrier-
te der Zukunftsforscher Oliver
W. Schwarzmann. Der Vorstand
der Gesellschaft für ökonomi-
sche Zukunfts- und Verkaufs-
forschung, Future Business
Group, wies darauf hin, dass die
wachsende Geschwindigkeit
ökonomischer Entwicklungen
von Unternehmen ein hohes
Maß an Vitalität erfordere. Star-
re Strukturen, Hierarchien und
Formalismen seien dabei hin-
derlich. 

Multioptionale Nutzung

Unternehmensorganisationen
der Zukunft müssten auf hohe
Anpassungsfähigkeit und Fle-
xibilität setzen. Diese Varia-
bilität werde auch die kommen-
de Gebäudearchitektur prägen:
„Schnelle Verwandlungsfähig-
keit und multioptionale Nut-
zung sind weitere Treiber für
die Zukunft von Wirtschafts-
bauten“, so  Schwarzmann. Die
Gewerbeimmobilie der Zukunft
müsse auch in der Lage sein, 
als Marketinginstrument zu 
wirken. „Unternehmensbauten
werden Teil des Wertschöp-
fungs- und Identifikationspro-
zesses“, betonte der Forscher.
Gebäude müssten nach außen
die Individualität der Unterneh-
mensphilosophie und ihre Kul-
tur widerspiegeln.

Referenzobjekte

Die von Schwarzmann aufge-
zeigten Strukturen der Arbeits-
welt von morgen setzt das Un-
ternehmen Regnauer bereits 
heute in zukunftsweisende Wirt-
schaftsbauten aus Holz um. Di-
plom-Ingenieur Carsten Lotz,
Bereichsleiter Objektbau bei
Regnauer, stellte den Teilneh-
mern der Tagung zahlreiche Re-
ferenzobjekte vor. Die realisier-
ten Businessgebäude strahlen,
davon konnten sich die Gäste
überzeugen, eine besondere At-

mosphäre aus - nach außen wie
innen. 

Werkstoff Holz

Der natürliche Werkstoff
Holz, kombiniert mit intelligent
eingesetzten Farb- und Licht-
konzepten, garantiert eine Wohl-
fühlatmosphäre, die sich inspi-
rierend auf die Leistungsbereit-
schaft und Motivation der Mit-
arbeiter auswirkt, so Lotz. Öko-
logische Baumaterialien wie
Holz würden zudem ein gesun-
des Raumklima schaffen: Holz
gewährleiste einen kontrollier-
ten Luft- und Wärmehaushalt,
angenehme Temperaturen ohne
unerwünschtes Gefälle, gefilter-
te, saubere Luft und optimale
Luftfeuchtigkeit in allen Räu-
men. Dies wirke sich auf die Vi-
talität der Mitarbeiter aus, was
wiederum von den Kunden als
positiv erlebt werde. 

Moderne Grundrissplanungen
gewährleisten nach Lotz’Anga-
ben flexible Raumkonzepte.

Regnauer stelle die Gebäudear-
chitektur bewusst in den Dienst
einer schnellen Verwandlungs-
fähigkeit, einer multioptionalen
Nutzung und Variabilität. Eine
visionäre Antwort bietet das Fa-
milienunternehmen nach Anga-
ben des Referenten auch für 
den Energiebereich - wichtiger
Schlüsselfaktor für den Erfolg
von Gewerbeimmobilien in ei-
ner Zeit, die zunehmend von
hohen Energiepreisen und der
Notwendigkeit zum Klima-
schutz geprägt sei. Die Regnau-
er-Vitalwand mit ihren über-
durchschnittlichen Dämmwer-
ten beispielsweise vollbringe
Höchstleistungen im Energie-
sparen. 

„Programming“

Regnauers Kompetenz ba-
siert nach Angaben von Ge-
schäftsführer Michael Regnau-
er auf der Planungsmethode
„Programming“. „Die richtigen
Fragen stellen - die richtigen
Schlüsse daraus ziehen“ laute
das Prinzip der Methode. 

Großer Erfahrungsschatz

Vor der Festlegung der Ar-
chitektur durchleuchteten die
Planer intensiv die betriebli-
chen Abläufe des Auftragge-
bers, die Organisations- und
Mitarbeiterstruktur, Ziele und
Zukunftsplanungen des Unter-
nehmens. Die gewonnenen Da-
ten bildeten die Rahmenbedin-
gungen für das Bauwerk und
die Grundlage für die weitere
Planung, die schließlich zur
konkreten Umsetzung führt. 

Bei der Realisierung kommt
Regnauer als führendem An-
bieter im Wirtschaftsbau aus
Holz die Erfahrung aus über
1000 Projekten zugute. Sie
sind nach Angaben des Ge-
schäftsführers auch in das Ge-
bäudemodell „Future Lab“ ein-
geflossen. Es bildet als Ideen-
träger und Realisierungsbei-
spiel die Grundlage zahlreicher
Bauprojekte. 

„Future Lab“

In „Future Lab“ sind Regnau-
er zufolge auch die neuesten
wissenschaftlichen Erkenntnis-
se der Geschäftsprozessopti-
mierung und der biosozialen
Harmonielehre integriert wor-
den. Ein hohes Maß an Flexibi-
lität und eine sehr variable ar-
chitektonische Gestaltung ma-
chen das auf Bausteinen ba-
sierende Modell für unter-
schiedliche Nutzungen interes-
sant. Die Außenwirkung als
„weicher Standortfaktor“ spiele
dabei für Unternehmen, die in-
novativ und kundennah arbeiten
müssen, eine immer wichtigere
Rolle, betonte Regnauer.

Mehrwert gewinnen

Wie durch bewusstes Bauen
Attraktivität, immaterielle Sub-
stanz und Mehrwert gewon-
nen werden, zeigte den Teilneh-
mern eine Führung durch das
Mercedes-Benz Center in Mün-
chen. Der Prototyp eines gelun-
genen Identifikationsobjektes
paart beispielhaft emotionales
Markenerlebnis mit hoher Funk-
tionalität. DK
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Forumsveranstaltung in Altenstadt. Von links: Bürgermeister
Albert Hadersbeck, Firmeninhaber Johann Emter und Weil-
heim-Schongaus Landrat Luitpold Braun.

Der Leiter des Augsburger Klärwerks Wolfgang Schwarz (l.) er-
läutert Johannes Hintersberger, MdL, Mitglied im Umweltaus-
schuss des Bayerischen Landtags, Umweltcluster Geschäftsfüh-
rerin Dr. Manuela Wimmer (2. und 4. von links) und CSU Funk-
tionsträgern die effiziente Funktionsweise der Klärwerkbecken.

Rohrleitungsbauverband rbv und Bauindustrie Bayern:

Investieren das 
Gebot der Stunde

Investitionsstau, Fachpersonalmangel, marodes Rohrleitungssy-
stem: Es wird in den nächsten Jahren große Probleme bei der öf-
fentlichen Wasserver- und -entsorgung geben. Damit die Belastun-
gen nicht auf künftige Generationen verschoben werden, muss
jetzt investiert werden. Der rbv bietet eine halbprivate Lösung und
sucht für ein Pilotprojekt Kommunen im ländlichen Raum. 

Auf einer Veranstaltung des
Rohrleitungsbauverbandes rbv
und der Bauindustrie Bayern
sprach der Vorsitzende der rbv-
Landesgruppe, Dipl.-Ing. (FH)
Dieter Beck, davon, dass nur nach
England oder Frankreich gesehen
werden müsste, um die dringende
Notwendigkeit einer Alternative
zur kompletten Privatisierung des
Rohrleitungsnetzes zu erkennen.
30 Prozent des Netzes sind sa-
nierungsbedürftig. In Einzelfällen
wird schon mehr Wasser in den
Boden gepumpt als verbraucht.
Dipl.-Wirtsch.-Ing. Dieter Hessel-
mann sagte: „Pro Jahr müssten
1.5 bis 2 Prozent der Trinkwasser-
leitungen erneuert werden, nur
um auf dem heutigen Stand zu
bleiben. Tatsächlich beträgt die
Erneuerungsrate aber nur 0,9 Pro-
zent.“ Konkret heißt das, dass ein
Rohr 111 Jahre halten muss.

Die zurückgegangenen Investi-
tionen in der Instandhaltung haben
aber noch eine weitere wichtige
Auswirkung: Zwischen 1996 und
2002 ist die Zahl der Arbeitnehmer
im Rohrleitungsbau um ein Drittel
gesunken. Für die gesamte Bun-
desrepublik werden 200-300
Rohrmeister benötigt, tatsächlich
ausgebildet werden aber nur 25!
Wird die Erneuerung des Netzes
noch weiter aufgeschoben, wird es
wohl zu einem Fachpersonalman-
gel kommen. Mittlerweile dürfte
sich der Investitionsstau auf 13
Milliarden Euro belaufen und jähr-
lich kommen weitere vier Milliar-
den Euro hinzu. 

Der rbv bietet öffentlich-priva-

te Kooperationsmodelle in de-
nen gezieltes Outsourcing von
technischen Dienstleistungen
Qualität, Sicherheit und Preissta-
bilität der Wasserver- und -ent-
sorgung gewährleistet und akute
und vorsorgende Investitionen 
in Anlagen- und Leitungsinfra-
struktur ermöglicht. 

Diese Modelle liefern Chancen
für beide Seiten. Rohrleitungs-
bauunternehmen könnten Lei-
stungen wie Netzführung, Stö-
rungsservice/Bereitschaft, In-
standhaltung und -setzung, War-
tung und Inspektion übernehmen.
Im Einzelfall wäre auch eine
komplette Übernahme der techni-
schen Betriebsführung möglich.
Hier bliebe die Kommune weiter-
hin Eigentümer des Netzes und
der Anlagen und auch rechtlich
und kaufmännisch alleine verant-
wortlich. Je nach Bedarf werden
verschiedene Stufen des Grades
der Einbindung angeboten. Die
Entscheidungshoheit über die Fi-
nanzen bleibt weiter bei den
Kommunen oder dem Kommu-
nalen Zweckverband. 

Ministerialrat Michael Haug
versicherte die geistige Unterstüt-
zung der Landesregierung, nicht
aber die finanzielle oder organisa-
torische, da die Landesregierung
keinen freien Wettbewerb im Sin-
ne des Preisdumpings wünscht.
„Anlagen, die auf Kosten des
Bürgers erbaut wurden, müssen
erhalten werden“, so Haug. Wei-
ter Infos unter: www.rohrlei-
tungsbauverband.de/kontakt/lan-
desgruppen/lg_bayern.html ch

Emter schafft neue thermische Kapazitäten:

Innovative 
Klärschlammverwertung

Anlage im Oktober 2007 betriebsbereit

Neue Wege bei der thermischen Verwertung von Klärschlamm
beschreitet die Firma Emter aus Altenstadt bei Schongau. Im
Oktober dieses Jahres soll die neue Anlage in Betrieb gehen.
„Wir sind mit dem Rohbau der Halle fertig, die ersten Anla-
genkomponenten stehen zur Montage bereit,“ sagte Johann
Emter, Geschäftsführer der Emter GmbH anlässlich einer Fo-
rumsveranstaltung im firmeneigenen Entsorgungs- und Ener-
giepark. Mit dieser hochmodernen thermischen Klärschlamm-
verbrennungsanlage schaffe das Unternehmen weitere, drin-
gend benötigte Kapazitäten. 

„Jährlich können wir mit die-
ser neuen Technologie ca.
120.000 Tonnen Klärschlamm
umweltfreundlich und preisgün-
stig entsorgen,“ betonte Emter.
Zwei Verbrennungsöfen garan-
tieren hohe betriebliche Ver-
fügbarkeit. Die Trocknung des
Klärschlamms erfolge durch ei-
ne Wannentrocknungsanlage.
Die geruchsbehaftete Abluft aus
der Lagerung und aus der Brü-
denkondensation wird den Ver-
brennungsöfen zugeführt. Da-
mit bleibt die Umwelt unbela-
stet. Die Abgasreinigung ge-
schieht in zwei Stufen. Ein eige-
nes Klärwerk wird sicherstellen,
das nur unbelastetes Abwasser
in die Kanalisation gelangt. 

Konzept aus einer Hand

Mit dieser Anlage kann die
Emter GmbH seinen Kunden
ein Entsorgungskonzept aus ei-
ner Hand bieten. Dazu gehört
die komplette Transportabwick-
lung. Emter gebe eine Entsor-
gungssicherheit durch umwelt-
freundliche und energieeffizien-
te Neutralisierung des Abfalls.
Dadurch, dass keinerlei fossiler
Brennstoff verwendet werde,
bestehe hohe Kosteneffizienz.

Die dezentrale thermische
Verwertung von Klärschlamm
habe sich zu einem interessan-
ten Geschäftsfeld der Emter
GmbH entwickelt. „Als Rest-
stoffverwerter und Recycling-
Unternehmen verfügen wir über
die Rohstoffe. Zudem ergibt
sich ein Handlungsbedarf auf-
grund der neuen Deponiever-
ordnungen,“ unterstrich Emter
die Lage. Daher hat sich die
Emter GmbH entschlossen, in
eine Anlage zur Trocknung und
thermischen Verwertung von
maschinell entwässertem Klär-
schlamm zu investieren.

Niedrigere Kosten

Spezialist für intelligentes
Abfallmanagement in Gewerbe,
Industrie und Kommunen ist die
SÜD-MÜLL-Unternehmens-
gruppe. „Kern unseres strate-
gischen Konzepts sind neben
der Abfallentsorgung vor allem
auch die Abfallvermeidung und
die Wiederverwertung von Ab-
fällen“, so Gernot Eberhard,
Geschäftsführer und Inhaber
der SÜD-MÜLL GmbH & Co.
KG. „Mit unseren Spezialisten
sind wir in der Lage, anspruchs-
volle technische Innovationen
zu entwickeln.“

Aufgrund der besonderen

Bauweise und Konstruktion der
Anlage können die Trocknungs-
kosten im Vergleich zu her-
kömmlichen Verfahren weit-
aus geringer gehalten werden.
Schon bei der Teiltrocknung
entsteht eine Reduzierung der
Menge, verbunden mit einer
Transporteinsparung, Lagerfä-
higkeit und einer gleichzeitigen
Hygienisierung des Endpro-
dukts.

Der Nutzen für den Kunden
liegt darin, dass die SÜD-
MÜLL GmbH & Co. KG die
komplette Projekt- und Baulei-
tung übernimmt: die komplette
Dienstleistung aus einer Hand.
Qualität und Entsorgungssi-
cherheit für den Kunden ist die
Maxime der SÜD-MÜLL Un-
ternehmensgruppe. 

Das Herzstück

Das Herzstück für die ther-
mische Klärschlammverbren-
nungsanlage der Emter GmbH -
die Verbrennungsanlage - wird
die Firma ALDAVIA BioEner-
gy GmbH aus Linz liefern. „Die
patentierte ALDAVIA-Techno-
logie kombiniert die Kostenvor-
teile der Vorschubrostfeuerung
mit den technischen Vorteilen
der Wirbelschichtfeuerung“, er-
klärte Projektleiter Walter Mös-
linger. Diese patentierte Technik
sei das Ergebnis intensiver For-
schungsarbeit und bereits seit
Jahren international erfolgreich
im Einsatz. 

Ausgereifte Technologie

„Unser Unternehmen liefert
eine ausgereifte Technologie mit
höchster Verlässlichkeit, das gilt
auch bei komplizierten Klär-
schlamm-Fraktionen mit vari-
ierender Qualität“, betonte Mös-
linger. Die klassische Vorschu-
brosttechnik sei allein für diesen
Einsatzzweck bei der Anlage der
Emter GmbH ungeeignet, da es
zu Verschlackungen und Korro-
sionen kommen könnte, die ei-
ne geforderte Verfügbarkeit von
8.000 h/a aufgrund häufiger
Wartungsarbeiten unmöglich
mache. Die Wirbelschichttech-
nik sei bei Leistungsklassen bis
30 MWth aufgrund hoher In-
vestitions- und Betriebskosten
meist unwirtschaftlich. „Die
ALDAVIA-Anlagentechnik ist
die optimalste Lösung für höch-
ste Brennstoffflexibilität bei ma-
ximalen Wirkungsgraden und
sorgt für höchste Anlagenverfüg-
barkeit,“ schloss Projektleiter
Möslinger.

Führung durch das
Augsburger Klärwerk

Landtagsabgeordneter Johannes Hintersberger:
Energie aus Klärschlamm politisch vorantreiben! 

Zusammen mit der Geschäftsführerin des Umweltclusters
Bayern, Dr. Manuela Wimmer sowie interessierten Stadträten
und CSU-Ortsvorsitzenden aus seinem Stimmkreis besichtigte
der Augsburger Landtagsabgeordnete Johannes Hintersber-
ger das Klärwerk der Stadt Augsburg. 

„Das Klärwerk Augsburg ge-
hört zu den modernsten und effizi-
entesten Klärwerken in Deutsch-
land und ist eine wichtige Innova-
tionsschmiede in Augsburg“, lob-
te Hintersberger die Bedeutung
der Anlage und die engagierte
Kompetenz der Beschäftigten. Im
Gespräch mit dem langjähri-
gen Klärwerksleiter Dipl.-Chem. 
Wolfgang Schwarz verwiesen
Hintersberger und Dr. Wimmer
auch auf die Kooperationsmög-
lichkeiten im Umweltcluster Bay-
ern. „Die Anlage ist ein innovati-
ver Mosaikstein im Umweltclu-
ster“, so Hintersberger.

„Augsburger Modell“

Das moderne Klärwerk reinigt
täglich das Wasser von 350.000
Einwohnern, dazu kommen In-
dustrie- und Gewerbeabwässer:
dies entspricht jährlich ca. 70
Millionen m³. „Viele Bürger wis-
sen oft nicht, wie sicher, wirt-
schaftlich und vor allem sauber
das Abwasser geklärt wird und
welches Potenzial das Klärwerk
besitzt“, machte Schwarz deut-
lich. Das besondere Entwick-
lungspotenzial des Klärwerks
liegt aus Sicht von Hintersberger

gerade auch in der Nutzung von
Klärschlämmen als Energieträ-
ger. „Das Verfahren zur Nutzung
von Klärschlämmen als Ener-
gieträger geht auf eine Idee des
Augsburger Klärwerks zurück,
das als Patent angemeldet wur-
de, und in Fachkreisen als
„Augsburger Modell“ bekannt
ist“, erklärte Schwarz. „Im Klär-
schlamm steckt viel Energie, die
es zu nutzen gilt, denn sie ist 
biologisch, emissionsarm und
wirtschaftlich“, griff Hintersber-
ger die Verfahrensinitiative auf,
kann aber auch die Ängste der
Bevölkerung bei Thema Klär-
schlamm nachvollziehen.

„Die Diskussion über den Ein-
satz von Klärschlämmen als
Energieträger kann und muss of-
fensiv mit sachlichen Argumen-
ten geführt werden. Wir müssen
den Bürgern die Ängste nehmen,
Beweise für die Unbedenklich-
keit der energetischen Nutzung
vorlegen und Vorteile darlegen,
wie zum Beispiel die Vermeidung
des Entsorgungstourismus von
Klärschlämmen von mehreren
hunderttausend Kilometern in
Jahr“, forderte Hintersberger und
sagte Wolfgang Schwarz seine
politische Unterstützung zu.

Grundstein für künftige
Erfolge gelegt

Geschäftsführung bei Fränkischen Rohrwerken
wird erweitert

Die Fränkischen Rohrwerke kündigen für 2007 eine personelle
Erweiterung der Geschäftsführung an. Nach dem Ausscheiden
seiner Mitgesellschafter September 2006 hatte Otto Kirchner die
alleinige Geschäftsführung im Unternehmen übernommen. Mit
Hartmut Hausknecht, Michael Huck, Michael Thomé und Dr.
Rainer Flohr, die in der Firma seit längerer Zeit wichtige Lei-
tungsfunktionen innehaben, nimmt sich der Unternehmer ab 1.
Mai 2007 kompetente Führungskräfte in die Geschäftsführung
des mittelständischen Industrieunternehmens. 

„Die Fränkische ist seit mei-
nem Eintreten vor fast 25 Jahren
von 450 auf 1.550 Mitarbeiter ge-
wachsen, der Umsatz hat sich in
der Zeit fast verfünffacht, auf
heute rund 250 Mio. Euro. Heute
ist jeder unserer Geschäftsberei-
che so groß oder sogar größer als
unser gesamtes Unternehmen da-
mals. Damit ich genügend Raum
für eine aktive strategische Füh-
rung des Unternehmens habe,
verlagern wir die Verantwortung
für das operative Geschäft stärker
in die Geschäftsbereiche, deren
neue Geschäftsführer dafür weit
reichende Aufgaben, Kompeten-
zen und Verantwortungen über-
nehmen. Durch die neue Auftei-
lung wollen wir den Grundstein
für weiteres kontinuierliches und
profitables Wachstum legen“, so
Kirchner. 

Die neue, erweiterte Unterneh-
mensspitze wird durch kurze 
Entscheidungswege Maßnahmen
schneller umsetzen und auch auf
die Veränderungen ihrer Märkte
unmittelbar reagieren können.
Zudem soll die angestrebte enge-
re Zusammenarbeit zu einer Ver-
besserung des Informationsflus-
ses, der Kommunikation und des
Verständnisses zwischen den Ge-

schäftsbereichen beitragen. Otto
Kirchner wird sich dagegen als
Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung außer um die Zentralbereiche
in erster Linie um die strategische
Ausrichtung des Unternehmens
sowie die Verfolgung der Unter-
nehmensvision kümmern. 

Kompetente Kräfte

Dr. Rainer Flohr übernimmt die
Geschäftsführung für den Ge-
schäftsbereich Industrieprodukte
mit allen drei Auslandsstandorten
und den beiden Produktionsstät-
ten in Königsberg und Hofheim.
Hartmut Hausknecht verantwor-
tet künftig den Bereich Finanzen
mit Finanz- und Betriebsbuchhal-
tung, Controlling und EDV so-
wie die Rechtsabteilung. Michael
Huck ist in Zukunft verantwort-
lich für die Sparte Haustechnik
und den Zentralbereich Material-
wirtschaft mit Einkauf und Logi-
stik. Michael Thomé, heute Lei-
ter Geschäftsbereich Drainage-
und Elektrosysteme, wird als Ge-
schäftsführer neben seinen bishe-
rigen Bereichen den Geschäftsbe-
reich Maschinen und die Verant-
wortung für die übergreifende Pro-
duktionstechnik übernehmen.

Deutsche Vereinigung fürWasserwirtschaft, Abwasser und Abfall: 

Gewässerentwicklungspreis
für Münchens „Isar-Plan“ 

Mit dem erstmals vergebenen Gewässerentwicklungspreis der
Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Ab-
fall e. V. (DWA) wird die Umsetzung des „Isar-Plans“ des Frei-
staates Bayern - vertreten durch das Wasserwirtschaftsamt Mün-
chen und der Landeshauptstadt München - ausgezeichnet.

Die Isar, ein alpiner Fluss mit
im Jahresverlauf stark schwan-
kenden Abflüssen, wird derzeit
im Stadtgebiet Münchens auf ei-
ner Länge von acht Kilometern
renaturiert. Die Uferauen bieten
nun für Tiere und Pflanzen na-
turnahen Lebensraum, und für
die Münchner stehen neue Erho-
lungsflächen für Freizeit und
Sport zur Verfügung. Der DWA-
Gewässerentwicklungspreis
wird vergeben für herausragende
und vorbildlich durchgeführte
Maßnahmen zur Erhaltung bzw.
naturnahen Gestaltung und Ent-
wicklung urbaner Gewässer.

Die Isar war in München lan-
ge ein Fluss im Betonkorsett:
Steile Böschungen verhinderten
bislang den Zugang zum Ge-
wässer. Die Umgestaltung im
Rahmen des Isar-Plans gibt dem
Fluss nun sein Kiesbett und ei-
nen naturnahen Verlauf zurück.
Unter dem Motto „Neues Leben
für die Isar“ wurde das insge-
samt acht Kilometer lange Pro-

jekt der Isar-Renaturierung für
die Bayern-Metropole in Auf-
trag gegeben ( www.neues-le-
ben-fuer-die-isar.de ). Seit 1995
wird unter intensiver Einbin-
dung von Bürgerinnen und Bür-
gern, Verbänden und politischen
Gremien der Isar-Plan im Rah-
men einer offenen Planung vor-
angetrieben. Derzeit sind sechs
der insgesamt acht Kilometer
renaturiert, das letzte Teilstück
soll bis 2010 fertig gestellt sein.

Otto Schaaf, Präsident der
DWA, lobt das Projekt als vor-
bildlich. „Hier wird eindrucks-
voll gezeigt, wie auch im städti-
schen Raum Gewässerentwick-
lung, Hochwasserschutz und
Naherholung miteinander in
Einklang gebracht werden kön-
nen.“ Entsprechend dem Anlass
wird der Preis ein „Denkmal“ in
Form eines Isarfindlings sein,
der mit einer entsprechenden
Hinweistafel versehen an einer
exponierten Stelle am Gewässer
aufgestellt wird. DK
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Hochbehälter Haidberg:

Wasserkammern generalsaniert
Ein Beitrag zur Sicherung der Trinkwasserversorgung für Nürnberg

Nach einer Generalsanierung innerhalb von 28 Monaten steht der
Hochbehälter Haidberg wieder zur Trinkwasserversorgung zur
Verfügung. N-ERGIE investierte rund 6,4 Millionen Euro in die
Sanierung des Bauwerkes mit den beiden Wasserkammern, der
Behälterbelüftung, des Schieberhauses sowie den technischen
Einrichtungen und Außenanlagen. Nach fast 50 Betriebsjahren
war es an der Zeit, die verbrauchte Putzschicht in den beiden
Wasserkammern zu erneuern und die gesamte Technik des Hoch-
behälters auf den neuesten Stand zu bringen. 

Wasserkammern so groß
wie zwei Fußballfelder

Die Planungen der Generalsa-
nierung begannen im November
2003. Bei diesen Planungen war
es besonders wichtig, dass auch
während der 28-monatigen Bau-
phase die Trinkwasserversorgung
in den angeschlossenen Berei-
chen störungsfrei aufrechterhal-
ten blieb. So wurde ein „Fahr-
plan“ der N-ERGIE Trinkwasser-
gewinnungsanlagen und des
Wasserbezuges vom Zweckver-
band Wasserversorgung Fränki-
scher Wirtschaftsraum (WFW)
erstellt, der das Fehlen der Spei-
cherkapazität einer Wasserkam-
mer im Hochbehälter Haidberg
(37.500 Kubikmeter) berücksich-
tigt, ohne dass es zu Versorgungs-

problemen in der Stadt kommt.
Der Hochbehälter Haidberg mit
seinen zwei getrennten Wasser-
kammern (Ost und West) hat eine
Grundfläche von 152 Metern mal
100 Meter und ist damit ungefähr
so groß wie zwei Fußballfelder.
Die Höhe der Kammern liegt
zwischen 5,08 Metern und 6,83
Metern, der Füllstand schwankt
im Normalbetrieb zwischen 2,60
m und 3,50 m. 

2.400 bar Druck lösten
alte Beschichtung 

Von Januar bis Juli 2005 wurde
die Ostkammer saniert. Ein Was-
serstrahl mit einem Druck von
2.400 bar trug die alte Beton-
wandbeschichtung ab. Mit die-
sem gewaltigen Druck könnte ei-

ne Wassersäule von 2,4 Kilome-
tern Höhe erzeugt werden. An-
schließend erhielten die Wände
der Wasserkammer eine neue Be-
tonputzschicht mit einer Stärke
zwischen 35 bis 40 Millimeter.
Auch die zahlreichen Säulen wer-
den erneuert. Der Böden der bei-
den Wasserkammern wurden mit
einer Fräse abgefräst und nachher
neu eingebaut. Eine Fläche von
insgesamt 64.000 Quadratmeter
(m²) wurde mit 8.000 Tonnen Be-
ton neu beschichtet. 

Da die beiden Wasserkammern
mit einem Fassungsvermögen
von jeweils 37.500 Kubikmeter
Trinkwasser nacheinander saniert
wurden, wurde zu Beginn der Ar-
beiten die mit Wasser gefüllte
Westkammer hermetisch abgerie-
gelt, um das Eindringen von
Staub und Schmutz durch die
Bauarbeiten in der Ostkammer zu
verhindern. Anschließend wie-
derholten sich die Maßnahmen
bei der Sanierung der Ostkam-
mer. Die Sanierungsmaßnahmen
im Einzelnen: Betonsanierung
der beiden Wasserkammern - Er-
neuerung der Belüftungstechnik -
Modernisierung der gesamten
Elektrotechnik - Sanierung des
Schieberhauses und der Außen-
anlagen 

Hochbehälter
seit 45 Jahren in Betrieb 

Der Hochbehälter Haidberg
wurde nach einer zweijährigen
Bauzeit am 28. Juni 1959 auf
dem rund fünf Hektar großen
Gelände offiziell in Betreib ge-
nommen. Seit dieser Zeit wird der
Nürnberger Norden mit Trink-
wasser aus dem Hochbehälter
versorgt. Auch die Erlanger
Stadtwerke (ESTW) erhalten
Trinkwasser aus diesem Behälter.
Gespeist werden die beiden
Trinkwasservorratskammern von
den Wasserwerken Ranna und
Erlenstegen/Eichelberg. Mit der
Sanierung des Hochbehälters
Haidberg liefert die N-ERGIE
Aktiengesellschaft einen weiteren
Beitrag, um auch in der Zukunft
die Trinkwasserversorgung in der
Stadt Nürnberg zu sichern. Pro
Jahr liefert die N-ERGIE rund 32
Millionen Kubikmeter Trinkwas-
ser über ihr 2.252 Kilometer lan-
ges Wasserversorgungsnetz an
die Nürnberger Bevölkerung. 

Hochbehälter erfüllen drei 
wichtige Aufgaben: 

Druck: den im Rohrnetz erfor-
derlichen Druck zu halten, 

Tagesausgleich: den Unter-
schied zwischen dem weitge-
hend gleichbleibenden Wasser-
zufluss aus den Gewinnungs-
gebieten und der im Tagesver-
lauf stark schwankenden Was-
serabgabe auszugleichen,

Vorrat: Wasservorrat zur Über-
brückung von Betriebsstörungen
sowie zur Brandbekämpfung be-
reitzustellen.

Ein Hochbehälter besteht aus
den beiden Wasserkammern, ei-
nem Rohrkeller und dem Bedie-
nungsgebäude. Während im „obe-
ren Teil“ des Bedienungsgebäu-
des hauptsächlich die elektrischen
und verfahrenstechnischen Ein-

richtungen untergebracht sind, al-
so z. B. auch die Einrichtungen
zur Fernüberwachung der Anla-
ge, beherbergt der Rohrkeller die
hydraulischen Einrichtungen wie
Rohre, Armaturen, Schieber,
Wasserzähler und anderes. 

Um die Anlage sicher und
funktionsfähig zu gestalten, sind
im Wesentlichen folgende Ein-
richtungen erforderlich: Der
Hochbehälter ist gesichert durch
eine Zugangstür. Trinkwasser
wird von der Wassergewinnungs-
anlage oder vom Wasserwerk
über eine Druckleitung in die
Wasserkammern eingespeist.
Nach Durchfließen der Wasser-
kammern gelangt das Trinkwas-
ser über die Entnahmeleitung in
die Fallleitung und wird dem Ver-
sorgungsgebiet zugeführt. Aus
Gründen der Betriebssicherheit
ist auch eine Überlaufleitung an-
zuordnen. 

Tritt z. B. der Fall ein, dass die
Wasserkammern überfüllt wer-
den, so gelangt das Überwasser
über eine Überlaufschwelle in ei-
nen „Vorraum“, um dann durch
die Überlaufleitung schadlos ab-
geführt werden zu können. Bei
diesem System ist der Einbau von
Drucktüren erforderlich. Der be-
tretbare „Vorraum“ bietet opti-
male Möglichkeiten, die Wasser-
oberfläche visuell zu beobachten
und ihn auf Verunreinigungen
hin (Schwimmstoffe) zu kontrol-
lieren. 

Optimaler Schutz

Um die Wasserkammern auch
regelmäßig reinigen zu können,
ist über die Entleerungsleitung ei-
ne vollständige Entleerung der
Kammern möglich. Hierzu ist an
geeigneter Stelle ein Entleerungs-
sumpf vorzusehen. Durch Was-
serzulauf und Wasserentnahme
ändert sich die Höhenlage der
Wasserspiegeloberfläche ständig.
Durch Ausdehnung und Kompri-
mierung können hierdurch Luft-
druckschwankungen in den Was-
serkammern auftreten. Um diese
auszugleichen, sind an geeigneter
Stelle Entlüftungen vorgesehen.
Einbruchhemmende Türen, ver-
gitterte Fenster und der Einbau
von Bewegungsmeldern gehö-
ren zur Standardausrüstung jeder
Wasserversorgungsanlage. 

Darüber hinaus muss Trink-
wasser geschützt werden, zum
Beispiel vor Licht und Aufwär-
mung (Bakterienbildung!). Die-
ser Schutz wird optimal dadurch
gewährleistet, indem die Wasser-
kammern mit Erde überdeckt
wird. Einen zusätzlichen Vorteil
bietet diese Erdüberdeckung auch
im Sinne des Landschafts-
schutzes, schließlich ist ein Hoch-
behälter oft an exponierter Stelle
zu finden. Elektrische Einrichtun-
gen, Einrichtungen der Fernüber-
wachung und der Verfahrenstech-
nik sind meistens im oberen Teil
des Bedienungsgebäudes, also
über dem Rohrkeller, zu finden.

N-ERGIE Vorstandsvorsitzenbder Herbert Dombrowsky mit
Ulrich Mohr (Bereich Wassermanagement) Rita Kamm-Schu-
berth (Pressesprecherin) und Jiri Pavlik (Leiter Wassermana-
gement) vor dem Wandgemälde in der Eingangshalle des
Schiebergebäudes. Bild: N-ERGIE

„Wasser braucht
eine Stimme“

40 Jahre Arbeitsgemeinschaft Wasserver- und Abwasser-
entsorgungsunternehmen Niederbayern/Oberpfalz

Bei einem Festakt zum 40-jährigen Bestehen der Arbeitsge-
meinschaft Wasserver- und Abwasserentsorgungsunternehmen
Niederbayern/Oberpfalz in Landshut gab es von der bayeri-
schen Staatsministerin für Bundes- und Europaangelegenheiten,
Emilia Müller, großes Lob für die enge kommunale Kooperati-
on. Gleichzeitig sprach sich Müller gegen Forderungen der Eu-
ropäischen Union aus, den Wassermarkt zu privatisieren. 

Im Vordergrund des Interes-
sensverbandes, der laut Manfred
Kaschel, stellvertretender Vorsit-
zender der Arge und Wasser-
zweckverbandsvorsitzender Mitt-
lere Vils Aham, die kommunalen
Zweckverbände unterstützt, ste-
hen die Fort- und Weiterbildung
sowie die Information über neue
Entwicklungen auf allen Gebie-
ten der Wasserversorgung. 

Wie der Arge-Vorsitzende und
Bürgermeister in Regenstauf, Da-
gobert Knott, betonte, biete die
Vorstandschaft interessante The-
men bei Tagungen an, um den
Erfahrungsaustausch von Bürger-
meistern, Werks- und Geschäfts-
leitern sowie technischem Perso-
nal zu ermöglichen. Rund 175
Mitglieder gehören dem Interes-
sensverband derzeit an. Jüngs-
tes Mitglied ist die Stadt Lands-
hut, deren Oberbürgermeister
Hans Rampf als Gastgeber die
Bedeutung der Trinkwasserver-
sorgung besonders hervorhob.

Landshut ist auch der Grün-
dungssitz der Arge. Die finanziel-
le Not der Kommunen und
Zweckverbände sowie die unglei-
che Verteilung von Fördermitteln
waren Knott zufolge 1967 der
Anlass für die verantwortlichen
Werksleiter aus den Wasser-
zweckverbänden Au in der Hal-
lertau, Rottenburg und Mallers-
dorf/Labertal, den Verband zum
Leben zu erwecken. 1978 wurde
die Arge Niederbayern um die
Region Oberpfalz erweitert.

Wie Staatsministerin Müller
darstellte, sei Anfang der 60er
Jahre noch ein Großteil des
Trinkwassers aus flachen Brun-
nen mit Oberflächenwasser ge-
kommen. Bis zu 90 Prozent die-
ses Wassers sei deshalb bakterio-
logisch nicht einwandfrei gewe-
sen. Die Abwässer seien in Gülle-
gruben und über Absetzgruben in
Bäche, Flüsse und Seen geleitet
worden. Entsprechend hoch bela-
stet seien die Gewässer gewesen. 

Laut Müller steht die Arge seit
ihrer Gründung für Qualitätsma-
nagement und Know-how-Trans-
fer. Dass Städte und Gemeinden
dabei eng mit dem Ministerium 
zusammenarbeiten, bezeichnete
Müller als „Paradebeispiel für das
erfolgreiche Miteinander von
Staat und Kommunen“. Eine
Partnerschaft sei der „Königsweg
zur Erfüllung dieser Aufgaben“,

konstatierte auch Ministerialrat
Michael Haug.

„Öffentliches Trinkwasser ist
kein Wirtschaftsgut wie jedes
andere und kann daher nicht
hundertprozentig dem Wettbe-
werb unterworfen werden“,
stellte die Ministerin zudem fest
und sprach sich unter Applaus
gegen die Liberalisierung des
Wassermarktes aus. Reine Ge-
winnorientierung gefährde die
bisherigen Erfolge beim Trink-
wasserschutz und beim nachhal-
tigen Umgang mit der Ressource
Trinkwasser. Dies gehöre zu
Recht zu den Kernkompetenzen
der Kommunen.

Mit Blick auf drohende EU-
Richtlinien, die die Zusammenar-
beit zwischen den Gemeinden in
der Wasserversorgung erschwe-
ren würden, ging von Gemeinde-
tagspräsident Dr. Uwe Brandl fol-
gender Appell aus: „Zwischenge-
meindliche Kooperationen gehen
die EU nichts an, solange es 
sich bei den Partnern ausschließ-
lich um Kommunen handelt und
die Aufgabenerledigung auf das
Gebiet dieser Kommunen be-
schränkt bleibt. Die in der EU-
Kommission bis zum heutigen
Tag anzutreffende Rechtsmei-
nung, immer dann, wenn entgelt-
liche Verträge vorliegen und nur
Teile eines Aufgabengebiets in-
terkommunal erledigt werden,
seien die vergaberechtlichen An-
forderungen des Binnenmarkts
zu erfüllen, geht völlig an der
Rechtswirklichkeit vorbei.“

Brandl sparte aber auch nicht
mit Lob. Er würdigte den Einsatz
der Ministerin für die Wasserver-
sorgung und die Hilfe von Um-
welt- und Finanzministerium, die
den Kommunen zinslose Über-
brückungskredite gewährten, da
der Staat seine Fördergelder für
Wasserleitungs- und Kanalbauten
kurzfristig eingestellt hat.

Für seine herausragenden Ver-
dienste erhielt Werner Ebermeier,
der bis 1996 Geschäftsführer der
Arge war und nun Seminare und
Fortbildungskurse anbietet, das
Ehrenzeichen des Bayerischen
Gemeindetags. „Wasser braucht
eine Stimme“, so Ebermeier,
weshalb Zusammenschlüsse wie
die Arge Wasserver- und Abwas-
serentsorgungsunternehmen Nie-
derbayern/Oberpfalz notwendig
seien. DK

Wetterextreme:

Freistaat Bayern will 
Vorsorge verbessern

Bayern will die Vorsorge gegenüber Wetterextremen wie Hoch-
wasser und Trockenheit weiter verbessern. Umweltmi-
nister Dr. Werner Schnappauf hat im Kabinett über die Aus-
wirkungen des Klimawandels auf den Hochwasserschutz be-
richtet. Außerdem hat das Kabinett einen Gesetzentwurf zur
Novellierung des Bayerischen Wassergesetzes beschlossen, mit
dem Vorgaben des Bundes in Landesrecht umgesetzt werden. 

Schnappauf betonte, dass die
Staatsregierung in ihrem erfolg-
reichen Hochwasserschutzpro-
gramm 2020 die neuesten Kli-
maprognosen berücksichtigt und
die Maßnahmen des Programms
mit Hochdruck weiterführen
werde.

Antworten geben

Schnappauf: „Der Klimawan-
del stellt uns vor neue Herausfor-
derungen. Bayern muss sich
nach den aktuellen Klimapro-
gnosen in den nächsten Jahr-
zehnten auf lang anhaltende
Trockenzeiten im Wechsel mit
starken Regengüssen und Hoch-
wasser einstellen. Wir müssen
daher den Hochwasserschutz
konsequent fortsetzen und
gleichzeitig auch für genügend
Trinkwasser in Trockenperioden
und eine ausreichende Bewäs-
serung landwirtschaftlicher Flä-
chen sorgen. Wir müssen darü-
ber diskutieren und eine Antwort
geben, wie wir uns im Klima-
wandel vor verstärkten Hoch-
wassergefahren schützen wollen,
z. B. durch weitere Rückhalte-
flächen und Sicherung von
Überschwemmungsgebieten.“

Schnappauf will eine breite
Diskussion anstoßen, wie die Ge-
fahren aufgrund der Klimaerwär-
mung für hochwassergefährdete
Gebiete begrenzt werden können. 

Aufgestocktes Volumen

Schnappauf hob hervor, dass
das Hochwasserschutzprogramm
der Staatsregierung bis zum Jahr
2020 Ausgaben von insgesamt
2,3 Milliarden Euro vorsieht. In
den zurückliegenden fünf Jahren
wurden rund 750 Millionen Euro
in den Hochwasserschutz inve-
stiert. Zur Beschleunigung des
Programms wurde das Volumen
in den Jahren 2006 bis 2008 auf
jährlich 150 Millionen Euro auf-
gestockt. Dies ist das größte
Bauvolumen im Hochwasser-
schutz, das Bayern je verwirk-
licht hat. 

Seit dem Jahr 2001 haben be-
reits 220.000 Bürger auf einer
Fläche von 16.000 Hektar einen
zusätzlichen Hochwasserschutz
erhalten. Dazu wurden bereits
über 35 Kilometer Hochwasser-
schutzmauern und 18 Kilometer
Flutmulden sowie drei Millionen
Kubikmeter Hochwasserrück-
halteraum geschaffen. Bis heute

wurden über 270 Kilometer
Flussdeiche mit Kosten von über
140 Millionen Euro saniert.

Sechs Flutpolder

Derzeit sind sechs große Flut-
polder in der Planung. Ziel ist es,
in Bayern ein Hochwasserrück-
haltevolumen von rund 30 Mil-
lionen Kubikmetern zum Schutz
vor Hochwasser zu schaffen. Im
Alpenraum wurden seit 2001
rund 92 Kilometer Wildbach-
schutzbauten verwirklicht. Knapp
40 Prozent der Überschwem-
mungsgebiete Bayerns sind be-
reits festgesetzt.
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SWINGO 200 Kehrgutbehälter 2,0 m3SWINGO 150 Kehrgutbehälter 1,5 m3SWINGO 100 Kehrgutbehälter 1,0 m3

Die neuen

Swingo`s!
a

SCHMIDT Winterdienst- und Kommunaltechnik GmbH
Albtalstraße 36 � 79837 St. Blasien
Telefon: + 49(0)7672 412-0 � Telefax: + 49(0)7672 412-230
E-Mail: info@schmidt-swk.de � Internet: www.schmidt-automotive.de

SCHMIDT auf der DEMOPARK:

Bewährtes und Erprobtes für die
kommunalen Kunden

Das Traditionsunternehmen aus dem Hochschwarzwald, prä-
sentierte auf DEMOPARK in Eisenach ein umfassendes An-
gebot aus dem umfangreichen SCHMIDT Lieferprogramm
für die kommunale Winterdienst- und Kehrtechnik. Im Mit-
telpunkt standen neben den vier Anbau-Maschinen zum neu-
en UNIMOG U 20 eine ganze Reihe von neuen oder weiterent-
wickelten Kehrmaschinen. Weitere interessante Exponate für
Schmalspurfahrzeuge und Traktoren rundeten den Messeauf-
tritt ab.

SCHMIDT präsentierte ein
Komplettpaket für den Winter-
einsatz des neuen UNIMOG 
U 20, bestehend aus vier Ma-
schinen. Der einscharige Schnee-
pflug SNK 30 und die Seiten-
Schneeschleuder HS 5 wurden
beide auf den neuen UNIMOG
U 20 abgestimmt. Die Aufbau-
Streumaschine STRATOS FST
14 sowie der einscharige Schnee-
pflug CPM 3 wurden sogar spe-
ziell für das neue Trägerfahrzeug
entwickelt.

Im Vorführbereich des Standes
wurden immer wieder die fünf
neuen bzw weiterentwickelten
SCHMIDT Kehrmaschinen in
Aktion gezeigt (vgl. nebenste-
henden Bericht). 

„Wir wollen den Besuchern

zeigen, was unsere Kehrmaschi-
nen leisten“, brachte es der 
Vertriebsaußendienstleiter Gerd
Kröning auf den Punkt. „Mit un-
seren Kehrmaschinen bieten wir
ein attraktives Lieferprogramm
aus einer Hand zur Reinigung
der Straßen in Städten und Ge-
meinden.

Interessante Exponate

Weitere interessante Exponate
für Schmalspurfahrzeuge, etwa
die einscharigen Schneepflüge
der CPL und FLL Baureihen so-
wie der Keilschneepflug KL-V
24, ergänzten das Ausstellungs-
programm ebenso wie die Ma-
schinen für den Einsatz an Trak-
toren. Dazu gehören etwa die 

leistungsfähige An-
hänge-Kehrma-
schine WASA 300,
die Anbau-Streu-
maschinen der
TRAXOS Serie
und die Schnee-
pflüge der SNK
und CIRRON
Baureihen.

Neben umfang-
reichen Informatio-
nen der SCHMIDT
Gruppe, den ver-
schiedenen Pro-
dukten und deren
Einsatzmöglichkei-
ten gab es am
Stand natürlich viel
Gelegenheit für in-
dividuelle Ge-
spräche. „Das di-
rekte Gespräch mit
unseren Kunden ist
durch nichts erset-
zen“, machte Krö-
ning deutlich. Es
gäbe immer wieder
neuen Informationsbedarf sei-
tens der kommunalen Kunden. 

BayWA im ersten Quartal 2007:

Milde Witterung beflügelt
das Geschäft 

Umsatz und operatives Ergebnis deutlich gesteigert
Die außergewöhnlich milde Witterung nutzte der BayWa-Kon-
zern im ersten Quartal 2007 zu einer deutlichen Steigerung des
Umsatzes und des operativen Ergebnisses. Dazu trugen vor al-
lem die Geschäftssegmente Agrar und Bau bei. Dagegen führten
die für die Jahreszeit zu hohen Temperaturen zu einer geringe-
ren Nachfrage nach Wärmeenergie.

Der Konzernumsatz in Höhe
von 1,4 Mrd. Euro lag im ersten
Quartal 2007 um knapp 11 Pro-
zent über der vergleichbaren
Vorjahreshöhe. Dabei konnte der
Konzern den für diese Periode
geschäftstypischen Verlust deut-
lich reduzieren. Das operative,
um Einmaleffekte des Vorjahres
bereinigte Ergebnis der gewöhn-
lichen Geschäftstätigkeit (EGT)
steigerte der Konzern von minus
27,3 Mio. Euro auf minus 10,2
Mio. Euro. Im Vorjahresquartal
war der Veräußerungsgewinn
von 21,3 Mio. Euro aus dem
Verkauf von zwei Finanzbeteili-
gungen enthalten.

Erfreulicher Start

Die ersten drei Monate haben
zwar wegen des saisontypischen
Geschäftsverlaufs bei der Bay-
Wa und der witterungsbedingten
Marktschwankungen noch we-
nig Aussagekraft für die Jahres-
zahlen. Allerdings sieht die Kon-
zernleitung den insgesamt guten
Start in das aktuelle Geschäfts-
jahr als Bekräftigung ihrer posi-
tiven Erwartungen für das Ge-
samtjahr. Auch die Zahlen für
April bestätigen diesen Trend.

Umsatz- und 
Ertragssteigerung

Die Geschäftssparten im Seg-
ment Agrar erwirtschafteten bei
sehr milden Winter- und Früh-
jahrstemperaturen im Vergleich
zum sehr kalten Vorjahresquartal
höhere Umsätze und Erträge. Sie
steigerten den Umsatz um 27
Prozent auf 690 Mio. Euro. Der
Zuwachs fiel bei landwirtschaft-
lichen Betriebsmitteln und Er-
zeugnissen mit einem Plus von
34 Prozent auf 566 Mio. Euro
besonders deutlich aus. Vor al-
lem im Getreidehandel konnte
die Agrarsparte höhere Bestände
aus dem Vorjahr zu guten Prei-
sen vermarkten. Auch die Nach-
frage nach Betriebsmitteln zog
mit dem wesentlich früheren Ve-
getationsbeginn an. 

Der Absatz technischer Ein-
richtungen und Investitionsgüter
sowie die einschlägigen Service-
leistungen blieben stabil. Die Er-
löse lagen mit 124 Mio. Euro
knapp über Vorjahreshöhe. 

Wachstum beim Bau 

Entsprechend der guten Um-
satzentwicklung verbesserte sich
im Segment Agrar auch das
EGT. Der deutliche Anstieg von
minus 5,9 Mio. Euro auf plus 5,3
Mio. Euro resultierte aus der
günstigen Marktlage im Getrei-
dehandel und dem angestiege-
nen Betriebsmittelgeschäft. Die

Sparte Technik konnte trotz Re-
strukturierungsmaßnahmen das
Quartalsergebnis leicht anheben.

Das Segment Bau nutzte die
konjunkturelle Entwicklung und
das milde Wetter zu einem wei-
teren Wachstum, das deutlich
über dem Branchenschnitt lag.
Der Umsatz kletterte um 21 Pro-
zent auf 300 Mio. Euro. Der
Baustoffhandel verbesserte sich
um 21,6 Prozent auf 199 Mio.
Euro und profitierte besonders
von seiner Stärke im Bereich
Modernisierung und Sanierung. 

Ein überdurchschnittliches
Wachstum verzeichneten als
Folge des guten Gartengeschäfts
auch die Bau & Gartenmärkte.
Erlöse von 101 Mio. Euro be-
deuten ein Plus von 19 Prozent.

Das im ersten Quartal ge-
schäftstypische Minus beim
EGT im Segment Bau konnte

Eine Familie zum Kehren
SCHMIDT Winterdienst- und Kommunaltechnik GmbH
präsentiert die drei neuen Kompaktkehrmaschinen der

SWINGO-Serie auf der „demopark“ in Eisenach

Mit der SWINGO-Serie hat die SCHMIDT Winterdienst- und
Kommunaltechnik GmbH in St. Blasien eine ganze Familie für
Reinigungsaufgaben in Innenstädten im Programm. Die drei
neuen Kompaktkehrmaschinen sind aufeinander abgestimmt,
um alle Zonen in einer Stadt oder Gemeinde sowie alle Arten
von Kehrgut wirtschaftlich und effizient zu reinigen.

„Wir haben bei der Entwick-
lung der SWINGO-Familie in
Kreisen gedacht“, erläutert der
verantwortliche Produktmanager
bei SCHMIDT in St. Blasien, Si-
gurd Kohls. Im Kern dieses
Kreises steht der Mittelpunkt ei-

wie auf innerstädtischen Straßen
sorgt die SWINGO 150 für Sau-
berkeit. Ihr 1,5 m3 großer Kehr-
gutbehälter trägt wie das paten-
tierte Umlaufwassersystem zu
längeren Einsatzzeiten bei.
Staubarmes Kehren und ein ge-

ringer Wasserverbrauch sind
Markenzeichen der Maschine,
die von einem Euro4-Motor an-
getrieben wird. 

Mit einer höheren Leistung in
Sachen Einsatzdauer und Kehr-
leistung wartet die SWINGO
200 auf. Damit erfüllt sie die
Reinigungsaufgaben, die der
nächstgrößere Kreis stellt. Auf
innerstädtischen Straßenzügen
und Plätzen fällt mehr Schmutz
an, der sich aus dem fahrenden
Verkehr ergibt. Lange Einsatz-
zeiten, Vierrad-Lenkung und ei-
ne große Aufnahmekapazität
sind Merkmale der SWINGO
200. Ihr Kehrgutbehälter aus 
Aluminium fasst 2,0 m3, sie er-
reicht Kehrbreiten zwischen
1.400 und 2.500 mm und wird
von einem Euro4-Motor ange-
trieben.

Auf einer eigenen Vorführ-
fläche stellte SCHMIDT wäh-
rend der „demopark“ in Ei-
senach die neue SWINGO-Fa-
milie und weitere Produkte
vor, wie die neue handgeführte
Kehrmaschine CITYGO 30, die
neue CLEANGO 400, eine Wei-
terentwicklung der renommier-
ten CLEANGO sowie Schnee-
pflüge und Streumaschinen für
kommunale Zwecke. Außerdem
war SCHMIDT mit seinen Auf-
satz- und Anbaumaschinen auf
dem großen Gelände von Merce-
des-Benz Unimog umfangreich
vertreten. 

ner Stadt, ein Markt- oder Rat-
hausplatz mit Brunnen, Ruhe-
bänken und anderen kommuna-
len Installationen. 

Täglicher Wohlstandsmüll

Hier - im Fußgängerbereich -
fällt vor allen Dingen täglich
Wohlstandsmüll an: Getränke-
dosen, Verpackungen von
Süßigkeiten und die Reste von
Fast-Food-Restaurants oder Im-
bissbuden: Essensüberbleibsel
und Plastikbestecke. Zu finden
ist der Müll meist rund um Sitz-
gelegenheiten. Genau für diese
Areale ist die SWINGO 100
konzipiert. Sie ist schmal, wen-
dig und verfügt über zwei indi-
viduell zu steuernde Tellerbe-
sen. Bürgersteige, Ecken und
vergleichbare Flächen kehrt sie
zuverlässig und effizient. Ihr
Kehrgutbehälter fasst 1,0 m3

und dank der Filtertechnologie
sorgt sie nicht nur auf dem Bo-
den für saubere Verhältnisse.

Längeren Einsatzzeiten

Wird der Kreis etwas größer
gezogen, verändern sich Einsatz-
gebiet und Kehrgut. In der Zone
zwischen Fußgängerbereichen
und Straßen mit Verkehr finden
sich zusätzlich Straßenstaub,
Laub und Abrieb. Darauf muss
die Kehrtechnik eingestellt sein.
Auf Plätzen, in Parkhäusern so-

Auf innerstädtischen Straßenzügen und Plätzen fällt mehr
Schmutz an, der sich aus dem fahrenden Verkehr ergibt. Lange
Einsatzzeiten, Vierrad-Lenkung und eine große Aufnahmeka-
pazität sind Merkmale der SWINGO 200.

der Konzern aufgrund der deutli-
chen Geschäftsbelebung erheb-
lich verringern.  

Milder Winter
senkt Wärmebedarf

Nach den außergewöhnlich
hohen Wintertemperaturen ver-
zeichnete der Konzern im ersten
Quartal eine erheblich geringere
Nachfrage nach Wärmeenergie.
Der um 17 Prozent auf 358 Mio.
Euro gesunkene Umsatz im Seg-
ment Energie resultiert deshalb
überwiegend aus niedrigeren
Heizölbestellungen. Diese waren
im Vergleich zu dem Wärmebe-
darf nach dem Rekordwinter
2005/2006 um rund 40 Prozent
geringer. Der Befüllungsstand
der Tanks befand sich Ende
März auf einem außergewöhn-
lich hohen Niveau. 

Zuwachs im Autohandel

Mit dem Autohandel und der
Lebensmittelproduktion konnte
der Konzern den Umsatz insge-
samt um 20 Prozent auf 91 Mio.
Euro steigern. Das Plus kommt
primär aus Zukäufen und der Er-
weiterung des Konsolidierungs-
kreises im Autohandel. 

Den täglichen Wohlstandsmüll im Fußgängerbereich beseitigt die SWINGO
100: Getränkedosen, Verpackungen von Süßigkeiten und die Reste von Fast-
Food-Restaurants oder Imbissbuden: Essensüberbleibsel und Plastikbe-
stecke. Das Geräte verfügt über zwei individuell zu steuernde Tellerbesen.
Bürgersteige, Ecken und vergleichbare Flächen kehrt sie zuverlässig. 
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Der Mercedes-Benz Unimog

zeigt immer und überall viel Einsatz-

freude. Genau wie die Fachberater Ihrer

bayerischen Unimog-Partner – ganz in

Ihrer Nähe.

Profitieren Sie von praxis-

gerechten Lösungen aus einer Hand.

Mit individuellen Fahrzeug- und

Gerätekombinationen, vielen maßge-

schneiderten Finanzdienstleistungen

und professionellem Mercedes-Benz

Service.

Ihr Unimog-Fachberater freut

sich auf Sie. Mehr Informationen auch

unter www.mercedes-benz.com/unimog

Mehr bewegen. Unimog.

Nah dran. Ihre Unimog-Partner in Bayern.

Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG
Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt
Tel.: 0 94 53/99 11-10, Fax: 0 94 53/99 11-06
E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de
Internet: www.bassewitz.de

Henne-Unimog GmbH
Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten
Tel.: 0 89/12 06 61-00, Fax: 0 89/12 06 61-27
E-Mail: henne-unimog.hst@mercedes-benz.de
Internet: www.henne-unimog.de

KLMV GmbH
Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau
Tel.: 0 92 86/95 11-0, Fax: 0 92 86/95 11-10
E-Mail: verkauf@klmv.de
Internet: www.klmv.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge
Industriestraße 29-33, 89231 Neu-Ulm
Tel.: 07 31/97 56-2 14, Fax: 07 31/97 56-4 10
E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com
Internet: www.wilhelm-mayer.com

Weltpremiere auf der „Demopark“ 2007:

U 20 erstmals öffentlich im
praktischen Einsatz

Mähen, Streuen, Fräsen, Häckseln, Mulchen - Topdaten in 
Vielseitigkeit, Leistung, Umweltverträglichkeit und Bedienkomfort

Isobus - Alle Geräte hören auf ein Kommando
Schon beim Auftakt in Eisenach vor zwei Jahren hat sich die
Grundidee der Fachmesse Demopark bewährt: Mähen, Graben,
Fahren, Baggern und Bohren vor den kritischen Augen des
Fachpublikums, das ist die Spezialität der Freiluftmesse für den
Kommunaldienst sowie den Garten- und Landschaftsbau. Nach
den drei Vorgängerveranstaltungen in Fulda und dem Auftakt
in Eisenach vor zwei Jahren wurde sie nun schon zum fünften
Mal durchgeführt. In diesem Jahr wurde die Demopark erst-
mals erweitert um den Schwerpunkt Demogolf.

Nahtlos fügte sich der neue
Unimog U 20 von Mercedes-
Benz in das Messekonzept der
praktischen Technikdemonstrati-
on: Erstmals konnte das Publi-
kum den jüngsten Spross der
Unimog-Familie in Aktion erle-
ben. Bei den bisherigen Mes-
seauftritten anlässlich seiner Welt-
premiere auf der IAA 2006 in
Hannover und im April 2007 auf
der Bauma war der U 20 lediglich
als statisches Exponat präsent. 

Der neue kompakte 
Unimog-Geräteträger
in Aktion

Auf dem Flugplatz Kindel
konnte man den U 20 endlich in
Aktion erleben: Wie er sich bei
Mäharbeiten dirigieren lässt und
wie mühelos schnell sich die
Geräte wechseln lassen. Mit da-
bei waren natürlich die Partner,
die die Anbau- und Aufsatzgerä-
te herstellten: Palfinter mit sei-
nem Ladekran PK 6001, ein
maßgeschneiderter Streuautomat
von Gmeiner und - für sich schon

eine eigene Messepremiere - mit
das Mähgerät MFK 400 von Mu-
lag. Hierbei handelt es sich um
ein Auslegermähwerk, wobei der
Ausleger über eine Reichweite
von vier Metern verfügt.

Für den täglichen Einsatz
in vielen Kommunen

Die bewährte Technik der
größeren Geräteträger U 300, 
U 400 und U 500 verbindet der
U 20 mit weniger Fahrzeugge-
wicht, ausgeprägter Wendigkeit
und einem niedrigeren Preis.
Beim zulässigen Gesamtgewicht
liegt der U 20 zwischen 7,5 und
8,5 Tonnen, die Achslasten sind
mit 4,8 Tonnen vorn und hinten
zur Aufnahme von Anbaugerä-
ten gut bemessen. Die hohe
Wendigkeit hat ihre Ursache im
um 380 mm auf 2700 mm ver-
kürzten Radstand. Der U 20 ver-
fügt im Gegensatz zum U 300
bis U 500 über ein Ganzstahlfah-
rerhaus aus der Großserie, in sei-
ner technischen Grundauslegung
wurde er gerade auf den tägli-

chen Einsatz vieler Kommunen
zugeschnitten. Zweikreis-Win-
terdiensthydraulik, Zapfwellen-
Getriebe vorn, Nebenabtrieb
vom Getriebe und die Frontan-
bauplatte gehören zur optionalen
Ausrüstung und erlauben die
Nutzung einer Vielzahl von
Geräten. Motor (115 kW/156
PS), Getriebe, Achsen und die
Einzelbereifung sind identisch
mit dem U 300. Das Achtgang-
Getriebe ermöglicht Geschwin-
digkeiten zwischen 1,2 und 90
km/h.

Demonstration 
der Vielseitigkeit

Seit jeher ist die nahezu gren-
zenlose Vielseitigkeit des Uni-
mog sein Markenzeichen. Nicht
weniger als zehn Fahrzeuge der
Typen U 300 und U 400 bot
Mercedes-Benz auf einem mehr
als 3.000 Quadratmeter großen
Ausstellungsareal auf, davon
waren acht Unimog-Geräteträ-
ger in Aktion zu erleben. Ein-
drucksvoll wurde auch hier der
Mehrfachnutzen des Unimog für
den Besucher demonstriert, zum
Beispiel in der Kombination mit
einem Mähgerät und einem
Streuautomaten.

Zu besichtigen waren:

U 500 mit Winterdienstkom-

bination Schneepflug/Streuauto-
mat von Schmidt Winterdienst

U 400 mit Hochdruckreiniger
und Wasserfass von Leistikow, 

U 400 mit Wechselaufbau-
kehrmaschine SK 350 von
Schmidt Winterdienst und Kom-
munaltechnik, Isobus-Steuerung
und Kamera

U 400 mit Frontausleger der
Mulag Fahrzeugwerke und
Flachsilostreuer von Schmidt;
auch dieser Unimog ist mit Iso-
bus und Kamera ausgerüstet

U 400 mit einer kompletten
Ausrüstung von Mulag: Rand-
streifenmäher MRM 300, Leit-
pfostenmäher MLM 200, Heck-
ausleger MHU 800; diese Kom-
bination ist ebenfalls ein Beispiel
für den Isobus-Einsatz

U 400 mit Frontausleger von
Dücker, Flachsilostreuer von
Gmeiner, außerdem Isobus plus
Kamera

U 300 mit Tandem-Mähgerät
von Dücker

U 400 langer Radstand mit
Bankettfräse von Söder in Kom-
bination mit einem Plattenver-
dichter

U 400 langer Radstand mit
Front-Holzhäcksler von Dücker
und Absetzkipper von Jotha

U 400 A, ein Unimog in
Agrarausführung mit Front-
flächen- sowie Heckseitenmul-
cher von Dücker

Dabei stellt die Kombination
des U 300 mit dem Tandem-
Mähgerät von Dücker eine für
den Praktiker bedeutsame Neu-
heit dar. Bisher war dieses Mäh-
gerät wegen des Gewichtes an
der Vorderachse nur auf dem
größeren U 400 einsetzbar, jetzt
dank einer innovativen Heckbal-
lastierung auch beim U 300.

Interessante Einzellösungen
sind auch die Bankettfräse mit
Plattenverdichter am U 400 -
hier geht es um Reprofilierung

der Bankette, um den Wasser-
ablauf von der Straße zu gewähr-
leisten und Frostschäden vorzu-
beugen. Der Front-Holzhäcksler
gibt ein praxisnahes und im Ab-
lauf spektakuläres Beispiel für
den Umgang mit dem nach-
wachsenden Rohstoff Holz ab. 

Höchste Technik-Standards 

Die Vier- und Sechszylinder-
Motoren der Baureihe 904 LA
und 906 LA in der Leistung von
110 kW (150 PS) bis 210 kW
(286 PS) spiegeln wie die ge-
samte Nutzfahrzeugpalette von
Mercedes-Benz einen sehr ho-
hen Stand der Abgastechnik wi-
der. Die Unimog verfügen über
Blue-Tec-Technlogie (Stickoxi-
de werden durch Zuführung von
Harnstoff eliminiert), erfüllen
die Abgasregelung Euro 4 und
garantieren außerdem einen sehr
niedrigen Feinstaubausstoß.

Einmalige Stellung 
auf dem Markt

Mehrere technische High-
lights geben dem Mercedes-
Benz Unimog eine einmalige
Stellung auf dem Markt. So er-
laubt die Wechsellenkung Vario-
Pilot ein Verschieben von Lenk-
rad und Lenksäule sowie der Pe-
dalerie auf die jeweils andere
Seite im Fahrerhaus - eine we-
sentliche Einsatzerleichterung,
wenn es um gute Sicht auf den
rechten Fahrbahnrand geht.

Der halbautomatisierten Telli-
gent-Schaltung von Mercedes-
Benz steht im Unimog als Alter-
native „Automatic-Shift“ zur
Verfügung, eine elektronisch au-
tomatisierte Schaltung. Sie er-
laubt manuelle Bedienung
(Schalten ohne Kuppeln) oder
automatischen Fahrbetrieb.

Eine weitere Unimog-Spezia-

lität stellt die serienmäßig einge-
baute Wendeschaltung EQR
(„Electronic Quick Reverse“)
dar. Hier ist ein schneller Wech-
sel zwischen Vorwärts- und
Rückwärtsfahrt ohne Anhalten
möglich - wichtig zum Beispiel,
um das Fahrzeug beim Freiräu-
men einer Kreuzung schneller zu
reversieren.

Ein Bedienpult für alle -
der Isobus

Eine Unimog-Spezialität ist
auch der Isobus. Nach umfang-
reichen Praxiserprobungen ist
das innovative Datenverarbei-
tungssystem nun serienreif. Es
ermöglicht eine einheitliche Be-
dienung völlig verschiedener
An- und Aufbaugeräte mit nur
einem Bedienpult über Dreh-
und Drucktasten. Über eine ge-
normte Schnittstelle kommen
die notwendigen Daten aus dem
Rechner des An- bzw. Aufbau-
gerätes in das Isobus-Bedienter-
minal, werden dort gespeichert
und stehen zum Abruf bereit.

Verschiedenartige Geräte las-
sen sich aufrufen ohne Vorpro-
grammierung und ohne Umstel-
lung von der Software des einen
Geräteherstellers auf die des an-
deren. Dieses hohe Maß an
Kompatibilität wird ab 2008
noch ergänzt durch die integrier-
te Möglichkeit der Datenerfas-
sung als Grundlage für Lei-
stungsnachweise zum Beispiel
im Winterdienst oder für die Ab-
rechnung privater Dienstleister.

Spezialisten unter sich

Der Unimog kommt aus ei-
nem „Werk im Werk“. Der Pro-
duktbereich Sonderfahrzeuge
verfügt innerhalb des großen
Lkw-Produktionsstandortes
Wörth über eine eigene Ferti-
gungsstraße. 750 Mitarbeiter
sind damit beschäftigt, im Jahr
rund 2.000 Mercedes-Benz Uni-
mog und 1.000 Mercedes-Benz
Econic zu bauen, ein vornehm-
lich auf die Abfallentsorgung zu-
geschnittenes Lkw-Fahrgestell.
Man ist hier in vielen Branchen
zu Hause, wird der Unimog doch
in sehr unterschiedlichen und oft
extreme Anforderungen stellen-
den Einsatzfeldern genutzt. Ob
nun der neue U 20, die Geräte-
träger U 300, U 400 und U 500
oder die Typen der hochgelän-
degängigen Baureihe U 3000, U
4000 und U 5000. Neben Win-
terdienst, Grünflächenpflege und
anderen Arbeiten im Garten- und
Landschaftsbau können das sein
Waldbrandbekämpfung, Baum-
verpflanzung, Profilieren von
Gräben, Bohren von Erdlöchern,
Rangierarbeiten auf der Schiene
oder Rettungsdienste in unweg-
samem Gelände. 325.000 Ein-
heiten des „Universal-Motor-
Gerät“ (dafür steht die Abkür-
zung „Unimog“) wurden in 59
Jahren gebaut. 

rigeren Preis. Beim zulässigen Gesamtgewicht liegt der U 20 zwischen 7,5 und 8,5
Tonnen, die Achslasten sind mit 4,8 Tonnen zurAufnahme von Anbaugeräten gut
bemessen. Auf den Bildern ein Modell mit Frontausleger-Böschungsmäher. 

Neuer kompakter Unimog-Geräteträger U 20: Die bewährte Technik der größe-
ren Geräteträger U 300, U 400 und U 500 verbindet der Mercedes-Benz Unimog
U 20 mit weniger Fahrzeuggewicht, ausgeprägter Wendigkeit und einem nied-
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Kommunalpolitik . Wirtschaft . Recht . Technik . Praxis
Gemeindezeitung

Am Rednerpult Staatssekretär Hans Spitzner, neben ihm
Landrat Herbert Mirbeth, Bürgermeister Karl Holmeier, Bür-
germeister Alois Scherer, Patrizia Steiner, Bürgermeister Ger-
hard Weber und Baudirektor Johann Weber. Bild: M. Bauer

„Oberpfälzer Kommunalgipfel“:

Stärkung des ländlichen
Raumes als Schulstandort

Mit Fragen der Erziehung und Ausbildung sowie dem Klima-
wandel beschäftigte sich vor kurzem der zweite „Oberpfälzer
Kommunalgipfel“. Aber auch grundsätzliche Fragen der Kom-
munalpolitik kamen nicht zu kurz. Der Oberpfälzer Bezirksver-
band der Kommunalpolitischen Vereinigung der CSU (KPV)
hatte dazu zusammen mit dem CSU-Bezirksverband in den
Landgasthof Schnaus nach Oberpfraundorf (Markt  Beratz-
hausen) eingeladen.

Geschlossenheit forderte der
CSU-Bezirksvorsitzende und
Wirtschaftsstaatssekretär Hans
Spitzner. Er hob angesichts der
Kommunalwahlen im kommen-
den Jahr hervor, dass die CSU
mit ihren Kommunalpolitikerin-
nen und Kommunalpolitikern
das politische Angebot sei, das
als Partei in der Bevölkerung ei-
ne tiefverwurzelte Tradition hat,
und im Land, im Bund und in
Europa die Interessen der Men-
schen vertrete. „Wir müssen die
Anliegen der Leute draußen
ernst nehmen. Wir verstehen uns
als eine Einheit - und das ist eine
Chance, das ist unsere Kraft“,
stellte der Staatssekretär fest, der
eingestand, dass die Kommunal-
politik zuletzt etwas zu kurz ge-
kommen sei. Zur Forderung
nach mehr finanzieller Ausstat-
tung für die Schulen in Bayern
meinte er: „Wer Prioritäten setzt,
der muss auch den Mut haben,
zu sagen, was nachrangig ist!“

„Wettbewerbseiferer“

Die Kommunalwahlen griff
auch der Oberpfälzer KPV-Vor-
sitzende, der Regensburger Land-
rat Herbert Mirbeth, auf. Im Vor-
jahr hatte er diese Veranstaltung
zum ersten Mal in Weiden initi-
iert, die er als eine Auseinander-
setzung über aktuelle Alltagsfra-
gen wie auch über grundsätzliche
Themen versteht. Er stellte die
Frage, wie das Rathaus bzw.
Landratsamt der Zukunft ausse-
hen, wenn „die Wettbewerbs-
eiferer in Brüssel und auch in 
den Kartellabteilungen der Wirt-
schaftsministerien den Angriff
auf den Kern des Selbstverwal-
tungsrechts nicht beenden“.

Als mögliche Beispiele, wo
solche Gefährdungen vorliegen,
nannte er das Wasser bzw. die Ab-
wasserbeseitigung, die Müllab-
fuhr, den ÖPNV und die Sparkas-
sen. „Kommunales Handeln war
nach unserem Verständnis immer
eingebettet in eine soziale Markt-
wirtschaft, die etwas anderes ist
als die freie Marktwirtschaft“,
verdeutlichte Mirbeth und nannte
die Elemente Sozialstaatsprinzip,
Rechtsstaatsprinzip und Demo-
kratieprinzip - insgesamt eben das
Subsidiaritätsprinzip als politi-
sches Gestaltungselement. Und er
wurde noch konkreter. „Darum
muss im europäischen Verfas-
sungsvertrag auch die kommuna-
le Daseinsvorsorge, die im eu-
ropäischen Sprachgebrauch als
Dienstleistung von allgemeinem
wirtschaftlichen Interesse be-
zeichnet wird, nicht in die gesetz-
geberische Gewalt europäischer
Gremien gegeben werden, son-
dern weiterhin in der Zuständig-

keit der nationalen Parlamente
verbleiben. Daseinsvorsorge ist
ein unverzichtbarer Kern unseres
kommunalen Verständnisses - ein
Kern, der nicht ausgehöhlt wer-
den darf, will man das kommuna-
le Verständnis nicht völlig auf den
Kopf stellen.“ Er sprach sich ge-
gen zu große Gebietseinheiten
aus, warnte vor einer neuen Ge-
bietsreform und plädierte für eine
Stärkung des ländlichen Raumes.
Mirbeth wörtlich: „Deswegen
kann es nicht sein, dass die Frage
von Metropolregionen allein vor
dem Hintergrund von Förderku-
lissen diskutiert wird.“

Zum Thema „Der ländliche
Raum muss Schulstandort blei-
ben!“ referierte der 1. Bürgermei-
ster Karl Holmeier aus Weiding,
der zugleich Chamer Kreisvorsit-
zender im Bayerischen Gemein-
detag ist. Angesichts des viel-
fach festzustellenden Ausblutens
der Schulen auf dem Land appel-
lierte er an die CSU-Fraktion im
Bayerischen Landtag, die Schul-
standorte (vor allem die der
Hauptschulen) im ländlichen
Raum zu sichern. „Wir haben im
ländlichen Raum nur dann eine
gleichberechtigte Chance ge-
genüber den Ballungsräumen,
wenn wir die Schulen soweit als
möglich in der Fläche halten“,
meinte Holmeier und nannte als
positives Beispiel die Schulorga-
nisation in Südtirol.

Ruf nach mehr Kindern

Anhand der Betreuungsange-
bote in seiner Gemeinde vermit-
telte der 1. Bürgermeister von
Deining, Alois Scherer, das The-
ma „Das Land braucht wieder
mehr Kinder!“ Dabei hob er be-
sonders die Notwendigkeit der
Flexibilität bei diesen Angeboten
hervor. Patrizia Steiner, ebenfalls
aus Deining und beruflich Lehre-
rin für Pflegeberufe, zeigte in
ihrem Impulsreferat „Notwendig-
keit der Kinderbetreuung“ die
Belastungen, Möglichkeiten und
die nötigen Rahmenbedingungen
für Schule und Betreuung auf, da-
mit Familie und Beruf in einem
vernünftigen Nebeneinander
möglich sind.

Der Regensburger Bürgermei-
ster Gerhard Weber und Baudi-
rektor Johann Weber vom Lan-
desamt für Umweltschutz spra-
chen schließlich über den „Kli-
mawechsel und seine Auswirkun-
gen auf die Kommunen“. Zu die-
sem Thema verabschiedete die
Versammlung ebenfalls eine Re-
solution wie eine über die Stär-
kung des ländlichen Raumes und
über die Ansiedlung der Bundes-
polizei in Schwandorf statt in
München. Markus Bauer

Gemeinsame Jahrespressekonferenz der Euregio Egrensis:

Chance des 
Miteinanders

Das im Erzgebirge gelegene Schneeberg war Veranstaltungsort
der Euregio-Egrensis-Jahrespressekonferenz. Mit einem „Hal-
lo Nachbar“ begrüßte der Gastgeber, Landrat Karl Matko aus
dem Landkreis Aue-Schwarzenberg die Teilnehmer der drei
Arbeitsgemeinschaften aus Böhmen, Bayern sowie Sachsen/
Thüringen.

Der Landrat des Vogtlandkrei-
ses und Vorsitzende der AG
Sachsen/Thüringen e.V., Dr. Tas-
silo Lenk, ging auf den Ab-
schluss der Förderperiode IN-
TERREG III A ein. Mit Hilfe
von ca. 60 Mio. EUR Fördergel-
dern konnten seinen Ausführun-
gen zufolge ca. 120 grenzüber-
schreitende Projekte auf den
Weg gebracht werden, wie z. B.
Handy-Ticketing, Sächsisch-
Tschechisches Hochschulzen-
trum oder Deutsch-Tschechi-
sches Zentrum für den Winter-
sport (Vogtlandarena). Lenk
wies auf die Einzigartigkeit der
Region zwischen den Metropo-
len hin und rief dazu auf, diese
zu nutzen und weiter auszubau-
en. Es gebe keine Alternative da-
zu, „unseren Wirtschafts- und
Lebensraum an der Nahtstelle
zwischen Bayern, Böhmen,
Sachsen und Thüringen gemein-
sam zu gestalten.“

Schwerpunkt Tourismus

Der Vizepräsident der Euregio
Egrensis AG Böhmen, Mgr. Da-
libor Blazek, Bürgermeister der
Stadt Aš (Asch), berichtete von
den Aktivitäten seiner Arbeitsge-
meinschaft im vergangenen Jahr.
Einen Hauptschwerpunkt, so das
Stadtoberhaupt, bildete der Tou-
rismus, die AG beteiligte sich u.
a. an den wichtigsten tschechi-
schen Tourismusmessen „Holi-
day World“ in Prag und „Re-
giontour“ in Brno (Brünn). Im
Jahr 2006 fand das Gemeinsame
Jugendsommerlager in der Nähe
von Liebenstein/Líbá statt. Die
böhmische Arbeitsgemeinschaft
stelle den Trend fest, dass in
tschechischen Schulen verstärkt
Englisch und Französisch - statt
Deutsch - gelernt wird. Mit Hilfe
der „Sprachoffensive“ der EE,

die auf tschechischer Seite für
das Erlernen der deutschen Spra-
che wirbt, könnte dem entgegen-
gewirkt werden.

Sprachoffensive

Aus der AG Bayern berichtete
deren Präsidentin, Dr. Birgit Seel-
binder, Oberbürgermeisterin der
Stadt Marktredwitz. Die beiden
Hauptschwerpunkte der Aktivitä-
ten im letzten Jahr bildeten laut
Seelbinder die Grenzüberschrei-
tende Gartenschau Markredwitz -
Cheb/Eger von Mai bis Septem-
ber 2006 sowie die „Sprachoffen-
sive“, die das Ziel verfolgt, der
Bevölkerung im unmittelbaren
Grenzraum den Nutzen der
Sprachkompetenz „Tschechisch“
ins Bewusstsein zu rücken. Da-
zu wurden Aktivitäten, wie z. B.
ein Kursleitertreffen der Tsche-
chischdozenten an den Volks-
hochschulen im Euregio Egren-
sis-Gebiet, ein Sprachenfest in
Oelsnitz/Vogtland sowie eine
Sprachkursdatenbank für Tsche-
chischkurse ins Leben gerufen.

Rolle der Euroregionen

Ehrengast der Jahrespresse-
konferenz war der Minister für
Bundes- und Europaangelegen-
heiten und Chef der Staatskanz-
lei Thüringen, Gerold Wucher-
pfennig. Er gab einen Einblick in
die Schwerpunkte und Prioritä-
ten der deutschen EU-Ratspräsi-
dentschaft. Wucherpfennig be-
tonte die wichtige Rolle der 
Euroregionen, Europa durch
grenzüberschreitende Projekte
für Bürger in der hiesigen Re-
gion erlebbar zu machen. Eine
Schlüsselrolle komme dabei der
Arbeit mit tschechischen und
deutschen Kindern und Jugend-
lichen zu. DK

Nördlinger Mess’ 2007:

„Kommen, sehen, staunen“!
Vom 9. bis 18. Juni war das schwäbische Nördlingen wieder
Schauplatz der traditionellen Nördlinger Mess’ und der Rieser
Verbraucherausstellung. Die Nördlinger Mess’ ist das größte
Volksfest in Nordschwaben. Attraktive Fahrgeschäfte, Nerven-
kitzel für Junggebliebene, Festzelte mit kurzweiligem Musik-
programm, Biergarten und vieles mehr zogen wiederum mehre-
re zehntausend Besucher an. Gleichzeitig präsentierten neben
dem Volksfest Firmen auf über 3000 qm ihre Neuheiten und un-
terstrichen ihre Leistungsfähigkeit.

Die 1219 zum ersten Mal ur-
kundlich erwähnte Nördlinger
Pfingstmesse war im Mittelalter
eine der bedeutendsten Messen
Oberdeutschlands, deren weites
Einzugsgebiet im 15. Jahrhun-
dert bis ins Elsaß, an den Mittel-
rhein und in die Niederlande, bis
in die sächsischen und polni-
schen Lande, bis nach Linz und
Wien und über die Alpenpässe
hinaus reichte. Unzählige Men-
schen haben die Mess´ besucht
und sich von dem einzigartigen
Flair verzaubern lassen. Obwohl
in den vergangenen Jahrzehnten
die Elektronik Einzug gehalten
hat, ist das Altbewährte heute
noch fast unverändert vorzufin-
den. Diese Mischung macht’s.
Nicht umsonst zählt die Mess’
bayernweit zu den Top-Veran-
staltungen.

Neuheiten

Eine Besonderheit der Nörd-
linger Messe waren einmal mehr
die über 200 Marktstände, die
das Volksfest zu einem großen
Kaufhaus unter freiem Himmel
machten. Zum ersten Mal auf
der Nördlinger Mess’ kam das
High Energy der Familie Kaiser
mit seiner rasanten dreidimen-
sionalen Fahrt zum Einsatz.
Auch das „Wild and Wet“ stellte
eine Neuheit dar. Diese Rafting-
Bahn ist das neueste Großfahr-
geschäft, das zur Zeit auf Reisen
ist. Der Wasserspaß beginnt mit
einer Aufzugsfahrt in 30 Metern
Höhe. Wahre Jahrmarktromantik

vermittelte hingegen das „Kin-
der-Märchen-Hängekarussell“.
Die Besatzung ist zum Teil noch
im Originalzustand, bestehend
aus Holztieren, einer Kutsche
und Oldtimern. 

Publikumswirksamster Veran-
staltungshöhepunkt der Nördlin-
ger Mess´war auch heuer wieder
der große bunte Mess’-Umzug
durch die historische Altstadt.
An dem über zwei Kilometer
langen Spektakel nahmen 66
Gruppen mit ca. 1.900 Mitwir-
kenden teil. Brauereigespanne
gab es ebenso zu sehen wie hi-
storische Gruppen, Trachten-
gruppen und Musikkapellen. Die
Kinder konnten sich auf den
Festwagen des Schwäbischen
Schaustellerverbandes freuen,
denn von dort wurden wieder
Freifahrten verteilt. DK

Erich Stohl feierte
65. Geburtstag 

Am 8. Juni konnte Küh-
lenthals Bürgermeister Erich
Stohl seinen 65. Geburtstag
feiern. Seit 1984 trägt er Ver-
antwortung in der Kommu-
nalpolitik. Stohl begann seine
Karriere als Gemeinderat in
Kühlenthal. 1996 wurde er 2.
Bürgermeister, seit sechs Jah-
ren steht er an der Spitze der
kleinsten Gemeinde im Land-
kreis Augsburg. 

Landrat Karl Vogele be-
zeichnete Stohl als einen
Mann mit Grundsätzen und
einen Bürgermeister mit offe-
nem Ohr, weitem Herz und
helfender Hand. 2001 erst-
mals zum Bürgermeister ge-
wählt, habe Stohl Gestal-
tungskraft bewiesen und sich
an die Verwirklichung zu-
kunftsweisender Vorhaben in
Kühlenthal gemacht. Ein si-
cherlich großer Erfolg sei der
Ausbau der Gemeindeverbin-
dungsstraße von Kühlenthal
zur Staatsstraße nach Meitin-
gen und zur neuen B2-An-
schlussstelle. „Sie zeigen auch
in schwierigen Zeiten Ge-
spür für das Machbare. Man
merkt, dass Ihr Herz für Ihre
Heimatgemeinde schlägt“,
lobte der Landrat den Jubilar.
Kühlenthals Oberhaupt sei ein
Mann, der alles von sich ab-
verlange, doch dabei nie das
Ziel aus den Augen verliere -
den Ort zu einem blühenden
Gemeinwesen zu gestalten.
„Die Liebe zur Heimat ist
wohl Ihre entscheidende An-
triebsfeder“, so Vogele weiter.
Auch deshalb hat sich Stohl
u. a. 16 Jahre lang als Vorsit-
zender des Obst- und Gar-
tenbauvereins Kühlenthal
engagiert.

Bezirk Oberbayern:

Polt und Vernon erhalten
Kulturpreis 2007

Der Kabarettist Gerhard Polt und die Professorin für Tanz-
pädagogik Konstanze Vernon erhalten am 24. Juni 2007 den
Oberbayerischen Kulturpreis. Die höchste Auszeichnung des
Bezirks Oberbayern wird im Rahmen der Oberbayerischen
Kulturtage verliehen, die in diesem Jahr in Murnau stattfinden. 

Der Kabarettist, Schauspieler
und Regisseur Gerhard Polt wur-
de am 7. Mai 1942 in München
geboren, wuchs in Altötting auf,
lebte während seines Studiums
vier Jahre in Schweden und
wohnt heute in Schliersee. Er
zählt zu den bekanntesten und er-
folgreichsten Kabarettisten im
deutschen Sprachraum.

1976 trat Polt in der Münchner
„Kleinen Freiheit“ zum ersten
Mal mit kabarettistischem Pro-
gramm auf, später spielte er am
Schiller-Theater in Berlin. Dem
breiten Publikum wurde er durch
die 12-teilige TVSerie „Fast wia
im richtigen Leben“ (1979 bis
1988) und durch legendäre Auf-
tritte in Dieter Hildebrandts 
Kabarett-Sendung „Scheibenwi-
scher“ bekannt. Seinem ersten
Spielfilm „Kehraus“ (1983) folg-
te 1988 der Erfolgsfilm „Man
spricht deutsh“, den er zusammen
mit Regisseur Hanns Christian
Müller produzierte. 

Die ehemalige Primaballerina
an der Bayerischen Staatsoper,
Gründerin des Bayerischen
Staatsballetts und Professorin für
Tanzpädagogik Konstanze Ver-

non wurde am 2. Januar 1939 in
Berlin geboren und lebt in Mün-
chen. Sie kam 1963 als Solistin in
das Ballett der Bayerischen
Staatsoper. Von 1988 bis 1998
war sie Direktorin des Bayeri-
schen Staatsballetts. In dieser
Zeit ist es ihr gelungen, namhaf-
te Choreografen und Solisten
nach München zu engagieren
und ihre Compagnie zu einer in-
ternational führenden Ballett-
truppe zu formen. 

Vernon hat sich mit besonde-
rem Engagement der Ausbildung
des tänzerischen Nachwuchses
gewidmet. Nach Abschluss ihrer
aktiven Tänzerlaufbahn gab sie
als Professorin an der Hochschule
für Musik in München ihr Kön-
nen und ihre Erfahrung an die
Studierenden weiter. Mit der
Heinz-Bosl-Stiftung hat sie 1978
eine Ballettschule gegründet, die
sie auf höchstes internationales
Niveau geführt hat. Damit steht
dem Tänzernachwuchs in Bayern
eine der besten Talentschmieden
zur Verfügung.

Weitere Informationen im 
Internet unter www.bezirk-
oberbayern.de
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„Hurra, weißer Rauch
steigt in Berlin auf. Über die
unschuldigen Kindlein des
Landes wird sich bald ein
Füllhorn von Bundesmitteln
zum Krippenbau ergießen.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
hatte einen seiner sarkasti-
schen Tage, als die Nachricht
kam, dass der Bund bis 2013
vier Milliarden Euro in ein
Sondervermögen zum Krip-
penausbau einzahlen möchte.

Sondervermögen klingt ja gut. Obwohl - als
die Opposition noch schwarz oder rot war, da
hätte man es einen Schattenhaushalt genannt,
wenn man Gelder neben dem eigentlichen Etat
ausgeben will. Aber die Zeiten stehen halt auf
Einigkeit. Und so geht das Spiel weiter, das der
Bund schon bei den Ganztagsschulen gespielt
hat: Er gibt ein bisschen was für die einmaligen
Investitionen dazu, um die Folgekosten, vor al-
lem das Personal, dürfen sich andere kümmern.

Aber was solls. Besser der Bund gibt was da-
zu, als dass alles an den Kommunen alleine kle-
ben bleibt. Denn über eines braucht man sich
keine Illusionen zu machen: Es geht nicht mehr
um die Frage, ob man mehr Krippen einrichten
muss. Der Zug ist abgefahren. Der öffentliche
Druck ist überall zu groß, die Bevölkerung will
diese Angebote. Die Frage ist nur noch, wie
schnell und bis zu welchem Versorgungsgrad
man im Ausbau geht. So ist es bei uns auch.
Krippen haben eine mächtige Lobby, bei uns
allen voran durch die Stadträtin Dr. Claudia
Elfer, die als allein erziehende Mutter von Zwil-
lingen am eigenen Leibe verspürt hat, wie
wichtig ein sinnvolles Betreuungsangebot ist.

Und das Timing der Berliner für ihre Segens-
nachricht war ja perfekt. Zur gleichen Zeit er-
schienen Berichte, wonach der deutsche
Traum-und-Taumel-Sommer 2006 jetzt positive
Folgewirkungen in Form einer sprunghaften
Steigerung der Geburtenzahlen nach sich zieht.
Damit sind allerdings nicht Kinder gemeint, die
schon vor ihrer Geburt Objekte parteiinterner
Machtkämpfe wurden. Sondern es geht um die
durchaus ernst gemeinte Behauptung, dass die

Fußball-Weltmeisterschaft
2006 einen Baby-Boom in
Deutschland ausgelöst habe.

Seit Jahren warnen seriöse
Ökonomen vor den wirt-
schaftlichen Folgen, wenn ein
Volk zu wenig Kinder hat und
zu wenig Ersparnisse auf-
häuft. Letzteres können wir ja
bekanntlich nicht, weil der
Staat meint, unsere Erspar-
nisse wären in Form von
Steuern bei ihm in besseren

Händen und ersteres haben die jungen Frauen
und Männer dieses Landes durch faktisches
(Nicht-)Handeln zu vertreten. Vor allem auf un-
sere Altersversorgung wirkt es sich katastro-
phal aus, dass Adenauer irrte, als er sagte
„Kinder kriegen die Leute immer“.

Also mit Vernunft ist das Geburtenhoch nicht
zu erklären. Mit Euphorie angesichts guter
Spiele und unerwarteter Sieg unserer Mann-
schaft? Mit Verlaub: Das, zu was Frau und
Mann sich nach dem Wunder gegen Argentini-
en zu tun hingezogen gefühlt haben mögen,
muss angesichts diverser mechanischer und
pharmazeutischer Hilfsmittel nicht unbedingt
in die Zeugung münden. 

Ein weites Feld für Forscher. War es viel-
leicht der Optimismus, die Fröhlichkeit und
Aufbruchstimmung der WM-Tage, die manch
einen auf den Gedanken gebracht haben mag,
es lohne sich, Kinder in diese farbige Welt zu
setzen? War es das Erlebnis von Gemeinschaft,
das manche überzeugt hat, dass es außer Arbeit
und Karriere was anderes gibt? 

Mein Chef, der Bürgermeister, glaubt an die
Kraft der Zuversicht, die animiert, Kindern das
Leben zu schenken und sie am Guten in der
Welt teilhaben zu lassen. Ob Krippe oder nicht
- Hauptsache die Kinder sind erwünscht und
die Politik gibt den Eltern größtmögliche Ent-
scheidungsfreiheit über die Betreuungsform.
Denn dass Kinder ein Synonym für Zukunft
sind, wusste schon Goethe auf dem heutigen
Kalenderblatt: „Wenn man vom Kinde redet
spricht man niemals den Gegenstand, sondern
immer nur seine Hoffnungen aus.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Von der Kraft 
der Zuversicht

Briefmarke über Fürth: Oberbürgermeister Dr. Thomas Jung
(links) und der parlamentarische Staatssekretär im Bundesfi-
nanzministerium Karl Diller Foto: Heinz Wraneschitz

1000 Jahre Fürth: 

Ein Jahr der Feste 
Ruf als „Fränkisches Jerusalem“ ist umstritten / Stadt der Denkmäler
und Solaranlagen / Stadtpark ein Überbleibsel der Bundesgartenschau

1000 Jahre Fürth: Am Anfang des Jahres 2007 stand eine Brief-
marke. Millionenfach ist seitdem auf einem 45-Cent-Wertzeichen
der Deutschen Post das Alter der Stadt mit dem Kleeblatt im
Wappen nachzulesen. Doch richtig herumgesprochen hat es sich
scheinbar immer noch nicht: Nürnbergs kleine Schwester hat 50
Jahre ältere Stadtrechte als die Nachbargemeinde. 

Vielleicht deshalb diese Feste-
Offensive: Fast scheint es, als
wolle die Stadt für jedes der 1000
Jahre eine Feier organisieren.
Kein Tag ohne Fete; oft sind es
fast ein Dutzend „Events“, wie
auf der eigens eingerichteten In-
ternetseite www.1000-Jahre-Fu-
erth.de zu lesen ist.

Seit Beginn der Industrialisie-
rung hat Fürth den Ruf, Stadt der
1000 Schlote zu sein: Schwarz,

darauf. Stilisiert zu sehen ist unter
anderem das Rathaus: Zwischen
1840 und 1850 errichtet, wurde
vor allem der Turm zum Wahrzei-
chen von Fürth. Er ist jenem am
Palazzo Vecchio in Florenz nach-
empfunden. 

Dass sie über 2.000 Baudenk-
male beherbergen, die höchste
Denkmaldichte von ganz Bayern
- das wurde auch den Fürthern
erst nach und nach klar. Den Titel

beratungszentrum deutschland-
weit; in der Solarbundesliga der
Großstädte Rang 4: Beispiele für
die erfolgreiche Umorientierung
der Wirtschaft auf Zukunftsthe-
men. 

Dennoch sind die Fürther
Stadteltern auch auf die Vergan-
genheit stolz. Sogar der Spiegel-
industrie haben sie kürzlich ein
Denkmal gesetzt. Und das, ob-
wohl die eine hochgiftige Altlast
hinterließ, deren Reparatur viel
Geld verschlang: Mit Quecksil-
ber, dem Spiegelrohstoff des 19.
Jahrhunderts waren Häuser und
Böden in großen Teilen der In-
nenstadt verseucht. 

In den Jahren nach dem zwei-
ten Weltkrieg traten in Fürth Ge-
borene als wichtige Figuren der
Zeitgeschichte in Erscheinung:
Der „Vater des deutschen Wirt-
schaftswunders“ Ludwig Erhardt
beispielsweise stammt aus der
Kleeblattstadt. Zwar war er nie
Mitglied der CDU, doch deren
Vorsitzender konnte er ebenso
werden wie Wirtschaftsminister
und Bundeskanzler. An den wohl
bekanntesten Zigarrenraucher
Deutschlands erinnert inzwischen
das Stadtmuseum und eine Büste. 

Petticoat und Schickedance

Parallel zu Politiker Erhardt
machten zwei Industrielle von
sich Reden: Max Grundig, der
Erfinder des Volksradios Heinzel-
mann, und Gustav Schickedanz,
der Gründer des Großversand-
hauses Quelle. Den Dreien wid-
mete das besuchenswerte Fürther
Stadttheater im Jubiläumsjahr
übrigens die erfolgreiche Revue
„Petticoat und Schickedance“.
Doch inzwischen ist der Grundig-
Konzern zerschlagen; Quelle
kämpft gemeinsam mit Karstadt
ums Überleben. Das macht deut-
lich, warum ein Umbau der Fürt-
her Wirtschaft mehr als nötig war. 

Auch Henry Kissinger, der
ehemalige US-Ex-Außenmi-ni-
ster, ist ein echter „Fädder.“ Ihr
jüdischer Glauben veranlasste die
Familie, 1938 wegen der Nazis in

düster, verraucht. Dagegen weh-
ren sich die Verantwortlichen mit
allem, was sie haben. Denn die
Industrie zeigt nun ein sonniges
Gesicht: In Fürth sind heutzutage
kaum noch qualmende Essen zu
sehen. Kein Wunder, dass die
Stadtverwaltung versucht, die
Außenwirkung der kleinen Groß-
stadt zu verbessern. 

2.000 Baudenkmale 

Ein auffälliges Beispiel: Auf
den Autobahnen rundherum wer-
den Schilder aufgestellt. „Fürth -
Denkmal- und Solarstadt“ steht

„Solarstadt“ hat sich Oberbürger-
meister Thomas Jung dagegen
selbst ausgedacht: Als am frühe-
ren Müllberg, direkt neben dem
Rhein-Main-Donau-Kanal, vor
Jahren die damals größte Solar-
stromanlage Bayerns eingeweiht
wurde, hielt er das für geboten. 

Selbsternannte Solarstadt

Inzwischen hat die selbster-
nannte „Solarstadt“ den Namen
mehr als verdient. Hersteller von
Solarglas und Wechselrichtern;
ein großes Systemhaus; das im-
mer noch einzige neutrale Solar-

die USA zu emigrieren. So konn-
te Henry als erster Einwanderer
Regierungsmitglied der Vereinig-
ten Staaten werden. 

Vor der Naziherrschaft hatte
sich Fürth den Ruf eines „Frän-
kischen Jerusalem“ erarbeitet.
Wohl in keiner anderen deutschen
Stadt konnten Menschen jüdi-
schen Glaubens freier leben, ohne
Pogrome und ohne Ghetto. Auch
wenn ihnen oft höhere Steuern
aufgebrummt wurden als ihren
christlichen Mitbürgern. 

Dieser verhältnismäßig gro-
ßen Glaubenstoleranz ist es wohl
zu verdanken, dass hier der be-
kannteste deutsch-jüdische Dich-
ter lebte: Jakob Wassermann. In
den Anfangsjahren des 20. Jahr-
hunderts war er der meistgelesene
deutschsprachige Schriftsteller -
seit 1933 sind kaum noch Roma-
ne und Essays von Jakob Wasser-
mann zu lesen. Die Geschichte
der Juden in Franken arbeitet das
jüdische Museum auf.

Sportlich breit aufgestellt

Sportlich sind die Fürther gera-
de im Jubeljahr breit aufgestellt:
Den „Jahrtausend-Marathon“ am
17. Juni wollen über 3.200 Läufe-

rinnen und Läufer bestreiten. Der
Frauen-Tennis-Federationscup
gastierte bereits, und die Bayern-
Radrundfahrt wird hier enden.

Verschlossenes Tor

Dagegen müssen die „Klee-
blättler“ im Fußball weit zurück
blicken auf ihre Erfolge. Einer ist
ihnen niemals zu nehmen: Fürth

errang im Jahre 1914 als erster
bayerischer Verein den Titel des
Deutschen Fußballmeisters. 

Doch das ist lange her. Seit es
Bundesliga gibt, versuchen die
Kleeblättler, dort hinein zu kom-
men: Im Jahr 2007 gelang dies
wieder nicht. Das Tor zur höch-
sten deutschen Spielklasse
scheint Fürth auf ewig verschlos-
sen. Heinz Wraneschitz

Erster Münchner CSU-Familiengipfel:

Kinderbetreuung flexibilisieren!
„Wie können die notwendigen Kinderbetreuungsplätze in der
Landeshauptstadt möglichst schnell realisiert werden?“ laute-
te das Thema des ersten Münchner CSU-Familiengipfels in der
CSU-Stadtratsfraktion. Auf Einladung des Fraktionsvorsit-
zenden und OB-Kandidaten, Stadtrat Josef Schmid, trafen
sich Elternvertreter, Vertreter der Träger von Kinderbetreu-
ungseinrichtungen und Familienpolitiker von Stadt und Land. 

Wie Sozialministerin Christa
Stewens und der familienpoliti-
sche Sprecher der CSU im
Bayerischen Landtag, Joachim
Unterländer, betonten, gibt es
seit der Einführung des BayKi-
BiG einen Rechtsanspruch der
Kommunen auf Co-Finanzie-
rung durch den Freistaat, wenn
der Bedarf vor Ort anerkannt
wurde. Elternvertreter sowie
Repräsentanten der Trägerver-
bände verwiesen auf eine Viel-
zahl von Verbesserungs- und
Ausbaumöglichkeiten bei den
Kindertagesbetreuungseinrich-
tungen und machten deutlich,
dass der hohe bürokratische
Aufwand und die hohen Aus-
stattungsstandards oftmals eine
rasche Realisierung von Betreu-
ungsplätzen verhindern. 

Rot-Grünes Versagen

Fraktionsvorsitzender Josef
Schmid wurde deutlicher: Er
kritisierte, dass Rot-Grün es in
fast 15 Jahren ihrer Regierungs-
zeit in München nicht geschafft
habe, ein bedarfsgerechtes Netz
an Kinderbetreuungsplätzen auf-
zubauen. „Da hilft es auch
nicht, mit dem Finger auf die

CSU im Freistaat oder in Mün-
chen zu zeigen, die Verantwor-
tung liegt hier einzig und alleine
bei Rot-Grün“, so Schmid. Bund
und Freistaat hätten mit dem 
Beschleunigungsprogramm von
Bundesministerin von der Leyen
einerseits und dem Rechtsan-
spruch auf Co-Finanzierung so-
wie dem Zukunftsprogramm
„Kinder und Betreuung“ der
Bayerischen Staatsregierung an-
dererseits das Ihre getan. 

Zehn Anträge

„Damit jetzt endlich ein Be-
schleunigungsprogramm auf
den Weg gebracht werden
kann“, wurde beim Familien-
gipfel eine ausführliche „Stoff-
sammlung“ angelegt. Aus dem
Problemschilderungen und An-
regungen wurden folgende zehn
Anträge formuliert und umge-
hend eingereicht: 
1. Bedarfsgerechte und famili-
enfreundliche Kernzeitfestle-
gung in Horten 
2. Aufhebung des städtischen
Tagespflegemonopols und die
Einräumung der Möglichkeit der
Ausbildung von Tagespflege-
kräften auch durch freie Träger 

3. Durchführung der erforderli-
chen Qualifizierung für Ta-
gespflege bei bereits qualifizier-
tem Personal (z.B. Erzieherin-
nen, Lehrerinnen etc.) auch be-
rufsbegleitend 
4. Zurückführung der räumli-
chen Grundvoraussetzungen für
den Betrieb von Großpflege-
Einrichtungen auf das absolut
notwendige Minimum (vor al-
lem Brandschutz) und finanziel-
le Unterstützung für Brand-
schutzmaßnahmen durch die
Stadt 
5. Bei Bedarf Nutzungsmög-
lichkeit von Räumen in Kinder-
betreuungseinrichtungen für Ta-
gespflege außerhalb der Be-
triebszeiten 
6. Überprüfung einer Realisie-
rung eines flexiblen Kinderbe-
treuungsprogramms 
7. Entwicklung eines Konzepts,
wie die Randzeiten der Betreu-
ung in institutionellen Einrich-
tungen durch den Einsatz von
Tagespflegekräften verlängert,
ergänzt und flexibilisiert wer-
den können 
8. Überprüfung der Zusammen-
führung der Zuständigkeiten bei
Kinderbetreuung, so dass an
den Referatsgrenzen keine
Brüche mehr entstehen 
9. Schaffung einer Möglichkeit
zur zentralen Information und
Anmeldung an sämtlichen städ-
tischen Kinderbetreuungsein-
richtungen sowie Aufforderung
an die freien Träger, sich hieran

zu beteiligen; Einsatz der ko-
stenlos vom Bundesfamilienmi-
nisterium zur Verfügung gestell-
ten Software 
10. Bedarfsgerechte Anpassung
der regelmäßigen Öffnungszei-
ten von institutionellen Kinder-
betreuungseinrichtungen. 

Jetzt ist Josef Schmid zufol-
ge die Verwaltung am Zug, die
Anregungen und Anträge auf-
zugreifen, zu bearbeiten und
umzusetzen, denn: „Wir brau-
chen ausreichende und flexible
Kinderbetreuung, damit Fami-
lien in München eine Zukunft
haben.“ DK

Integrationsfirmen im
Bezirk Oberbayern 

Neuauflage des beliebten Nachschlagewerkes vorgestellt

Ausbildung und Arbeit sind zentrale Bestandteile des
menschlichen Lebens. Menschen mit Behinderung, insbeson-
dere psychisch behinderte Menschen, haben häufig Proble-
me, im „normalen“ Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Hier helfen
Integrationsfirmen. Bezirkstagspräsident Franz Jungwirth:
„Diese Firmen beweisen: Wirtschaftlicher Erfolg und sozia-
les Engagement müssen keine Gegensätze sein. Aber gerade
in wirtschaftlich schwierigen Zeiten ist es auch für Integra-
tionsprojekte nicht leicht, sich am Markt zu behaupten.“ 

Hier möchte der Bezirk Oberbayern helfen: Derzeit fördert er
im Rahmen des „Arbeitsmarktprogrammes zur Wiedereingliede-
rung von Menschen mit psychischer Krankheit oder Behinderung
in das Berufsleben“ eine große Anzahl von Integrationsprojekten.
Diese Firmen müssen sich markt- und wettbewerbsorientiert ver-
halten und nach marktwirtschaftlichen Prinzipien produzieren be-
ziehungsweise ihre Dienstleistungen anbieten. Die Spannbreite
der angebotenen Leistungen ist weit: Sie reicht von A wie Abfall-
fragen- Beratung über Gastronomie und beispielsweise Ge-
brauchtwarenverkauf bis hin zu Z wie Zimmererarbeiten. 

Dem Bezirk Oberbayern ist es aufgrund seines gesetzlichen
Auftrages zur Versorgung psychisch kranker und psychisch be-
hinderter Menschen und aus sozialökonomischen Erwägungen
ein Anliegen, Integrationsfirmen nicht nur finanziell zu fördern,
sondern auch deren Bekanntheitsgrad und somit die Nachfrage zu
erhöhen. Um bei der Suche nach solchen Integrationsfirmen in
Oberbayern behilflich zu sein, hat der Bezirk Oberbayern eine
Broschüre aufgelegt, in der Integrationsfirmen mit ihrem Lei-
stungsspektrum vorgestellt werden. Diese liegt nun in einer neuen
Auflage überarbeitet und aktualisiert wieder vor. Sie kann kosten-
los über www.bezirk-oberbayern.de oder telefonisch (089/2198-
1015) bestellt werden.
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Sportgeräte

Fahrradabstellanlagen

Friedhofsbedarf,
Totenkühlgeräte

Kindergarteneinrichtungen
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LANGER s. Fahrradabstellanlagen
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Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
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Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224
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e-Mail info@hugo-knoedler.de
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Vorschau auf GZ 10
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 13, die am 5. Juli erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Finanzierungsmodelle für öffentliche Aufgaben
Umwelt . Abfall . Recycling
Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung liegen die
Beilagen der BayWa AG München und des Beck-Verlags bei.
Wir bitten um freundliche Beachtung.

Zum 50. Geburtstag von Dillingens Landrat Leo Schrell:

Ehrungen „mit Sang und Klang“
Augsburgs Landrat Karl Vogele: Große Wertschätzung über Parteigrenzen

hinweg - Einsatz für die schwäbische Heimat vielseitig gewürdigt 
Dillingen (jdt). Von ansteckendem Optimismus und seinen
bäuerlichen Wurzeln geprägt ist der Dillinger Landrat Leo
Schrell, der seinen 50. Geburtstag feiern konnte. Zu den vielen
Gratulanten aus allen Bevölkerungskreisen gehörten Politiker
aus allen Parteien, Kommunalpolitiker, Vereine, die Kirchen
und - mit „Sang und Klang „ - Musikkapellen und Gesangs-
gruppen. Hinzu kamen nicht zuletzt die Repräsentanten
Schwabens und die Landratskollegen. 

In deren Namen überbrachte
von persönlicher Verbundenheit
zeugende Glückwünsche der Be-
zirksverbandsvorsitzende Schwa-
bens im Bayerischen Landkreis-
tag, der Augsburger Landrat Dr.
Karl Vogele. Er betonte: „Wir
dürfen immer wieder mit Be-
wunderung erleben, wie Du
Dich mit Konsequenz, Nachhal-
tigkeit und Entscheidungsfreude
für ‘Deinen’ Landkreis und un-
sere schwäbische Heimat ein-
setzt“. 

Souveräner Sieg

Bei der Landratswahl am 11.
Juli 2004 setzte sich Schrell
(FUW) schon im ersten Wahl-
gang mit 53,5 Prozent der Stim-
men gegen drei Mitbewerber
durch: MdL Georg Winter
(CSU) 29,7 Prozent, Bernd Stei-
ner (SPD) 14,6 Prozent und Her-
mann Mack (REP) 2,1 Prozent.
Schrell trat die Nachfolge des
langjährigen Dillinger Landrates
Dr. Anton Dietrich (CSU) an, der
im Alter von 61 Jahren gestorben
war. 14 Jahre lang, ab 1990, hat-
te Leo Schrell als Bürgermeister
der Großgemeinde Buttenwiesen
gewirkt. 

Herzliche Glückwünsche zum

50. Geburtstag übermittelten
dem Jubilar Präsident Dr. Uwe
Brandl und das Geschäfts-
führende Präsidialmitglied Dr.
Jürgen Busse. Sie erinnerten
an den Einsatz von Schrell als
Kreisvorsitzender, Bezirksvor-
sitzender und Landesschatz-
meister im Bayerischen Ge-
meindetag sowie im Hauptaus-
schuss des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes. 

Lücke hinterlassen

Wörtlich schrieben Dr. Brandl
und Dr. Busse u. a.: „So sehr
wir uns gefreut haben, dass
Dich die Bürgerinnen und Bür-
ger des Kreises Dillingen zu
ihrem Landrat gewählt haben,
so sehr bedauern wir noch heu-
te die Lücke, die Du bei uns
hinterlassen hast...Es ist uns
immer ein Vergnügen gewe-
sen, Dir auch menschlich be-
gegnen zu dürfen. Deine offe-
ne Art, Deine Gradlinigkeit
und Dein Humor haben Dich
zu einem großen Sympathie-
träger beim Bayerischen Ge-
meindetag gemacht.“

Mit dem besonderen Dank für
die gute Zusammenarbeit verbun-
den war der telefonische Glück-

wunsch von Regierungspräsident
Ludwig Schmid für Leo Schrell.

„Weiterhin eine glückliche
Hand“ wünschte dem jung ge-
bliebenen 50-jährigen Bezirks-
tagspräsident Jürgen Reichert:
„Mit Tatkraft und Ideenreichtum
hast Du die Geschicke der Ge-
meinde Buttenwiesen vertre-
ten...Als Kreisvorsitzender des
Gemeindetages warst Du für
Vieles Motor und Impulsge-
ber...Als Landrat konntest Du für
Deinen Landkreis schon viel
Gutes erreichen.“

Visionär und zuverlässig

In der Gratulation von Landrat
Dr. Vogele, Augsburg, hieß es
weiter: „Gestaltungswille, Visio-
nen und Zuverlässigkeit sind
Kennzeichen Deiner überzeu-
genden Arbeit...Mit Deiner aus-
gleichenden Art genießt Du über
die Parteigrenzen hinweg große
Sympathie und Wertschätzung“.

Landrat Hubert Hafner, Günz-
burg, hob in seinem Glück-
wunsch hervor, dass es Schrell in
verhältnismäßig kurzer Zeit ge-
lungen sei, für den Kreis Dillin-
gen „ein neues Profil zu ent-
wickeln“. Diese positive Arbeit
sei geschehen mit großem Ein-
satz, Kreativität, Mut und Bra-
vour. 

Anruf aus Norwegen

Ebenso wie Hafner dankte der
Donau-Rieser Landrat Stefan
Rößle dem Dillinger Kollegen
für gute Zusammenarbeit und
dessen erfolgreichen Einsatz als
Vorsitzender von „Donautal Ak-
tiv“. Rößle gratulierte telefo-
nisch aus Norwegen, wo er mit
seiner Familie in Urlaub weilte.
Darüber hinaus überbrachte
stellvertretender Landrat und
Bürgermeister Franz Oppel,

Kaisheim, schriftliche Glück-
wünsche von Stefan Rößle 
und ein Geschenk. Oppel war
auch als Kreisvorsitzender des
Bayerischen Gemeindetages im
Kreis Donau-Ries voller Aner-
kennung für die beispielhafte
Zusammenarbeit. 

Der Dirigent

Im Hof des Landratsamtes
Dillingen brachte der Musikver-
ein Binswangen Landrat Schrell
ein stimmungsvolles Ständchen,
mit dem „Parade-Defiliermarsch“
von Franz Bummerl und dem
„Laridah-Marsch“ von Max
Hempel, wobei der so Geehrte
selbst zum Taktstock griff. Für
die Musiker gratulierten Vor-
stand Konrad Bühler und Diri-
gent Christoph Günzel, für den
württembergischen Nachbar-
kreis Heidenheim dessen Land-
rat Hermann Mader. 

Hellebarde übergeben

Von viel Herzlichkeit be-
stimmt war ein Geburtstagsfest
in der Heimatgemeinde Unter-
liezheim. Im „Klosterbräu“ konn-
te Leo Schrell u. a. die Landrats-
stellvertreter Angela Rieder,
Hans-Jürgen Weigl (Oberbürger-
meister von Dillingen) und Al-
fred Schneid, Bezirksrat Hel-
muth Zengerle, aber auch Regio-
naldekan Gottfried Fellner, die
Kreisvorsitzende des Gemeinde-
tages, Bürgermeisterin Hilde-
gard Wanner, Höchstädt, und
viele Freunde begrüßen.

Bürgermeister Michael Wal-
denmayr und 2. Bürgermeister
Peter Hurler (zugleich Vorstand
des SC Unterliezheim) dankten
für die besondere Heimatverbun-
denheit des Jubilars. Diese sei
auch zum Ausdruck gekommen
bei seinem Einsatz als Gemein-
derat von 1984 bis 1994 und als
lange Jahre sehr erfolgreicher
Fußballer des SC und Jugend-
trainer. Der Historische Bürger-
verein Gundelfingen ernannte
Schrell, mit der Übergabe einer
Hellebarde zum „Ehrennacht-
wächter“.

Die Kreisvorsitzende des Bayerischen Gemeindetages im
Landkreis Dillingen, die Höchstädter Bürgermeisterin Hilde-
gard Wanner, gratulierte ihrem Vorgänger Landrat Leo
Schrell herzlich zum 50. Geburtstag. Bild: -jdt- 

1000 Jahre Bistum Bamberg
Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber hat dazu aufgerufen, das
moderne Bayern weiter auf dem Fundament von Tradition und
starken Werten zu gestalten. Bei der Eröffnung der Ausstellung
„Unterm Sternenmantel - 1000 Jahre Bistum Bamberg“ sagte
Stoiber im Bamberger Dom: „1000 Jahre Bistum Bamberg sind
ein Symbol für die Kraft, die Bayern aus der eigenen Identität
und festen Wertmaßstäben zieht.“

Stoiber würdigte in seiner Re-
de die wichtigen Akzente, die
vom Bistum Bamberg und dem
christlichen Leben in ganz Bay-
ern ausgehen: „Die christlichen
Werte geben den Menschen Halt
und geistige Orientierung, sie
sind ein verlässlicher Kompass
in einer Welt, die jeden Tag kom-
plizierter wird.“

Stoiber warb bei seiner Rede
im Bamberger Dom für ein star-
kes Geschichtsbewusstsein der
Menschen in Bayern. Stoiber:
„Wer seine Heimat kennt und
stolz auf sie ist, wird sich auch en-
gagieren. Davon profitieren unser
Land und wir alle zusammen.
Diese Zusammengehörigkeit ist
genauso wichtig wie die richtigen
politischen Weichenstellungen.“

Laut Stoiber ist es ein wichtiges

Signal bayerischer Zusammen-
gehörigkeit, dass der komplette
Domschatz aus staatlichem Be-
sitz zu diesem einzigartigen Ju-
biläum zurück nach Bamberg
kommt. Stoiber: „Mein Ziel war,
dass so viele Bürger wie möglich
diese großen Symbole der Größe,
Stärke und inneren Kraft unseres
Landes in Bamberg sehen kön-
nen.“ Auch die Bayerische Schlös-
serverwaltung wird ab 21. Juli
2007 in der Bamberger Residenz
eine große Jubiläumsausstellung
präsentieren. Dort werden die Be-
sucher auch erstmalig die Gele-
genheit erhalten, die laufenden
Restaurierungsarbeiten in den 
Kaiserräumen der Residenz aus
nächster Nähe zu verfolgen und
einen Blick über die Schultern der
Restauratoren zu werfen.


